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DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND den Mitgliedstaaten ansässigen oder tätigen Wertpapier-
börsen ist geeignet, den Anlegerschutz auf Gemein-DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —
schaftsebene aufgrund der einheitlicheren Garantien in
den einzelnen Mitgliedstaaten gleichwertig zu gestalten;gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
sie wird in jedem dieser Staaten die Zulassung vonGemeinschaft, insbesondere auf die Artikel 44 und 95,
Wertpapieren aus anderen Mitgliedstaaten zur amtlichen
Notierung sowie die Notierung ein- und desselben

auf Vorschlag der Kommission, Wertpapiers an mehreren Börsen der Gemeinschaft
erleichtern, dadurch eine weitergehende gegenseitige
Durchdringung der einzelstaatlichen Wertpapiermärktenach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (1),
ermöglichen, indem sie Hindernisse, soweit aufsichts-
rechtlich vertretbar, beseitigt, und wird sich somit in

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (2), den Rahmen der Bestrebungen zur Schaffung eines
europäischen Kapitalmarktes einfügen.

in Erwägung nachstehender Gründe:

(3) Diese Koordinierung muss für die Wertpapiere unabhän-(1) Die Richtlinie 79/279/EWG des Rates vom 5. März
gig von der Rechtsform der Emittenten dieser Wertpapie-1979 zur Koordinierung der Bedingungen für die Zulas-
re durchgeführt werden und muss daher auch aufsung von Wertpapieren zur amtlichen Notierung an
von Drittstaaten, ihren Gebietskörperschaften oder voneiner Wertpapierbörse (3), die Richtlinie 80/390/EWG
internationalen Stellen mit öffentlichem Charakter bege-des Rates vom 17. März 1980 zur Koordinierung der
bene Wertpapiere angewendet werden; diese RichtlinieBedingungen für die Erstellung, die Kontrolle und die
erstreckt sich daher auf in Artikel 48 Absatz 2 desVerbreitung des Prospekts, der für die Zulassung von
Vertrages nicht genannte Einrichtungen.Wertpapieren zur amtlichen Notierung an einer Wertpa-

pierbörse zu veröffentlichen ist (4), die Richtlinie
82/121/EWG des Rates vom 15. Februar 1982 über
regelmäßige Informationen, die von Gesellschaften zu (4) Gegen Entscheidungen der für die Anwendung dieserveröffentlichen sind, deren Aktien zur amtlichen Notie- Richtlinie zuständigen einzelstaatlichen Stellen sollterung an einer Wertpapierbörse zugelassen sind (5), und ein Rechtsmittel gegeben sein, was die Zulassung vondie Richtlinie 88/627/EWG des Rates vom 12. Dezember Wertpapieren zur amtlichen Notierung anbelangt, ohne1988 über die bei Erwerb und Veräußerung einer dass hierdurch die Ermessensbefugnis dieser Stellenbedeutenden Beteiligung an einer börsennotierten Ge- beeinträchtigt wird.sellschaft zu veröffentlichenden Informationen (6) wur-
den mehrfach erheblich geändert. Aus Gründen der
Klarheit und Wirtschaftlichkeit empfiehlt es sich daher,
sie zu kodifizieren und zu einem einzigen Text zusam- (5) Die Koordinierung der Bedingungen der Zulassung von
menzufassen. Wertpapieren zur amtlichen Notierung muss anfangs

hinreichend elastisch sein, um die derzeitigen strukturel-
len Unterschiede zwischen den Wertpapiermärkten der

(2) Die Koordinierung der Bedingungen für die Zulassung Mitgliedstaaten berücksichtigen zu können, und auch,
von Wertpapieren zur amtlichen Notierung an den in um den Mitgliedstaaten die Möglichkeit zu geben, etwa

auftretenden besonderen Situationen Rechnung zu tra-
gen.

(1) ABl. C 116 vom 20.4.2001, S. 69.
(2) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 24. März 2001

(noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht) und Beschluss des Rates
vom 7. Mai 2001. (6) Aus diesem Grund ist es erforderlich, die Koordinierung

(3) ABl. L 66 vom 16.3.1979, S. 21. Zuletzt geändert durch die zunächst auf die Festsetzung von MindestbedingungenRichtlinie 88/627/EWG (ABl. L 348 vom 17. 12. 1988, S. 62).
für die Zulassung von Wertpapieren zur amtlichen(4) ABl. L 100 vom 17.4.1980, S. 1. Zuletzt geändert durch die
Notierung an den in den Mitgliedstaaten ansässigen oderRichtlinie 94/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
tätigen Wertpapierbörsen zu begrenzen, ohne hierbei(ABl. L 135 vom 31.5.1994, S. 1).
den Emittenten einen Anspruch auf die Börsennotierung(5) ABl. L 48 vom 20.2.1982, S. 26.

(6) ABl. L 348 vom 17.2.1988, S. 62. einzuräumen.
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(7) Diese teilweise Koordinierung der Bedingungen für die (13) Die gegenseitige Anerkennung des Prospektes, der für
die Zulassung von Wertpapieren zur amtlichen Notie-Zulassung zur amtlichen Notierung stellt einen ersten

Schritt auf dem Weg zu einer späteren weitergehenden rung zu veröffentlichen ist, ist ein wichtiger Schritt in
Richtung auf die Schaffung des Binnenmarktes derAngleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten

auf diesem Gebiet dar. Gemeinschaft.

(8) Die Erweiterung des Wirtschaftsraums, in dem die (14) Es empfiehlt sich, die Stellen zu benennen, die für die
Unternehmen ihrer Tätigkeit nachgehen, auf die Dimen- Kontrolle und Billigung des Prospektes, der für die
sionen der Gemeinschaft führt zu einer parallelen Erwei- Zulassung von Wertpapieren zur amtlichen Notierung
terung ihres Finanzierungsbedarfs und der Kapitalmärk- zu veröffentlichen ist, im Fall einer gleichzeitigen Antrag-
te, die sie zur Deckung dieses Finanzierungsbedarfs in stellung auf Zulassung zur amtlichen Notierung in
Anspruch nehmen müssen. Die Zulassung der von mehreren Mitgliedstaaten zuständig sind.
Unternehmen ausgegebenen Wertpapiere zur amtlichen
Notierung an den Börsen der Mitgliedstaaten ist ein
wichtiger Aspekt des Zugangs zu diesen Kapitalmärkten.

(15) Nach Artikel 21 der Richtlinie 89/298/EWG des RatesÜberdies sind im Zuge der Liberalisierung des Kapitalver-
vom 17. April 1989 zur Koordinierung der Bedingungenkehrs die devisenrechtlichen Beschränkungen für den
für die Erstellung, Kontrolle und Verbreitung des Pro-Erwerb von Wertpapieren aufgehoben worden, die an
spekts, der im Falle öffentlicher Angebote von Wertpa-der Börse eines anderen Mitgliedstaats gehandelt werden.
pieren zu veröffentlichen ist (1), muss, wenn öffentliche
Angebote in zwei oder mehreren Mitgliedstaaten gleich-
zeitig oder annähernd gleichzeitig unterbreitet werden,(9) Im Interesse der gegenwärtigen und potentiellen Anleger
ein gemäß den Artikeln 7, 8 oder 12 dieser Richtliniesind den öffentlich zur Zeichnung auffordernden Unter-
erstellter und gebilligter Prospekt für ein öffentlichesnehmen in den meisten Mitgliedstaaten Schutzbestim-
Angebot nach dem Grundsatz der gegenseitigen Aner-mungen vorgeschrieben, mitunter schon bei der Aus-
kennung auch in den anderen betroffenen Mitgliedstaa-gabe der Wertpapiere, zumindest jedoch bei ihrer Zulas-
ten als Angebotsprospekt anerkannt werden.sung zur amtlichen Notierung an einer Börse. Diese

Schutzbestimmungen setzen eine angemessene und
möglichst objektive Information voraus, insbesondere
über die Finanzlage des Emittenten und die Merkmale der (16) Es sollte ferner vorgesehen werden, dass ein Prospekt
Wertpapiere, deren Zulassung zur amtlichen Notierung für ein öffentliches Angebot als Zulassungsprospekt
beantragt wird. Als Form der Information wird gewöhn- anzuerkennen ist, wenn innerhalb kurzer Zeit nach
lich die Veröffentlichung eines Prospekts gefordert. Unterbreitung des öffentlichen Angebots die Zulassung

zur amtlichen Notierung an einer Wertpapierbörse bean-
tragt wird.

(10) Die vorgeschriebenen Schutzbestimmungen unterschei-
den sich indessen in den einzelnen Mitgliedstaaten
sowohl nach Inhalt und Form des Prospekts als auch (17) Durch die gegenseitige Anerkennung des Prospekts für
nach Wirksamkeit, Einzelheiten und Zeitpunkt der Kon- ein öffentliches Angebot und für die Zulassung zur
trolle der gegebenen Information. Diese Unterschiede amtlichen Notierung als solche entsteht kein Recht auf
erschweren nicht nur die Zulassung von Wertpapieren Zulassung.
zur amtlichen Notierung an Börsen mehrerer Mitglied-
staaten für die Unternehmen, sondern behindern auch
für die Anleger eines Mitgliedstaats den Erwerb von

(18) Es ist zweckmäßig vorzusehen, dass die AnerkennungWertpapieren, die an Börsen anderer Mitgliedstaaten
der Prospekte für die Zulassung zur amtlichen Notie-notiert werden, und somit die Unternehmensfinanzie-
rung, die aus Drittländern stammen, durch von derrung und Kapitalanlage in der ganzen Gemeinschaft.
Gemeinschaft mit diesen Drittländern zu schließende
Abkommen auf Grundlage der Gegenseitigkeit ausge-
dehnt wird.(11) Diese Unterschiede sind durch Koordinierung, jedoch

nicht unbedingt vollständige Vereinheitlichung der
Rechtsvorschriften zu beseitigen, um auf ausreichendem
Niveau eine Gleichwertigkeit der vorgeschriebenen (19) Es erscheint zweckmäßig, dass die Mitgliedstaaten, in
Schutzbestimmungen zu erreichen, die in den einzelnen denen eine Zulassung zur amtlichen Notierung beantragt
Mitgliedstaaten eine angemessene und möglichst objekti- wird, die Möglichkeit erhalten, diejenigen Emittenten,
ve Information der gegenwärtigen und potentiellen deren Wertpapiere bereits an einer Börse in einem
Inhaber von Wertpapieren gewährleisten. anderen Mitgliedstaat zur amtlichen Notierung zugelas-

sen wurden, in bestimmten Fällen teilweise oder vollstän-
dig von der Pflicht zur Veröffentlichung eines Prospekts

(12) Diese Koordinierung ist auf Wertpapiere unabhängig für die Zulassung zur amtlichen Notierung zu befreien.
von der Rechtsnatur des emittierenden Unternehmens
anzuwenden. Daher erstreckt sich diese Richtlinie auf
nicht in Artikel 48 Absatz 2 des Vertrages genannte
Einrichtungen. (1) ABl. L 124 vom 5.5.1989, S. 8.
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(20) Die in der Gemeinschaft bereits seit einiger Zeit notierten Information werden die gleichen Ziele wie mit dem
Prospekt selbst verfolgt, und zwar den Schutz derführenden Unternehmen mit internationalem Ansehen

dürften in erster Linie an einer grenzüberschreitenden Anleger zu verbessern und gleichwertiger zu gestalten,
die Notierung dieser Wertpapiere an mehreren BörsenBörsenzulassung interessiert sein. Diese Unternehmen

sind in den meisten Mitgliedstaaten weithin bekannt. der Gemeinschaft zu erleichtern und so durch die
Möglichkeit einer stärkeren Durchdringung der Wertpa-Informationen über sie sind weit verbreitet und erhält-

lich. piermärkte zur Entstehung eines echten gemeinschaftli-
chen Kapitalmarktes beizutragen.

(21) Mit dieser Richtlinie soll gewährleistet werden, dass die
(26) Nach dieser Richtlinie müssen die zugelassenen Gesell-Anleger ausreichende Informationen erhalten. Wenn

schaften ihren Jahresabschluss und Lagebericht, dieeines dieser Unternehmen die Zulassung seiner Wertpa-
Informationen bezüglich des gesamten Geschäftsjahrespiere zur amtlichen Notierung in einem anderen Mit-
der Gesellschaft enthalten, den Anlegern unverzüglichgliedstaat beantragt, können die auf dem Markt dieses
zur Verfügung stellen. Mit der Richtlinie 78/660/EWGLandes tätigen Anleger hinreichend geschützt werden,
des Rates (1) sind die Rechts- und Verwaltungsvorschrif-indem ihnen vereinfachte Informationen anstelle eines
ten der Mitgliedstaaten betreffend den Jahresabschlussvollständigen Zulassungsprospekts zur Verfügung ge-
von Gesellschaften bestimmter Rechtsformen koordi-stellt werden.
niert worden.

(22) Die Mitgliedstaaten können gegebenenfalls nichtdiskri-
(27) Es empfiehlt sich, dass die Gesellschaften den Anlegernminierende quantitative Mindestkriterien — wie etwa

im Laufe des Geschäftsjahres mindestens einmal auchdie laufende Börsenkapitalisierung — festsetzen, die
einen Bericht über die Tätigkeit der Gesellschaft vorle-Emittenten erfüllen müssen, damit die zulässigen Aus-
gen. Diese Richtlinie kann sich somit darauf beschrän-nahmen, die diese Richtlinie vorsieht, auf sie angewandt
ken, Inhalt und Verbreitung eines einzigen Berichts zuwerden können. Angesichts der fortschreitenden Integra-
koordinieren, der die ersten sechs Monate des Geschäfts-tion der Wertpapiermärkte sollte den zuständigen Stellen
jahres umfasst.die Möglichkeit gegeben werden, eine vergleichbare

Regelung auch kleineren Unternehmen zugänglich zu
machen.

(28) Im Falle der einfachen Schuldverschreibungen ist wegen
der den Inhabern gewährten Rechte ein Schutz der
Anleger durch Veröffentlichung eines Halbjahresberichts

(23) Des weiteren gibt es an vielen Börsen nachgeordnete nicht erforderlich. Aufgrund dieser Richtlinie können
Märkte, an denen die Aktien von Unternehmen gehan- Wandelschuldverschreibungen, „austauschbare“ Schuld-
delt werden, die nicht zur amtlichen Notierung zugelas- verschreibungen (obligations échangeables) und Op-
sen sind. In einigen Fällen werden die nachgeordneten tionsanleihen nur dann zur amtlichen Notierung zuge-
Märkte durch Stellen geregelt und beaufsichtigt, die lassen werden, wenn die Aktien, auf die sie sich beziehen,
von amtlichen Organen anerkannt sind, welche den bereits früher zur Notierung an dieser Börse oder an
Unternehmen hinsichtlich der Rechnungslegung Pflich- einem anderen geregelten, regelmäßig tätigen, anerkann-
ten auferlegen, die im wesentlichen den Auflagen ent- ten und offenen Markt zugelassen worden sind oder
sprechen, die die amtlich notierten Unternehmen zu gleichzeitig zugelassen werden. Die Mitgliedstaaten kön-
erfüllen haben. Aus diesem Grunde könnte das dem nen von diesem Grundsatz nur abweichen, wenn ihre
Artikel 23 dieser Richtlinie zugrunde liegende Prinzip zuständigen Stellen die Gewißheit haben, dass die Inha-
auch dann angewendet werden, wenn diese Unterneh- ber der Schuldverschreibungen über alle notwendigen
men die Zulassung zur amtlichen Notierung ihrer Wert- Informationen verfügen, um sich ein Urteil über den
papiere beantragen. Wert der Aktien bilden zu können, auf die sich diese

Schuldverschreibungen beziehen. Eine Koordinierung
der regelmäßigen Informationen ist daher nur bei Gesell-

(24) Zum Schutz der Anleger sind Unterlagen, die der schaften erforderlich, deren Aktien zur amtlichen Notie-
Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden sollen, zuvor rung an einer Wertpapierbörse zugelassen sind.
den zuständigen Stellen des Mitgliedstaates vorzulegen,
in dem die Zulassung zur amtlichen Notierung beantragt
wird. Dieser Mitgliedstaat hat darüber zu entscheiden, (29) Der Halbjahresbericht muss es den Anlegern ermögli-
ob die betreffenden Unterlagen von seinen zuständigen chen, sich in voller Sachkenntnis ein Urteil über die
Stellen geprüft werden sollen, und erforderlichenfalls die allgemeine Entwicklung der Tätigkeit der Gesellschaft
Art und Weise dieser Prüfung festzulegen. im Berichtszeitraum zu verschaffen. Der Bericht muss

jedoch nur die wichtigsten Informationen über die
Finanzlage und den allgemeinen Geschäftsgang der
Gesellschaft enthalten.(25) Für die an einer Wertpapierbörse amtlich notierten

Wertpapiere müssen zum Schutz der Anleger diesen
auch während der gesamten Notierungszeit dieser Wert-
papiere angemessene Informationen regelmäßig erteilt (1) ABl. L 222 vom 14.8.1978, S. 11. Zuletzt geändert durch die

Richtlinie 1999/60/EG (ABl. L 162 vom 26.6.1999, S. 65).werden. Durch eine Koordinierung bei dieser laufenden
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(30) Im Hinblick auf die Gewährleistung eines wirksamen deren Aktien zur amtlichen Notierung an einer in der
Gemeinschaft ansässigen oder tätigen WertpapierbörseSchutzes der Anleger sowie eines reibungslosen Funktio-

nierens der Börsen müssen die Vorschriften über die zugelassen sind.
von den Gesellschaften, deren Aktien zur amtlichen
Notierung an einer Wertpapierbörse der Gemeinschaft (34) Es empfiehlt sich, Inhalt und Modalitäten dieser Unter-
zugelassen sind, regelmäßig zu veröffentlichenden Infor- richtung in koordinierter Weise festzulegen.
mationen nicht nur auf die Gesellschaften aus den
Mitgliedstaaten, sondern ebenso auf die Gesellschaften (35) Die Gesellschaften, deren Aktien zur amtlichen Notie-
aus Drittstaaten angewendet werden. rung an einer Wertpapierbörse der Gemeinschaft zuge-

lassen sind, sind nur dann in der Lage, die Öffentlichkeit
über Änderungen bedeutender Beteiligungen zu unter-(31) Eine Politik der angemessenen Unterrichtung der Anle-
richten, wenn sie über diese Änderungen durch dieger im Wertpapierbereich verbessert deren Schutz, stärkt
Inhaber dieser Beteiligungen unterrichtet worden sind.das Vertrauen der Anleger in die Wertpapiermärkte

und trägt auf diese Weise zu deren reibungslosem
Funktionieren bei. (36) Die meisten Mitgliedstaaten schreiben den Inhabern

solcher Beteiligungen eine derartige Verpflichtung nicht
vor, und soweit sie besteht, gibt es beträchtliche Unter-

(32) Eine Koordinierung dieser Politik auf Gemeinschaftsebe- schiede in den Modalitäten der Anwendung. Es ist daher
ne würde den Anlegerschutz gleichwertiger gestalten; sie angezeigt, in diesem Bereich eine koordinierte Regelung
würde damit die Verflechtung der Wertpapiermärkte der auf Gemeinschaftsebene einzuführen.
Mitgliedstaaten begünstigen und auf diese Weise zum
Entstehen eines echten europäischen Kapitalmarktes

(37) Die Pflichten der Mitgliedstaaten hinsichtlich der Umset-beitragen.
zungsfristen der in Anhang II Teil B aufgeführten
Richtlinien dürfen durch diese Richtlinie nicht berührt

(33) Deshalb ist es angebracht, die Anleger über bedeutende werden —
Beteiligungen und über Änderungen dieser Beteiligungen
an Gesellschaften in der Gemeinschaft zu unterrichten, HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:
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TITEL I f) Beteiligungen: Anteile an anderen Unternehmen, die
dazu bestimmt sind, dem eigenen Geschäftsbetrieb durch
Herstellung einer dauernden Verbindung zu jenen Unter-

BEGRIFFSBESTIMMUNGEN UND ANWENDUNGSBEREICH nehmen zu dienen; dabei ist es gleichgültig, ob die Anteile
in Wertpapieren verbrieft sind oder nicht;

g) Nettoumsatzerlöse: der Erlös aus dem Verkauf von für die
KAPITEL I normale Geschäftstätigkeit des Unternehmens typischen

Erzeugnissen und der Erbringung von für die Tätigkeit
Begriffsbestimmungen des Unternehmens typischen Dienstleistungen nach Ab-

zug von Erlösschmälerungen, der Mehrwertsteuer und
anderer unmittelbar auf den Umsatz bezogener Steuern;

Artikel 1
h) Jahresabschluss: die Bilanz, die Gewinn- und Verlustrech-

nung sowie der Anhang. Diese Unterlagen bilden eineIm Sinne dieser Richtlinie bedeutet Einheit.

a) Emittenten bzw. Aussteller: Gesellschaften, sonstige ju-
ristische Personen und alle Unternehmen, für deren
Wertpapiere ein Antrag auf Zulassung zur amtlichen KAPITEL II
Notierung an einer Wertpapierbörse gestellt wird;

Anwendungsbereich
b) Organismen für gemeinsame Anlagen eines anderen

als des geschlossenen Typs: die Investmentfonds und
Investmentgesellschaften, Artikel 2

i) deren Zweck es ist, die vom Publikum bei ihnen
eingelegten Gelder nach dem Grundsatz der Risiko- (1) Die Artikel 5 bis 19, 42 bis 69 und 78 bis 84 gelten für
mischung gemeinsam anzulegen, und Wertpapiere, die an einer in einem Mitgliedstaat ansässigen

oder tätigen Wertpapierbörse zur amtlichen Notierung zuge-
ii) deren Anteilscheine auf Verlangen der Anteilinhaber lassen sind oder für die ein Antrag auf Zulassung zur amtlichen

unmittelbar oder mittelbar zu Lasten des Vermögens Notierung gestellt worden ist.
dieser Organismen zurückgenommen oder ausge-
zahlt werden. Diesen Rücknahmen oder Auszahlun-
gen gleichgestellt sind Handlungen, mit denen ein (2) Die Mitgliedstaaten brauchen die in Absatz 1 genannten
Organismus für gemeinsame Anlage sicherstellen Bestimmungen nicht anzuwenden auf
will, dass der Kurs seiner Anteilscheine nicht erheb-
lich von deren Nettoinventarwert abweicht; a) Anteilscheine, die von Organismen für gemeinsame Anla-

gen eines anderen als des „closed-end“-Typs ausgegeben
c) Investmentgesellschaften eines anderen als des geschlos- werden,

senen Typs:
b) von einem Mitgliedstaat oder seinen öffentlichen Gebiets-

i) deren Zweck es ist, die vom Publikum bei ihnen körperschaften begebene Wertpapiere.
eingelegten Gelder nach dem Grundsatz der Risiko-
mischung gemeinsam anzulegen, und

Artikel 3
ii) deren Anteilscheine auf Verlangen der Anteilinhaber

unmittelbar oder mittelbar zu Lasten des Vermögens
dieser Organismen zurückgenommen oder ausge- (1) Die Artikel 20 bis 41 sowie Anhang I gelten für
zahlt werden. Diesen Rücknahmen oder Auszahlun- Wertpapiere, für die ein Antrag auf Zulassung zur amtlichen
gen gleichgestellt sind Handlungen, durch die eine Notierung an einer in einem Mitgliedstaat ansässigen oder
Investmentgesellschaft sicherstellen will, dass der tätigen Wertpapierbörse gestellt wird.
Kurs ihrer Anteilscheine nicht erheblich von deren
Nettoinventarwert abweicht.

(2) Die in Absatz 1 genannten Bestimmungen gelten nicht
d) Kreditinstitute: Unternehmen, deren Tätigkeit darin be- für

steht, Einlagen oder andere rückzahlbare Gelder des
Publikums entgegenzunehmen und Kredite für eigene a) Anteilscheine, die von Organismen für gemeinsame Anla-
Rechnung zu gewähren; gen eines anderen als des geschlossenen Typs ausgegeben

werden,
e) Anteilscheine eines Organismus für gemeinsame Anla-

gen: die von einem Organismus für gemeinsame Anlagen b) Wertpapiere, die von einem Mitgliedstaat oder einer
seiner öffentlichen Gebietskörperschaften ausgegebenausgegebenen Wertpapiere, die Rechte der Teilhaber am

Vermögen dieses Organismus verbriefen; werden.
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Artikel 4 (3) Zertifikate, die Aktien vertreten, können nur dann zur
amtlichen Notierung zugelassen werden, wenn der Emittent
der vertretenen Aktien die in den Artikeln 42 bis 44 niederge-
legten Bedingungen erfüllt und die in den Artikeln 64 bis(1) Die Artikel 70 bis 77 gelten für Gesellschaften, deren
69 aufgeführten Pflichten einhält und wenn die genanntenAktien zur amtlichen Notierung an einer in einem Mitgliedstaat
Zertifikate den in Artikeln 45 bis 50 niedergelegten Bedingun-ansässigen oder tätigen Wertpapierbörse zugelassen sind,
gen entsprechen.unabhängig davon, ob die Zulassung der Aktien unmittelbar

oder mittels Zertifikaten, die diese vertreten, erfolgt und
welches auch immer das Datum sein mag, an dem die
Zulassung erfolgt ist. Artikel 7

(2) Vom Anwendungsbereich der in Absatz 1 genannten Die Mitgliedstaaten können die Zulassung zur amtlichen
Bestimmungen ausgenommen sind jedoch Investmentgesell- Notierung von Wertpapieren, die von Gesellschaften oder
schaften eines anderen als des geschlossenen Typs. anderen juristischen Personen mit Sitz in einem anderen

Mitgliedstaat begeben werden, nicht davon abhängig machen,
dass diese Wertpapiere bereits zur amtlichen Notierung an

(3) Die Mitgliedstaaten können die Zentralbanken vom einer in einem Mitgliedstaat ansässigen oder tätigen Wertpa-
Anwendungsbereich der in Absatz 1 genannten Bestimmungen pierbörse zugelassen sind.
ausnehmen.

KAPITEL II
TITEL II

Strengere oder zusätzliche Bedingungen und Pflichten
ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN ÜBER DIE AMTLICHE BÖR-

SENNOTIERUNG VON WERTPAPIEREN
Artikel 8

KAPITEL I
(1) Vorbehaltlich der in Artikel 7 und in den Artikeln 42
bis 63 vorgesehenen Verbote können die Mitgliedstaaten

Allgemeine Zulassungsbedingungen die Zulassung von Wertpapieren zur amtlichen Notierung
strengeren als den in den Artikeln 42 bis 63 niedergelegten
Bedingungen oder zusätzlichen Bedingungen unterwerfen,

Artikel 5 sofern diese strengeren oder zusätzlichen Bedingungen für
sämtliche Emittenten oder einzelne Kategorien von Emittenten
gleichermaßen gelten und vor den Anträgen auf Zulassung derDie Mitgliedstaaten stellen sicher,
genannten Wertpapiere veröffentlicht worden sind.

a) dass Wertpapiere nur dann zur amtlichen Notierung an
einer in ihrem Gebiet ansässigen oder tätigen Wertpapier-
börse zugelassen werden, wenn die Bedingungen dieser (2) Die Mitgliedstaaten können den Emittenten von zur
Richtlinie erfüllt sind, und amtlichen Notierung zugelassenen Wertpapieren strengere als

die in den Artikeln 64 bis 69 und in den Artikeln 78 bis 84
b) dass die Emittenten von zu einer solchen amtlichen aufgeführten Pflichten oder zusätzliche Pflichten auferlegen,

Notierung zugelassenen Wertpapieren, zu welchem Zeit- sofern diese strengeren oder zusätzlichen Pflichten für sämt-
punkt auch immer die Zulassung erfolgt sein mag, den in liche Emittenten oder einzelne Kategorien von Emittenten
dieser Richtlinie niedergelegten Pflichten unterliegen. gleichermaßen gelten.

Artikel 6
(3) Die Mitgliedstaaten können unter den gleichen wie den
in Artikel 9 festgelegten Voraussetzungen Ausnahmen von
den in den Absätzen 1 und 2 genannten strengeren oder(1) Die Zulassung von Wertpapieren zur amtlichen Notie-
zusätzlichen Bedingungen und Pflichten zulassen.rung unterliegt, je nachdem, ob es sich um Aktien oder um

Schuldverschreibungen handelt, den in den Artikeln 42 bis 51
oder 52 bis 63 niedergelegten Bedingungen.

(4) Die Mitgliedstaaten können nach den einschlägigen
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften von den Emittenten zur
amtlichen Notierung zugelassener Wertpapiere verlangen, dass(2) Die Emittenten von zur amtlichen Notierung zugelasse-

nen Wertpapieren müssen, je nachdem, ob es sich um Aktien sie dem Publikum regelmäßig Informationen über ihre finan-
zielle Lage und über den allgemeinen Gang ihrer Geschäfte zuroder Schuldverschreibungen handelt, die in den Artikeln 64

bis 69 oder 78 bis 84 aufgeführten Pflichten einhalten. Verfügung stellen.



6.7.2001 DE L 184/13Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften

KAPITEL III Artikel 13

Ausnahmen
(1) Werden für dasselbe Wertpapier Anträge auf Zulassung
zur amtlichen Notierung an in mehreren Mitgliedstaaten
ansässigen oder tätigen Wertpapierbörsen gleichzeitig oderArtikel 9
annähernd gleichzeitig gestellt oder wird für ein bereits an
einer Wertpapierbörse eines anderen Mitgliedstaats notiertes

Die gegebenenfalls gemäß den Artikeln 42 bis 63 zugelassenen Wertpapier ein Zulassungsantrag gestellt, so unterrichten die
Ausnahmen von den Bedingungen für die Zulassung von zuständigen Stellen einander und ergreifen die erforderlichen
Wertpapieren zur amtlichen Notierung müssen für alle Emit- Maßnahmen, um das Verfahren zu beschleunigen und die für
tenten gleichermaßen gelten, sofern die Umstände, die sie die Zulassung des betreffenden Wertpapiers erforderlichen
rechtfertigen, gleichartig sind. Formalitäten und etwaigen zusätzlichen Bedingungen soweit

wie möglich zu vereinfachen.

Artikel 10
(2) Um die Arbeit der zuständigen Stellen zu erleichtern,
muss aus dem Antrag auf Zulassung eines Wertpapiers zurDie Mitgliedstaaten können bei der Zulassung zur amtlichen
amtlichen Notierung an einer in einem Mitgliedstaat ansässigenNotierung von Schuldverschreibungen, die von Gesellschaften
oder tätigen Wertpapierbörse ersichtlich sein, ob ein derartigeroder anderen juristischen Personen mit Sitz in einem Mitglied-
Antrag gleichzeitig oder zuvor in einem anderen Mitgliedstaatstaat begeben werden, die durch ein besonderes Gesetz oder
gestellt worden ist oder in naher Zukunft gestellt werden soll.aufgrund eines besonderen Gesetzes geschaffen worden sind

oder geregelt werden, von der Anwendung der in den Arti-
keln 52 bis 63 niedergelegten Bedingungen und den im Artikel 14
Artikel 81 Absätze 1 und 3 aufgeführten Pflichten absehen,
sofern bei diesen Schuldverschreibungen ein Mitgliedstaat oder

Die zuständigen Stellen können die Zulassung zur amtlicheneines seiner Bundesländer für die Tilgung und den Zinsendienst
Notierung eines bereits in einem anderen Mitgliedstaat zurbürgt.
amtlichen Notierung zugelassenen Wertpapiers verweigern,
wenn der Emittent den ihm aus der Zulassung in diesem Staat
erwachsenden Pflichten nicht nachkommt.

KAPITEL IV

Artikel 15Befugnisse der zuständigen innerstaatlichen Stellen

Erstreckt sich der Antrag auf Zulassung zur amtlichen Notie-
rung auf Zertifikate, die Aktien vertreten, so kann ihm nurA b s c h n i t t 1
stattgegeben werden, wenn die zuständigen Stellen der Ansicht

E n t s c h e i d u n g ü b e r d i e Z u l a s s u n g sind, dass der Emittent derartiger Zertifikate ausreichende
Garantien für den Anlegerschutz bietet.

Artikel 11
A b s c h n i t t 2

(1) Die in Artikel 105 vorgesehenen zuständigen Stellen A u s k ü n f t e , d i e d e n z u s t ä n d i g e n S t e l l e n
entscheiden über eine Zulassung von Wertpapieren zur amt- z u e r t e i l e n s i n d
lichen Notierung an einer in ihrem Gebiet ansässigen oder
tätigen Wertpapierbörse.

Artikel 16

(2) Unbeschadet der ihnen übertragenen sonstigen Befug-
(1) Der Emittent, dessen Wertpapiere zur amtlichen Notie-nisse können die zuständigen Stellen einen Antrag auf Zulas-
rung zugelassen sind, muss den zuständigen Stellen sämtlichesung eines Wertpapiers zur amtlichen Notierung ablehnen,
Auskünfte erteilen, die diese im Hinblick auf den Anlegerschutzwenn nach ihrer Auffassung die Zulassung aufgrund der Lage
und einen ordnungsgemäßen Ablauf des Marktes für zweck-des Emittenten dem Interesse der Anleger entgegenstünde.
dienlich erachten.

Artikel 12 (2) Wenn der Anlegerschutz oder der ordnungsgemäße
Ablauf des Marktes dies erfordern, können die zuständigen
Stellen den Emittenten auffordern, in der von ihnen fürIn Abweichung von Artikel 8 können die Mitgliedstaaten

im alleinigen Interesse der Anleger die zuständigen Stellen angemessen gehaltenen Form und Frist bestimmte Auskünfte
zu veröffentlichen. Kommt der Emittent dieser Aufforderungermächtigen, den Antrag auf Zulassung eines Wertpapiers zur

amtlichen Notierung an besondere von ihnen für zweckdien- nicht nach, so können die zuständigen Stellen nach Anhörung
des Emittenten selbst die Veröffentlichung dieser Auskünftelich erachtete Auflagen zu knüpfen, die sie zuvor dem

Antragsteller ausdrücklich mitzuteilen haben. vornehmen.
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A b s c h n i t t 3 (3) Ist innerhalb der in Absatz 2 genannten Frist keine
Entscheidung ergangen, so gilt dies als ablehnende Entschei-

M a ß n a h m e n f ü r d e n F a l l , d a s s d e r E m i t - dung über den Antrag. Gegen diese Entscheidung kann ein
t e n t d e n i h m a u s d e r Z u l a s s u n g e r w a c h - Rechtsbehelf gemäß Absatz 1 eingelegt werden.

s e n d e n P f l i c h t e n n i c h t n a c h k o m m t

Artikel 17 TITEL III

Unbeschadet der sonstigen Maßnahmen oder Sanktionen, die BESONDERE BEDINGUNGEN HINSICHTLICH DER AMT-
sie für den Fall vorsehen, dass der Emittent den ihm aus der LICHEN BÖRSENNOTIERUNG VON WERTPAPIEREN
Zulassung zur amtlichen Notierung erwachsenden Pflichten
nicht nachkommt, können die zuständigen Stellen die Tatsache
veröffentlichen, dass der Emittent diesen Pflichten nicht nach-

KAPITEL Ikommt.

Veröffentlichung des Prospekts für die Zulassung

A b s c h n i t t 4

A u s s e t z u n g u n d E i n s t e l l u n g A b s c h n i t t 1

A l l g e m e i n e V o r s c h r i f t e n
Artikel 18

Artikel 20

(1) Die zuständigen Stellen können die Aussetzung der
Kursnotiz eines Wertpapiers aussprechen, wenn der ordnungs- Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Zulassung von
gemäße Ablauf des Marktes zeitweilig nicht gewährleistet Wertpapieren zur amtlichen Notierung an einer in ihrem
ist oder nicht gewährleistet zu sein droht oder wenn der Gebiet ansässigen oder tätigen Wertpapierbörse der Veröffent-
Anlegerschutz dies erfordert. lichung eines Informationsdokuments, nachstehend „Prospekt“

genannt, gemäß Titel V Kapitel I, unterliegt.

(2) Die zuständigen Stellen können die Einstellung der
Artikel 21amtlichen Notierung eines Wertpapiers beschließen, wenn sie

überzeugt sind, dass der normale und geregelte Markt für
dieses Wertpapier aufgrund besonderer Umstände nicht mehr
aufrechterhalten werden kann. (1) Der Prospekt muss die Angaben enthalten, die entspre-

chend den Merkmalen des Emittenten und der Wertpapiere,
deren Zulassung zur amtlichen Notierung beantragt wird,
nötig sind, um den Anlegern und ihren Anlageberatern ein

A b s c h n i t t 5 fundiertes Urteil über die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
und die Entwicklungsaussichten des Emittenten sowie über die

R e c h t s b e h e l f i m F a l l e e i n e r A b l e h n u n g mit diesen Wertpapieren verbundenen Rechte zu gestatten.
d e r Z u l a s s u n g o d e r E i n s t e l l u n g

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Erfüllung der
Artikel 19 Verpflichtung nach Absatz 1 den im Anhang I in den Schemata

A und B unter Nummer 1.1 genannten Personen obliegt, die
für den Prospekt die Verantwortung übernehmen.

(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass gegen Entschei-
dungen der zuständigen Stellen, mit denen die Zulassung eines
Wertpapiers zur amtlichen Notierung abgelehnt oder die Artikel 22
amtliche Notierung eines Wertpapiers eingestellt wird, ein
Rechtsbehelf eingelegt werden kann.

(1) Unbeschadet der Verpflichtung nach Artikel 21 stellen
die Mitgliedstaaten sicher, dass der Prospekt vorbehaltlich der
in den Artikeln 23 und 24 orgesehenen Ausnahmemöglichkei-(2) Jede einen Antrag auf Zulassung zur amtlichen Notie-

rung betreffende Entscheidung wird dem Antragsteller inner- ten in einer Form, die das Verständnis und die Analyse
möglichst erleichtert, mindestens die Angaben nach Schemahalb von sechs Monaten nach Eingang des Antrags oder, wenn

die zuständigen Stellen innerhalb dieser Frist weitere Auskünfte A, B oder C des Anhangs I enthält, je nachdem, ob es sich um
Aktien, Schuldverschreibungen oder Zertifikate, die Aktienverlangen, innerhalb von sechs Monaten nach Übermittlung

dieser Auskünfte durch den Antragsteller bekanntgegeben. vertreten, handelt.
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(2) In den Sonderfällen, die in den Artikeln 25 bis 34 b) Aktien sind, die zwecks Umwandlung von Wandel-
schuldverschreibungen oder infolge eines Aus-aufgeführt sind, ist der Prospekt entsprechend den in diesen

Artikeln genannten Angaben vorbehaltlich der in den Arti- tauschs gegen austauschbare Schuldverschreibungen
ausgegeben werden, sofern Aktien der Gesellschaft,keln 23 und 24 vorgesehenen Ausnahmemöglichkeiten zu

erstellen. deren Aktien zur Umwandlung oder im Austausch
angeboten werden, bereits an derselben Börse notiert
werden, oder

(3) Entsprechen bestimmte Nummern der Schemata A, B
und C des Anhangs I nicht der Tätigkeit oder der Rechtsform c) Aktien sind, die bei der Ausübung von Rechtendes Emittenten, ist ein Prospekt mit gleichwertigen Angaben aufgrund von Optionsscheinen ausgegeben werden,durch Anpassung dieser Nummern zu erstellen. sofern Aktien der Gesellschaft, deren Aktien den

Optionsscheininhabern angeboten werden, bereits
an derselben Börse notiert werden, oder

A b s c h n i t t 2

d) Aktien sind, die anstelle von bereits an derselbenT e i l w e i s e o d e r g ä n z l i c h e B e f r e i u n g v o n
Börse notierten Aktien ausgegeben werden, ohned e r P f l i c h t z u r V e r ö f f e n t l i c h u n g d e s
dass die Ausgabe dieser neuen Aktien eine ErhöhungP r o s p e k t s
des Gesellschaftskapitals mit sich gebracht hat,

Artikel 23 und die Angaben nach Schema A von Kapitel 2 des
Anhangs I, soweit zutreffend, gemäß Artikel 98 Absatz 1
und Artikel 99 Absatz 1 veröffentlicht worden sind.Unbeschadet des Artikels 39 Absatz 1können die Mitgliedstaa-

ten die zuständigen Stellen, die mit der Prospektkontrolle im
Sinne dieser Richtlinie beauftragt sind, ermächtigen, eine 3. Wenn die Wertpapiere, deren Zulassung zur amtlichen
teilweise oder gänzliche Befreiung von der Pflicht zur Veröf- Notierung beantragt wird,
fentlichung des Prospekts in folgenden Fällen vorzusehen:

a) Aktien sind, bei denen entweder die Zahl oder der1. Wenn die Wertpapiere, deren Zulassung zur amtlichen
geschätzte Börsenwert oder der Nennbetrag oder,Notierung beantragt wird,
wenn ein solcher nicht vorhanden ist, der rechneri-

a) Wertpapiere sind, die Gegenstand einer öffentlichen sche Wert niedriger ist als 10 % der Zahl oder des
Emission waren, oder entsprechenden Werts von Aktien der gleichen

Gattung, die bereits an derselben Börse notiert
b) Wertpapiere sind, die anlässlich eines öffentlichen werden, oder

Umtauschangebots ausgegeben werden,

b) Schuldverschreibungen sind, die von Gesellschaftenoder oder anderen juristischen Personen aus einem Mit-
gliedstaat ausgegeben werden,c) Wertpapiere sind, die anlässlich einer Verschmel-

zung durch Aufnahme einer Gesellschaft oder durch
Gründung einer neuen Gesellschaft, durch Spaltung i) die ihre Tätigkeit unter einem Staatsmonopol
einer Gesellschaft, Übertragung des gesamten Ver- ausüben
mögens oder eines Teils des Vermögens eines Unter-
nehmens oder als Gegenleistung für andere als ii) und die durch oder aufgrund eines besonderen
Bareinlagen ausgegeben werden, Gesetzes geschaffen worden sind oder geregelt

werden oder deren Anleihen von einem Mit-und wenn innerhalb von zwölf Monaten vor der Zulas- gliedstaat oder einem seiner Bundesländer un-sung der genannten Wertpapiere zur amtlichen Notierung bedingt und unwiderruflich garantiert werden,in demselben Mitgliedstaat ein Dokument veröffentlicht oderworden ist, das nach Ansicht der zuständigen Stellen
Angaben enthält, die dem durch diese Richtlinie vorge-

c) Schuldverschreibungen sind, welche von juristischenschriebenen Prospekt gleichwertig sind. Alle seit der
Personen aus einem Mitgliedstaat ausgegeben wer-Erstellung dieses Dokuments eingetretenen wesentlichen
den, die keine Gesellschaften sind undÄnderungen sind ebenfalls zu veröffentlichen. Dieses

Dokument muss dem Publikum am Sitz des Emittenten
i) die durch ein Sondergesetz geschaffen wordenund den Finanzinstituten, die für diesen als Zahlstelle

sindfungieren, zur Verfügung gestellt werden, und diese
Änderungen sind gemäß Artikel 98 Absatz 1 und Arti-
kel 99 Absatz 1 zu veröffentlichen. ii) und deren Tätigkeit durch dieses Sondergesetz

geregelt ist und ausschließlich in folgendem2. Wenn die Wertpapiere, deren Zulassung zur amtlichen besteht:Notierung beantragt wird,

a) Aktien sind, die den Inhabern bereits an derselben — Aufnahme von Kapital unter Aufsicht
der Behörden durch die Ausgabe vonBörse notierter Aktien unentgeltlich zugeteilt wer-

den, oder Schuldverschreibungen und
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— Finanzierung von Produktionstätigkeiten b) den zuständigen Stellen des Mitgliedstaats, in dem
die Zulassung zur amtlichen Notierung beantragtmit den durch sie aufgenommenen und

den von einem Mitgliedstaat bereitgestell- wird, von den zuständigen Stellen des Mitgliedstaats
oder der Mitgliedstaaten, in dem bzw. denen dieten Mitteln;
Wertpapiere des Emittenten bereits amtlich notiert

iii) und deren Schuldverschreibungen für die Zu- sind, glaubhaft bestätigt wird, dass der Emittent
lassung zur amtlichen Notierung durch inner- während der vorangegangenen drei Jahre bzw. seit
staatliches Recht den Schuldverschreibungen der Zulassung zur amtlichen Notierung, sofern diese
gleichgestellt sind, die vom Staat ausgegeben vor weniger als drei Jahren erfolgt ist, stets den
oder garantiert werden, oder durch diese Richtlinie erlassenen Vorschriften betref-

fend die Unterrichtung und die Zulassung zur
d) an die Arbeitnehmer ausgegebene Aktien sind, so- amtlichen Notierung genügt hat, denen Unterneh-

fern Aktien derselben Gattung bereits an derselben men, deren Wertpapiere amtlich notiert werden,
Börse notiert werden; Aktien, die sich lediglich in unterliegen, und
Bezug auf den Beginn der Dividendenberechtigung
unterscheiden, werden nicht als anderen Gattungen
zugehörig betrachtet, oder

e) Wertpapiere sind, die bereits zur amtlichen Notie- c) folgende Informationen nach Maßgabe von Arti-
rung an einer anderen Börse desselben Mitgliedstaats kel 98 und von Artikel 99 Absatz 1 veröffentlicht
zugelassen sind, oder werden:

f) Aktien sind, die als Vergütung für den teilweisen
oder gänzlichen Verzicht der Geschäftsführung einer
Kommanditgesellschaft auf Aktien auf ihre satzungs-
mäßigen Rechte bezüglich der Gewinne ausgegeben i) ein Dokument, das folgende Angaben enthält:
werden, sofern Aktien der gleichen Gattung bereits
an derselben Börse notiert werden; Aktien, die sich
lediglich in Bezug auf den Beginn der Dividendenbe-
rechtigung unterscheiden, werden nicht als anderen
Gattungen zugehörig betrachtet, oder — eine Erklärung, dass die Zulassung der

Wertpapiere zur amtlichen Notierung be-
g) zusätzliche Zertifikate sind, die Aktien vertreten und antragt wurde. Bei Aktien sind Anzahl

im Austausch gegen die ursprünglichen Wertpapiere und Gattung der betreffenden Aktien an-
ausgegeben werden, ohne dass die Ausgabe dieser zugeben; außerdem ist eine kurze Be-
neuen Zertifikate eine Erhöhung des Gesellschaftska- schreibung der damit verbundenen Rechte
pitals mit sich gebracht hat, und sofern Zertifikate, beizufügen. Bei Aktien verbriefenden Zer-
die diese Aktien vertreten, bereits an derselben Börse tifikaten enthält die Erklärung außerdem
notiert werden, Angaben zu den mit den zugrundeliegen-

den Wertpapieren verbundenen Rechten
und wenn und Informationen über die Möglichkeit

der Umwandlung der Zertifikate in die
— im Falle von Buchstabe a) der Emittent die von den zugrundeliegenden Wertpapiere und über

einzelstaatlichen Stellen auferlegten Bedingungen im das Verfahren für eine solche Umwand-
Bereich der Börsenpublizität erfüllt und Jahresab- lung. Bei Schuldverschreibungen enthält
schlüsse sowie Jahres- und Zwischenberichte veröf- die Erklärung außerdem den Gesamtbe-
fentlicht hat, die von diesen Stellen für ausreichend trag der Anleihe (ist dieser Betrag nicht
erachtet worden sind, festgesetzt, so ist hierauf eigens hinzuwei-

sen) sowie die Ausstattung und Art der— im Falle von Buchstabe e) bereits ein dieser Richtlinie Anleihe; außer bei Daueremissionen sindentsprechender Prospekt veröffentlicht worden ist, Ausgabe- und Rücknahmepreis sowie der
Nominalzinssatz zu nennen (sind mehrere— in allen unter den Buchstaben a) bis g) genannten
Zinssätze vorgesehen, so werden auchFällen Angaben über die Zahl und Art der zur
die Bedingungen für den Zinssatzwechselamtlichen Notierung zuzulassenden Wertpapiere
angegeben); im Falle von Wandelschuld-und die Umstände, unter denen die Wertpapiere
verschreibungen, austauschbaren Schuld-ausgegeben worden sind, gemäß Artikel 98 Absatz 1
verschreibungen, Optionsanleihen undund Artikel 99 Absatz 1 veröffentlicht werden.
Optionsscheinen enthält die Erklärung
auch Angaben über die Art der zur Um-4. Wenn
wandlung, zum Tausch oder zum Bezug
angebotenen Aktien und die mit ihnena) diese Wertpapiere oder die Aktien des Emittenten

oder diese Aktien verbriefende Zertifikate vor dem verbundenen Rechte, die Umwandlungs-,
Tausch- oder Bezugsbedingungen undAntrag auf Zulassung zur amtlichen Notierung

mindestens drei Jahre lang in einem anderen Mit- -modalitäten sowie die Angabe der Fälle,
in denen sie geändert werden können;gliedstaat amtlich notiert waren, und
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— Einzelheiten über alle bedeutsamen Verän- — etwaige von den gesetzlich vorgeschriebe-
nen Abschlussprüfern erstellte Berichtederungen oder Entwicklungen, die seit

den Stichdaten der unter den Ziffern ii) über den letzten veröffentlichten Jahresab-
schluss, die nach dem Recht des Mitglied-und iii) genannten Unterlagen eingetreten

sind; staates, in dem sich der eingetragene Ge-
schäftssitz des Emittenten befindet, vorge-
schrieben sind;

— spezifische Angaben über den Markt des
Landes, in dem die Zulassung beantragt und
wird, insbesondere in Bezug auf die steuer-
liche Behandlung der Erträge, die Zahlstel- d) aus den Bekanntmachungen, Anzeigen, Plakaten
len des Emittenten und die Art der Veröf- und Dokumenten, die die Zulassung der Wertpapie-
fentlichung von Wertpapierbekanntma- re zur amtlichen Notierung unter Angabe ihrer
chungen; wesentlichen Merkmale ankündigen, sowie aus allen

anderen Unterlagen über diese Zulassung, die vom
Emittenten oder in seinem Namen veröffentlicht

— eine Erklärung der Personen, die für die werden sollen, zu ersehen ist, dass die Angaben
gemäß den vorstehenden Gedankenstri- gemäß Buchstabe c) vorhanden sind und wo diese
chen zu liefernden Angaben verantwort- nach Maßgabe des Artikels 98 veröffentlicht worden
lich sind, wonach diese Angaben den sind oder veröffentlicht werden,
Tatsachen entsprechen und nichts wegge-
lassen wurde, was die Aussagefähigkeit

unddes Dokuments beeinträchtigen könnte;
ferner e) die Informationen gemäß Buchstabe c) sowie die

unter Buchstabe d) vorgesehenen Bekanntmachun-
gen, Anzeigen, Plakate und Dokumente den zustän-ii) der letzte Jahresbericht, der letzte geprüfte
digen Stellen vorgelegt wurden, bevor sie der Öffent-Jahresabschluss (soweit der Emittent sowohl
lichkeit zugänglich gemacht wurden.einen eigenen als auch einen konsolidierten

Jahresabschluss erstellt, sind beide zur Verfü-
5. Wenn Unternehmen, deren Aktien zumindest währendgung zu stellen; die zuständigen Stellen können

der letzten zwei Jahre zum Handel an einem nachgeordne-jedoch dem Emittenten die Möglichkeit einräu-
ten Markt zugelassen waren, der durch amtlich anerkann-men, entweder den eigenen oder den konsoli-
te Stellen geregelt und beaufsichtigt wird, die Zulassungdierten Jahresabschluss zur Verfügung zu stel-
ihrer Wertpapiere zur amtlichen Notierung in demselbenlen, vorausgesetzt, dass der Abschluss, der nicht
Mitgliedstaat beantragen und den Anlegern vor demzur Verfügung gestellt wird, keine wesentlichen
Termin, zu dem die Zulassung zur amtlichen Notierungzusätzlichen Informationen enthält) und der
wirksam wird, Informationen zur Verfügung stehen, dieletzte Halbjahresbericht des Emittenten für das
nach Ansicht der zuständigen Stellen im wesentlichenbetreffende Jahr, sofern dieser bereits veröffent-
den in dieser Richtlinie geforderten entsprechen.licht wurde; sowie

iii) alle gegebenenfalls vom Emittenten während A b s c h n i t t 3der letzten zwölf Monate vor dem Antrag auf
Zulassung zur amtlichen Notierung herausge- B e f r e i u n g v o n d e r A u f n a h m e b e s t i m m t e r
gebenen Zulassungs- oder Verkaufsprospekte A n g a b e n i n d e n P r o s p e k t
oder entsprechende Dokumente; ferner

Artikel 24iv) die folgenden Informationen, soweit diese nicht
bereits in den unter den Ziffern i), ii) und iii)
genannten Dokumenten enthalten sind: Die zuständigen Stellen können von der Aufnahme bestimm-

ter, in dieser Richtlinie vorgesehener Angaben in den Prospekt
befreien, wenn sie der Auffassung sind,— Zusammensetzung der Verwaltungs-, Lei-

tungs- und Aufsichtsorgane des Unterneh- a) dass diese Angaben nur von geringer Bedeutung undmens sowie die Funktion eines jeden ihrer nicht geeignet sind, die Beurteilung der Vermögens-,Mitglieder; Finanz- und Ertragslage und die Entwicklungsaussichten
des Emittenten zu beeinflussen, oder

— allgemeine Angaben über das gezeichnete
b) dass die Verbreitung dieser Angaben dem öffentlichenKapital;

Interesse zuwiderlaufen oder dem Emittenten erheblichen
Schaden zufügen würde, sofern im letzteren Fall die
Nichtveröffentlichung das Publikum nicht über die für die— die aktuelle Lage aufgrund der dem Emit-

tenten gemäß den Artikeln 85 bis 97 Beurteilung der betreffenden Wertpapiere wesentlichen
Tatsachen und Umstände täuscht.übermittelten Angaben;
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A b s c h n i t t 4 (3) Bei ihrer Veröffentlichung gemäß Artikel 98 ist den in
den Absätzen 1 und 2 genannten Prospekten der Jahresab-

I n h a l t d e s P r o s p e k t s i n S o n d e r f ä l l e n schluss für das letzte Geschäftsjahr beizufügen.

Artikel 25 (4) Stellt der Emittent gleichzeitig einen nicht konsolidierten
Jahresabschluss und einen konsolidierten Jahresabschluss auf,
so sind beide Arten von Abschlüssen dem Prospekt beizufügen.(1) Erstreckt sich der Antrag auf Zulassung zur amtlichen Die zuständigen Stellen können allerdings dem EmittentenNotierung auf Aktien, die den Aktionären des Emittenten gestatten, entweder nur den nicht konsolidierten oder nur denvorzugsweise angeboten werden, und werden Aktien des konsolidierten Jahresabschluss dem Prospekt beizufügen, wennEmittenten bereits an derselben Börse notiert, so können die der nicht beigefügte Jahresabschluss keine wesentlichen zusätz-zuständigen Stellen vorsehen, dass der Prospekt nur die lichen Aussagen enthält.Angaben enthält, die vorgesehen sind im Schema A des

Anhangs I:

Artikel 26a) Kapitel 1,

b) Kapitel 2,
(1) Erstreckt sich der Antrag auf Zulassung zur amtlichen

c) Kapitel 3 Nummern 3.1.0, 3.1.5, 3.2.0, 3.2.1, 3.2.6, Notierung auf Schuldverschreibungen, die keine Wandel-
3.2.7, 3.2.8 und 3.2.9, schuldverschreibungen, austauschbaren Schuldverschreibun-

gen oder Optionsanleihen sind und die von einem Unterneh-d) Kapitel 4 Nummern 4.2, 4.4, 4.5, 4.7.1 und 4.7.2,
men ausgegeben werden, von dem bereits Wertpapiere an
derselben Börse notiert werden, so können zuständige Stellene) Kapitel 5 Nummern 5.1.4, 5.1.5 und 5.5,
vorsehen, dass der Prospekt nur die Angaben enthält, die

f) Kapitel 6 Nummern 6.1, 6.2.0, 6.2.1, 6.2.2 und 6.2.3 vorgesehen sind im Schema B des Anhangs I:
sowie

a) Kapitel 1,
g) Kapitel 7.

b) Kapitel 2,
Werden die Aktien nach Unterabsatz 1 durch Zertifikate

c) Kapitel 3 Nummern 3.1.0, 3.1.5, 3.2.0 und 3.2.2,vertreten, so muss der Prospekt vorbehaltlich des Artikels 33
Absätze 2 und 3 außer den in Unterabsatz 1 vorgesehenen

d) Kapitel 4 Nummer 4.3,Angaben zumindest die Angaben enthalten, die vorgesehen
sind in Schema C des Anhangs I:

e) Kapitel 5 Nummern 5.1.2, 5.1.3, 5.1.4 und 5.4,
a) Kapitel 1 Nummern 1.1, 1.3, 1.4, 1.6 und 1.8

f) Kapitel 6,
sowie

g) Kapitel 7.
b) Kapitel 2.

(2) Bei seiner Veröffentlichung gemäß Artikel 98 ist dem in
(2) Erstreckt sich der Antrag auf Zulassung zur amtlichen Absatz 1 genannten Prospekt der Jahresabschluss für das letzte
Notierung auf Wandelschuldverschreibungen, austauschbare Geschäftsjahr beizufügen.
Schuldverschreibungen oder Optionsanleihen, die den Aktio-
nären des Emittenten vorzugsweise angeboten werden, und
werden Aktien des Emittenten bereits an derselben Börse (3) Stellt der Emittent gleichzeitig einen nicht konsolidierten
notiert, so können die zuständigen Stellen vorsehen, dass der und einen konsolidierten Jahresabschluss auf, so sind beide
Prospekt nur folgendes enthält: Arten von Abschlüssen dem Prospekt beizufügen. Die zustän-

digen Stellen können allerdings dem Emittenten gestatten,a) Angaben über die Art der zur Umwandlung, zum Tausch entweder nur den nicht konsolidierten oder nur den konsoli-oder zum Bezug angebotenen Aktien und die damit dierten Jahresabschluss dem Prospekt beizufügen, wenn derverbundenen Rechte, nicht beigefügte Jahresabschluss keine wesentlichen zusätzli-
chen Aussagen enthält.b) die in Absatz 1 Unterabsatz 1 genannten Angaben nach

Schema A des Anhangs I, mit Ausnahme des Kapitels 2
dieses Schemas,

Artikel 27
c) die im Schema B des Anhangs I Kapitel 2 genannten

Angaben,
Erstreckt sich der Antrag auf Zulassung zur amtlichen Notie-
rung auf Schuldverschreibungen, die aufgrund ihrer Merkmaled) die Umwandlungs-, Tausch oder Bezugsbedingungen

und -modalitäten und die Angabe der Fälle, in denen sie normalerweise fast ausschließlich von einem begrenzten, mit
Anlagen besonders vertrauten Anlegerkreis erworben undgeändert werden können.
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von diesem untereinander gehandelt werden, so können die b) Angaben über Ereignisse, die für die Bewertung der
betreffenden Wertpapiere wichtig und nach dem Stichtagzuständigen Stellen von der Verpflichtung befreien, in den

Prospekt bestimmte, im Schema B des Anhangs I vorgesehene eingetreten sind, auf den sich der letzte veröffentlichte
Jahresabschluss bezieht. Dieser Jahresabschluss muss demAngaben aufzunehmen, oder zulassen, dass die Angaben

zusammengefaßt in den Prospekt aufgenommen werden, wenn Publikum beim Emittenten oder bei den für diesen als
Zahlstelle fungierenden Finanzinstituten zur Verfügungsie für die interessierten Anleger nicht wesentlich sind.
gestellt werden.

Artikel 28
Artikel 30

(1) Für die Zulassung zur amtlichen Notierung der von
Finanzinstitutionen ausgegebenen Wertpapiere muss der Pros-

(1) Für die Zulassung von Schuldverschreibungen zur amt-pekt folgendes enthalten:
lichen Notierung, die von einer juristischen Person garantiert
werden, muss der Prospekt folgendes enthalten:a) mindestens die in Schema A oder B des Anhangs I

Kapitel 1, 2, 3, 5 und 6 vorgesehenen Angaben, je
a) in Bezug auf den Emittenten die Angaben nach Schemanachdem, ob es sich um Aktien oder Schuldverschreibun-

B des Anhangs I undgen handelt,

b) in Bezug auf den Garanten die Angaben nach Schema Bb) Angaben, die entsprechend den diesbezüglichen Vor-
Nummer 1.3 und Kapitel 3 bis 7.schriften des innerstaatlichen Rechts oder der zuständigen

Stellen den besonderen Merkmalen der betreffenden
Emittenten angepasst und den Angaben nach Schema A

Ist der Emittent oder der Garant eine Finanzinstitution, so wirdoder B des Anhangs I Kapitel 4 und 7 zumindest
der Teil des Prospekts, der sich auf diese Finanzinstitutiongleichwertig sind.
bezieht, unbeschadet des Unterabsatzes 1 entsprechend der
Regelung des Artikels 28 erstellt.

(2) Es ist Aufgabe der Mitgliedstaaten, die in diesem Artikel
genannten Finanzinstitutionen zu bestimmen.

(2) Ist der Emittent der garantierten Schuldverschreibungen
eine in Artikel 28 Absatz 3 genannte Finanzierungsgesellschaft,
muss der Prospekt folgendes enthalten:(3) Die in diesem Artikel vorgesehene Regelung kann

ausgedehnt werden auf:
a) in Bezug auf den Emittenten die Angaben nach Schema B

des Anhangs I Kapitel 1, 2 und 3 sowie Nummern 5.1.0a) Organismen für gemeinsame Anlagen, deren Anteilschei-
bis 5.1.5 und 6.1, undne gemäß Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe a) nicht vom

Anwendungsbereich dieser Richtlinie ausgeschlossen
b) in Bezug auf den Garanten die Angaben nach Schema Bsind,

Nummer 1.3 und Kapitel 3 bis 7.
b) Finanzierungsgesellschaften, die keine andere Tätigkeit

ausüben als die Ansammlung von Kapital, um es ihrer
Muttergesellschaft oder Unternehmen, die mit dieser (3) Im Falle von mehreren Garanten müssen die geforderten
verbunden sind, zur Verfügung zu stellen, Angaben für jeden Garanten erteilt werden, doch können die

zuständigen Stellen zum besseren Verständnis des Prospekts
c) Gesellschaften, die ein Portefeuille aus Wertpapieren, eine Kürzung dieser Angaben zulassen.

Lizenzen oder Patenten besitzen und keine andere Tätig-
keit ausüben als die Verwaltung dieses Portefeuilles.

(4) Der Garantievertrag ist in den in den Absätzen 1 bis 3
genannten Fällen dem Publikum am Sitz des Emittenten oderArtikel 29
bei den für diesen als Zahlstelle fungierenden Finanzinstituten
zur Einsicht zur Verfügung zu stellen. Jedem Interessenten sind

Bezieht sich der Antrag auf Zulassung zur amtlichen Notierung auf Verlangen Kopien davon auszuhändigen.
auf dauernd oder wiederholt ausgegebene Schuldverschreibun-
gen von Kreditinstituten, die regelmäßig ihre Jahresabschlüsse
veröffentlichen und die innerhalb der Gemeinschaft durch

Artikel 31oder aufgrund eines besonderen Gesetzes geschaffen worden
sind oder geregelt werden oder einer öffentlichen Aufsicht zum
Schutz der Sparer unterstehen, so können die Mitgliedstaaten
vorsehen, dass der Prospekt nur folgendes enthalten muss: (1) Bezieht sich der Antrag auf Zulassung zur amtlichen

Notierung auf Wandelschuldverschreibungen, austauschbare
Schuldverschreibungen oder Optionsanleihen, so muss dera) die Angaben nach Schema B des Anhangs I Nummer 1.1

und Kapitel 2 und Prospekt folgendes enthalten:
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a) Angaben über die Art der zur Umwandlung, zum Tausch (2) Liegt die in Absatz 1 genannte Transaktion mehr als
zwei Jahre zurück, so können die zuständigen Stellen von deroder zum Bezug angebotenen Aktien und die damit

verbundenen Rechte, in Absatz 1 vorgesehenen Verpflichtung befreien.

b) die Angaben nach Schema A des Anhangs I Nummer 1.3
und Kapitel 3 bis 7, Artikel 33

c) die Angaben nach Schema B des Anhangs I Kapitel 2 und
(1) Bezieht sich der Antrag auf Zulassung zur amtlichen

d) die Umwandlungs-, Tausch- oder Bezugsbedingungen Notierung auf Zertifikate, die Aktien vertreten, so muss der
und -modalitäten sowie die Angabe der Fälle, in denen sie Prospekt in Bezug auf die Zertifikate die Angaben nach
geändert werden können. Schema C des Anhangs I und in Bezug auf die vertretenen

Aktien die Angaben nach Schema A des Anhangs I enthalten.

(2) Ist der Emittent der Wandelschuldverschreibungen, aus-
(2) Die zuständigen Stellen können jedoch den Ausstellertauschbaren Schuldverschreibungen oder Optionsanleihen
der Zertifikate von der Pflicht zur Veröffentlichung seinernicht identisch mit dem Emittenten der Aktien, so muss der
eigenen Finanzlage befreien, wenn der AusstellerProspekt folgendes enthalten:

a) entweder ein Kreditinstitut eines Mitgliedstaats ist, dasa) Angaben über die Art der zur Umwandlung, zum Tausch
durch oder aufgrund eines besonderen Gesetzes geschaf-oder zum Bezug angebotenen Aktien und die mit ihnen
fen worden ist oder geregelt wird oder einer öffentlichenverbundenen Rechte,
Aufsicht zum Schutz der Sparer untersteht,

b) in Bezug auf den Emittenten der Schuldverschreibungen
b) oder eine Tochtergesellschaft in mindestens 95 % igemdie Angaben nach Schema B des Anhangs I,

Besitz eines der Kreditinstitute im Sinne von Buchstabe a)
ist, für deren Verpflichtungen gegenüber den Zertifikat-c) in Bezug auf den Emittenten der Aktien die Angaben
sinhabern dieses Kreditinstitut eine unbedingte Garantienach Schema A des Anhangs I Nummer 1.3 und Kapitel 3
übernimmt, und die rechtlich oder tatsächlich derselbenbis 7,
Aufsicht unterliegt wie das Kreditinstitut,

d) die Umwandlungs-, Tausch- oder Bezugsbedingungen
c) oder sein „administratiekantoor“ in den Niederlanden ist,und -modalitäten sowie die Angabe der Fälle, in denen sie

das besonderen von den zuständigen Stellen festgelegtengeändert werden können.
Vorschriften für das Depot von Originalpapieren unter-
liegt.

Ist jedoch der Emittent der Wandelschuldverschreibungen,
austauschbaren Schuldverschreibungen oder Optionsanleihen
eine in Artikel 28 Absatz 3 genannte Finanzierungsgesellschaft, (3) Sind die Zertifikate von einer Wertpapiersammelbank
so braucht der Prospekt in Bezug auf diese Finanzierungsgesell- oder von einer von Wertpapiersammelbanken eingerichteten
schaft nur die Angaben nach Schema B des Anhangs I Hilfsinstitution ausgestellt, so können die zuständigen Stellen
Kapitel 1, 2 und 3 sowie Nummern 5.1.0 bis 5.1.5 und 6.1 zu von der Veröffentlichung der Angaben nach Schema C des
enthalten. Anhangs I Kapitel 1 freistellen.

Artikel 34Artikel 32

(1) Falls ein Staat oder eines seiner Bundesländer für(1) Bezieht sich der Antrag auf Zulassung zur amtlichen
Schuldverschreibungen, deren Zulassung zur amtlichen Notie-Notierung auf Wertpapiere, die anlässlich einer Verschmelzung
rung beantragt wird, eine unbedingte und unwiderruflichedurch Aufnahme einer Gesellschaft oder durch Gründung
Garantie für die Tilgung der Anleihe und die Zinszahlungeneiner neuen Gesellschaft oder einer Spaltung von Gesellschaf-
übernimmt, kann durch die innerstaatlichen Rechtsvorschrif-ten, einer Übertragung des gesamten oder eines Teils des
ten oder von den zuständigen Stellen eine Kürzung der inVermögens eines Unternehmens, eines öffentlichen Umtausch-
Schema B des Anhangs I Kapitel 3 und 5 vorgesehenenangebots oder als Gegenleistung für andere als Bareinlagen
Angaben zugelassen werden.ausgegeben werden, so sind die die Bedingungen dieser

Transaktionen enthaltenden Dokumente sowie, wenn der
Emittent noch keinen Jahresabschluss veröffentlicht hat, gege-
benenfalls die Eröffnungsbilanz, die auch pro forma aufgestellt (2) Die in Absatz 1 vorgesehene Kürzung kann auch auf

Gesellschaften Anwendung finden, die durch oder aufgrundsein kann, unbeschadet der Verpflichtung zur Veröffentlichung
des Prospekts, am Sitz des Emittenten oder bei den für diesen eines besonderen Gesetzes geschaffen worden sind oder gere-

gelt werden und die die Befugnis besitzen, bei ihren Kundenals Zahlstelle fungierenden Finanzinstituten dem Publikum zur
Einsicht zur Verfügung zu stellen. Gebühren zu erheben.
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A b s c h n i t t 5 Mitgliedstaaten, in denen die Zulassung zur amtlichen Notie-
rung beantragt wird, anerkannt werden, ohne dass eine

K o n t r o l l e u n d V e r b r e i t u n g d e s P r o s p e k t s Billigung durch die zuständigen Stellen dieser Staaten erforder-
lich wäre und ohne dass diese die Aufnahme zusätzlicher
Angaben in den Prospekt verlangen können. Die zuständigenArtikel 35 Stellen können jedoch verlangen, dass spezifische Angaben für
den Markt des Zulassungslandes insbesondere in Bezug auf die
steuerliche Behandlung der Erträge, die als Zahlstellen des(1) Der Prospekt darf nicht vor Billigung durch die zuständi-
Emittenten in diesem Land handelnden Finanzinstitute sowiegen Stellen veröffentlicht werden.
die Art der Veröffentlichung von Wertpapierbekanntmachun-
gen in den Prospekt aufgenommen werden.

(2) Die zuständigen Stellen billigen die Veröffentlichung
des Prospekts nur dann, wenn sie der Auffassung sind, dass

(2) Der von den zuständigen Stellen im Sinne des Arti-dieser Prospekt allen in dieser Richtlinie vorgeschriebenen
kels 37 gebilligte Prospekt muss in dem anderen Mitgliedstaat,Bedingungen entspricht.
in dem die Zulassung zur amtlichen Notierung beantragt wird,
auch dann anerkannt werden, wenn eine teilweise Befreiung
oder Abweichung nach dieser Richtlinie gewährt worden ist,Artikel 36
sofern:

Die zuständigen Stellen entscheiden, ob sie den in den a) diese Befreiung oder Abweichung von einer in den
Schemata A und B des Anhangs I Nummer 1.3 vorgesehenen Rechtsvorschriften des anderen betroffenen Mitgliedstaats
Bestätigungsvermerk des gesetzlich zugelassenen Abschluss- anerkannten Art ist und
prüfers akzeptieren oder ob sie gegebenenfalls einen zusätzli-
chen Bestätigungsvermerk verlangen. b) dieselben Bedingungen, welche diese Befreiung oder

Abweichung rechtfertigen, auch in dem anderen betroffe-
nen Mitgliedstaat bestehen und diese Befreiung oderEin zusätzlicher Bestätigungsvermerk kann nur aufgrund des
Abweichung an keine weiteren Bedingungen gebundenErgebnisses einer Prüfung des jeweiligen Einzelfalls verlangt
ist, die die zuständigen Stellen dieses Staates dazu veran-werden. Auf Ersuchen des gesetzlich zugelassenen Abschluss-
lassen könnten, sie zu verweigern.prüfers und/oder des Emittenten müssen die zuständigen

Stellen die Anforderung des zusätzlichen Bestätigungsvermerks
begründen. Selbst wenn die unter den Buchstaben a) und b) vorgesehenen

Bedingungen nicht erfüllt sind, kann der betreffende Mitglied-
staat seinen zuständigen Stellen gestatten, den von den zustän-
digen Stellen im Sinne des Artikels 37 gebilligten ProspektA b s c h n i t t 6
anzuerkennen.

B e s t i m m u n g d e r z u s t ä n d i g e n S t e l l e

(3) Bei Billigung des Prospekts stellen die zuständigen
Artikel 37 Stellen im Sinne von Artikel 37 für die zuständigen Stellen der

anderen Mitgliedstaaten, in denen die Zulassung zur amtlichen
Notierung beantragt wird, eine Bescheinigung über dieseWerden für dasselbe Wertpapier gleichzeitig oder annähernd
Billigung aus. Wurde gemäß dieser Richtlinie eine teilweisegleichzeitig Anträge auf Zulassung zur amtlichen Notierung
Befreiung oder Abweichung gewährt, so ist diese zusammenan Börsen gestellt, die in mehreren Mitgliedstaaten ansässig
mit ihrer Begründung auf der Bescheinigung zu vermerken.oder tätig sind, einschließlich des Mitgliedstaats, in dem der

Emittent seinen satzungsmäßigen Sitz hat, so ist der Prospekt
entsprechend den Regeln dieser Richtlinie in dem Mitgliedstaat

(4) Bei Antragstellung auf Zulassung zur amtlichen Notie-zu erstellen, in dem der Emittent seinen satzungsmäßigen Sitz
rung übermittelt der Emittent den zuständigen Stellen jedeshat, und von den zuständigen Stellen dieses Mitgliedstaats zu
anderen Mitgliedstaats, in denen er die Zulassung beantragt,billigen; hat der Emittent seinen satzungsmäßigen Sitz nicht in
den Entwurf des Prospekts, den er in diesem Staat verwendeneinem dieser Mitgliedstaaten, so muss der Emittent den
will.Mitgliedstaat bestimmen, nach dessen Rechtsvorschriften der

Prospekt erstellt und gebilligt werden soll.

(5) Die Mitgliedstaaten können die Anwendung dieses
Artikels auf Prospekte beschränken, die von Emittenten erstelltA b s c h n i t t 7 wurden, die ihren satzungsmäßigen Sitz in einem Mitgliedstaat
haben.G e g e n s e i t i g e A n e r k e n n u n g

Artikel 39Artikel 38

(1) Nach der Billigung gemäß Artikel 37 muss der Prospekt (1) Wurde ein Antrag auf Zulassung zur amtlichen Notie-
rung in einem oder mehreren Mitgliedstaaten gestellt und istvorbehaltlich einer etwaigen Übersetzung von den übrigen
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für die Wertpapiere innerhalb von drei Monaten vor dem A b s c h n i t t 8
Zulassungsantrag ein gemäß den Artikeln 7, 8 oder 12 der

V e r e i n b a r u n g e n m i t D r i t t l ä n d e r nRichtlinie 89/298/EWG in einem beliebigen Mitgliedstaat
erstellter und gebilligter Prospekt für das öffentliche Angebot
ausgearbeitet worden, so wird dieser Prospekt für das öffentli- Artikel 41
che Angebot vorbehaltlich einer etwaigen Übersetzung als
Prospekt für die Zulassung zur amtlichen Notierung in dem

Die Gemeinschaft kann im Wege von Vereinbarungen, dieoder in den Mitgliedstaaten anerkannt, in dem bzw. in denen
gemäß dem Vertrag mit einem oder mehreren Drittländerndie Zulassung zur amtlichen Notierung beantragt wird, ohne
getroffen werden, auf der Grundlage der Gegenseitigkeit diedass eine Billigung durch die zuständigen Stellen dieses
Zulassungsprospekte, die gemäß der Regelung dieses oderMitgliedstaats bzw. dieser Mitgliedstaaten erforderlich wäre
dieser Drittländer erstellt und kontrolliert wurden, als denund ohne dass diese die Aufnahme zusätzlicher Angaben in
Anforderungen der vorliegenden Richtlinie genügend anerken-den Prospekt verlangen können. Die zuständigen Stellen
nen, sofern die betreffende Regelung den Anlegern einenkönnen jedoch verlangen, dass spezifische Angaben für den
gleichwertigen Schutz wie die vorliegende Richtlinie gewähr-Markt des Zulassungslands insbesondere in Bezug auf die
leistet, selbst wenn diese Regelung sich von den Bestimmungensteuerliche Behandlung der Erträge, die als Zahlstellen des
der vorliegenden Richtlinie unterscheidet.Emittenten in diesem Land handelnden Finanzinstitute sowie

die Art der Veröffentlichung von Wertpapierbekanntmachun-
gen in den Prospekt aufgenommen werden.

KAPITEL II

Besondere Bedingungen für die Zulassung von Aktien
(2) Artikel 38 Absätze 2, 3, 4 und 5 findet in dem in
Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten Fall Anwendung.

A b s c h n i t t 1

B e d i n g u n g e n f ü r d i e G e s e l l s c h a f t a l s
s o l c h e , d e r e n A k t i e n G e g e n s t a n d e i n e s(3) Artikel 100 gilt für alle Änderungen zwischen der A n t r a g s a u f Z u l a s s u n g s i n dFertigstellung des in Absatz 1 des vorliegenden Artikels

genannten Prospekts und dem Beginn der amtlichen Notie-
rung. Artikel 42

Die Gesellschaft muss sowohl hinsichtlich ihrer Gründung als
auch ihres satzungsmäßigen Funktionierens den Gesetzen undArtikel 40 Verordnungen entsprechen, denen sie unterliegt.

Artikel 43
(1) Wird ein Antrag auf Zulassung zur amtlichen Notierung
für Wertpapiere, die sofort oder später Zugang zum Unterneh-
menskapital eröffnen, in einem oder mehreren anderen Mit- (1) Der voraussichtliche Börsenkurswert der Aktien, für die
gliedstaaten als dem Mitgliedstaat gestellt, in dem sich der eine Zulassung zur amtlichen Notierung beantragt wird, oder,
satzungsmäßige Sitz des Emittenten der Aktien befindet, für falls eine Schätzung nicht möglich ist, das Eigenkapital der
die diese Wertpapiere ein Bezugsrecht eröffnen, und sind die Gesellschaft, muss mindestens 1 Mio. EUR betragen.
Aktien dieses Emittenten in diesem letzteren Staat bereits zur
amtlichen Notierung zugelassen, so können die zuständigen

(2) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass die Nichtbe-Stellen des Mitgliedstaats, in dem die Zulassung beantragt
achtung dieser Bedingung der Zulassung zur amtlichen Notie-wurde, erst über den Antrag befinden, nachdem sie die
rung nicht entgegensteht, sofern die zuständigen Stellen dieStellungnahme der zuständigen Stellen des Mitgliedstaats ein-
Gewissheit haben, dass sich für die betreffenden Aktien eingeholt haben, in dem sich der satzungsmäßige Sitz des
ausreichender Markt bildet.Emittenten der betreffenden Aktien befindet.

(3) Ein Mitgliedstaat kann für die Zulassung zur amtlichen
Notierung einen höheren Betrag des voraussichtlichen Börsen-

(2) Wird ein Antrag auf Zulassung zur amtlichen Notierung kurswertes oder des Eigenkapitals nur dann fordern, wenn es
für ein Wertpapier gestellt, das seit weniger als sechs Monaten in diesem Staat einen anderen geregelten Markt mit gleichen
bereits in einem anderen Mitgliedstaat zur amtlichen Notierung oder geringeren als den in Absatz 1 genannten Anforderungen
zugelassen ist, so nehmen die zuständigen Stellen, bei denen gibt, der anerkannt und offen und dessen Funktionsweise
die Zulassung beantragt wird, Verbindung mit den zuständigen ordnungsgemäß ist.
Stellen auf, welche das Wertpapier bereits zur amtlichen
Notierung zugelassen haben, und befreien, soweit möglich,
den Emittenten des Wertpapiers von der Erstellung eines neuen (4) Die in Absatz 1 genannte Bedingung gilt nicht für die

Zulassung zur amtlichen Notierung einer zusätzlichen TrancheProspekts, vorbehaltlich einer gegebenenfalls erforderlichen
Aktualisierung, Übersetzung oder Ergänzung entsprechend von Aktien der gleichen Gattung wie die der bereits zugelasse-

nen.den eigenen Vorschriften des betreffenden Mitgliedstaats.
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(5) Der in Landeswährung ausgedrückte Gegenwert von Artikel 47
1. Mio. EUR ist zunächst derjenige, der als Gegenwert in der
Landeswährung von einer Million Europäischen Rechnungs-

Bei einer öffentlichen Emission, die der Zulassung zur amt-einheiten am 5. März 1979 anwendbar war.
lichen Notierung vorausgeht, muss der Zeitpunkt, bis zu
dem Zeichnungsanträge gestellt werden können, der ersten
Notierung vorausgehen.

(6) Bleibt aufgrund von Änderungen des Gegenwerts der
Euro der in der Landeswährung ausgedrückte Börsenkurswert
ein Jahr lang mindestens 10 % unter oder über dem Wert von Artikel 48
1 Mio. EUR, so muss der Mitgliedstaat innerhalb von zwölf
Monaten nach Ablauf dieses Zeitraums seine Rechts- und
Verwaltungsvorschriften dem Absatz 1 anpassen. (1) Spätestens zum Zeitpunkt der Zulassung muss eine

ausreichende Streuung der Aktien im Publikum eines oder
mehrerer Mitgliedstaaten erreicht sein.

Artikel 44

(2) Die in Absatz 1 genannte Bedingung findet keine
Die Gesellschaft muss ihre Jahresabschlüsse für die drei dem Anwendung, wenn die Streuung der Aktien im Publikum über
Antrag auf Zulassung zur amtlichen Notierung vorausgegange- die Börse erfolgen soll. In diesem Fall kann die Zulassung zur
nen Geschäftsjahre nach den einzelstaatlichen Rechtsvorschrif- amtlichen Notierung nur ausgesprochen werden, wenn die
ten veröffentlicht oder hinterlegt haben. Die zuständigen zuständigen Stellen davon überzeugt sind, dass eine ausrei-
Stellen können ausnahmsweise von dieser Bedingung abwei- chende Streuung über die Börse in Kürze erfolgt.
chen, wenn eine solche Abweichung im Interesse der Gesell-
schaft oder der Anleger wünschenswert ist und die zuständigen
Stellen die Gewähr haben, dass die Anleger über die erforderli-

(3) Wird die Zulassung zur amtlichen Notierung für einechen Informationen verfügen, um sich ein begründetes Urteil
zusätzliche Tranche von Aktien der gleichen Gattung bean-über die Gesellschaft und über die Aktien, deren Zulassung zur
tragt, so können die zuständigen Stellen beurteilen, ob dieamtlichen Notierung beantragt wird, zu bilden.
Streuung der Aktien im Publikum im Verhältnis zur Gesamt-
heit der begebenen Aktien und nicht nur im Verhältnis zu
dieser zusätzlichen Tranche ausreichend ist.

A b s c h n i t t 2

B e d i n g u n g e n f ü r d i e A k t i e n , d i e G e g e n - (4) Sind die Aktien bereits zur amtlichen Notierung in
s t a n d e i n e s A n t r a g s a u f Z u l a s s u n g s i n d einem oder mehreren Drittstaaten zugelassen, so können

die zuständigen Stellen in Abweichung von Absatz 1 ihre
Zulassung zur amtlichen Notierung vorsehen, sofern eine
ausreichende Streuung im Publikum des Drittstaats oder derArtikel 45
Drittstaaten, in denen diese Aktien notiert werden, erreicht ist.

Die rechtliche Situation der Aktien muss den Gesetzen und
(5) Eine ausreichende Streuung gilt als erreicht, wennVerordnungen, denen sie unterliegen, entsprechen.
entweder die Aktien, die Gegenstand des Zulassungsantrags
sind, im Publikum zu mindestens 25 % des gezeichneten
Kapitals, das von dieser Aktiengattung vertreten wird, unterge-Artikel 46
bracht sind oder wenn aufgrund der Vielzahl von Aktien
der gleichen Gattung und ihrer weitreichenden Streuung im
Publikum ein geregelter Markt auch mit einem niedrigeren

(1) Die Aktien müssen uneingeschränkt handelbar sein. Prozentsatz gewährleistet ist.

(2) Die zuständigen Stellen können nicht voll eingezahlte Artikel 49
Aktien den uneingeschränkt handelbaren Aktien gleichstellen,
wenn Verordnungen getroffen worden sind, um die Handelbar-
keit der Aktien nicht zu behindern, und wenn die Transparenz (1) Der Zulassungsantrag zur amtlichen Notierung muss
der Transaktionen durch eine angemessene Unterrichtung des sich auf alle bereits begebenen Aktien der gleichen Gattung
Publikums sichergestellt ist. beziehen.

(2) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass diese Bedin-(3) Für die Zulassung zur amtlichen Notierung von Aktien,
deren Erwerb einer Genehmigung unterliegt, können die gung keine Anwendung auf Zulassungsanträge findet, die sich

nicht auf alle bereits begebenen Aktien derselben Gattungzuständigen Stellen nur dann von Absatz 1 abweichen, wenn
die Anwendung der Zulassungsklausel nicht zu Marktstörun- beziehen, wenn die Aktien dieser Gattung, deren Zulassung

nicht beantragt wird, zu Aktienpaketen gehören, die zurgen führen kann.
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Aufrechterhaltung der Kontrolle über eine Gesellschaft gehal- A b s c h n i t t 2
ten werden, oder wenn sie aufgrund von Vereinbarungen eine

B e d i n g u n g e n f ü r S c h u l d v e r s c h r e i b u n -gewisse Zeit lang nicht gehandelt werden dürfen, sofern das
g e n , d i e G e g e n s t a n d e i n e s A n t r a g s a u fPublikum davon in Kenntnis gesetzt wird und keine Nachteile

Z u l a s s u n g s i n dfür die Inhaber der Aktien, deren Zulassung zur amtlichen
Notierung beantragt wird, zu befürchten sind.

Artikel 53

Artikel 50
Die rechtliche Situation der Schuldverschreibungen muss
den Gesetzen und Verordnungen entsprechen, denen sie
unterliegen.(1) Für die Zulassung zur amtlichen Notierung von Aktien,

die von Gesellschaften mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat
begeben werden und die durch Urkunden verkörpert sind, ist
es notwendig und ausreichend, dass die Druckausstattung den Artikel 54
in diesem Staat geltenden Normen entspricht. Entspricht die
Druckausstattung nicht den Bestimmungen des Mitgliedstaats,
in dem die Zulassung zur amtlichen Notierung beantragt wird, (1) Die Schuldverschreibungen müssen uneingeschränkt
so ist dies dem Publikum durch die zuständigen Stellen dieses handelbar sein.
Staates bekanntzugeben.

(2) Die zuständigen Stellen können nicht voll eingezahlte
Schuldverschreibungen den uneingeschränkt handelbaren(2) Die Druckausstattung von Aktien, die von Gesellschaf-
Schuldverschreibungen gleichstellen, wenn Vorkehrungen ge-ten mit Sitz in einem Drittstaat begeben werden, muss
troffen worden sind, um die Handelbarkeit dieser Schuldver-ausreichende Gewähr für den Anlegerschutz bieten.
schreibungen nicht zu behindern, und wenn die Transparenz
der Transaktionen durch eine angemessene Unterrichtung des
Publikums sichergestellt ist.Artikel 51

Artikel 55Werden von einer Gesellschaft mit Sitz in einem Drittstaat
begebene Aktien im Herkunftsland oder im Lande der haupt-
sächlichen Verbreitung nicht notiert, so können sie zur

Bei einer öffentlichen Emission, die der Zulassung zur amt-amtlichen Notierung nur dann zugelassen werden, wenn die
lichen Notierung vorausgeht, muss der Zeitpunkt, bis zuzuständigen Stellen die Gewißheit haben, dass dem Umstand,
dem Zeichnungsanträge gestellt werden können, der erstendass diese Aktien im Herkunftsland oder im Lande der
Notierung vorausgehen. Diese Bestimmung findet keine An-hauptsächlichen Verbreitung nicht notiert werden, nicht das
wendung im Fall von ständig begebenen Schuldverschreibun-Erfordernis des Anlegerschutzes zugrunde liegt.
gen, wenn der Zeitpunkt des Zeichnungsschlusses nicht festge-
legt ist.

KAPITEL III Artikel 56

Besondere Bedingungen für die Zulassung von Schuldver-
Der Antrag auf Zulassung zur amtlichen Notierung muss sichschreibungen, die von einem Unternehmen begeben werden
auf alle Schuldverschreibungen ein- und derselben Emission
beziehen.

A b s c h n i t t 1
Artikel 57

B e d i n g u n g e n f ü r d a s U n t e r n e h m e n a l s
s o l c h e s , d e s s e n S c h u l d v e r s c h r e i b u n g e n
G e g e n s t a n d e i n e s A n t r a g s a u f Z u l a s s u n g (1) Für die Zulassung zur amtlichen Notierung von Schuld-

s i n d verschreibungen, die von Unternehmen mit Sitz in einem
anderen Mitgliedstaat begeben werden und die durch Urkun-
den verkörpert sind, ist es notwendig und ausreichend, dass
die Druckausstattung den in diesem anderen MitgliedstaatArtikel 52
geltenden Normen entspricht. Entspricht die Druckausstattung
nicht den Bestimmungen des Mitgliedstaats, in dem die
Zulassung zur amtlichen Notierung beantragt wird, so ist diesDas Unternehmen muss sowohl hinsichtlich seiner Gründung

als auch seines satzungsmäßigen Funktionierens den Gesetzen dem Publikum durch die zuständigen Stellen dieses Staates
bekanntzugeben.und Verordnungen entsprechen, denen es unterliegt.
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(2) Die Druckausstattung von Schuldverschreibungen, die (2) Die Mitgliedstaaten können jedoch in Abweichung von
Absatz 1 die Börsennotierung von Wandelschuldverschreibun-nur in einem Mitgliedstaat begeben werden, muss den in

diesem Mitgliedstaat geltenden Normen entsprechen. gen, austauschbaren Schuldverschreibungen (obligations
échangeables) oder Optionsanleihen vorsehen, wenn ihre
zuständigen Stellen die Gewißheit haben, dass die Inhaber der
Schuldverschreibungen über alle notwendigen Informationen

(3) Die Druckausstattung von Schuldverschreibungen, die verfügen, um sich ein Urteil über den Wert der Aktien bilden
von Unternehmen mit Sitz in einem Drittstaat begeben werden, zu können, auf die sich diese Schuldverschreibungen beziehen.
muss ausreichende Gewähr für den Anlegerschutz bieten.

KAPITEL IV

A b s c h n i t t 3
Besondere Bedingungen für die Zulassung von Schuldver-
schreibungen, die von einem Staat oder seinen öffentlichenW e i t e r e B e d i n g u n g e n
Gebietskörperschaften oder von einem internationalen Orga-

nismus öffentlich-rechtlichen Charakters begeben werden

Artikel 58
Artikel 60

(1) Eine Anleihe muss mindestens 200 000 EUR betragen. Die Schuldverschreibungen müssen uneingeschränkt handel-
Diese Bestimmung findet keine Anwendung auf ständige bar sein.
Emissionen von Schuldverschreibungen, wenn der Anleihebe-
trag nicht festgelegt ist.

Artikel 61

(2) Die Mitgliedstaaten können jedoch vorsehen, dass die Bei einer öffentlichen Emission, die der Zulassung zur amt-
Nichtbeachtung dieser Bedingung der Zulassung zur amtlichen lichen Notierung vorausgeht, muss der Zeitpunkt, bis zu
Notierung nicht entgegensteht, sofern die zuständigen Stellen dem Zeichnungsanträge gestellt werden können, der ersten
die Gewißheit haben, dass sich für die betreffenden Schuldver- Notierung vorausgehen. Diese Bestimmung findet keine An-
schreibungen ein ausreichender Markt bildet. wendung, wenn der Zeitpunkt des Zeichnungsschlusses nicht

festgelegt ist.

(3) Der in Landeswährung ausgedrückte Gegenwert von Artikel 62
200 000 EUR ist zunächst derjenige, der als Gegenwert in der
Landeswährung von 200 000 Europäischen Rechnungseinhei-

Der Antrag auf Zulassung zur amtlichen Notierung muss sichten am 5. März 1979 anwendbar war.
auf alle Schuldverschreibungen ein- und derselben Emission
erstrecken.

(4) Bleibt aufgrund von Änderungen des Gegenwerts des
Euro der in der Landeswährung ausgedrückte Mindestbetrag Artikel 63
der Anleihe ein Jahr lang mindestens 10 % unter dem Wert
von 200 000 EUR, so muss der Mitgliedstaat innerhalb von
zwölf Monaten nach Ablauf dieses Zeitraums seine Rechts- (1) Für die Zulassung zur amtlichen Notierung von Schuld-
und Verwaltungsvorschriften Absatz 1 anpassen. verschreibungen, die von einem Mitgliedstaat oder seinen

öffentlichen Gebietskörperschaften begeben werden und die
durch Urkunden verkörpert sind, ist es notwendig und ausrei-
chend, dass die Druckausstattung den in diesem Staat geltenden

Artikel 59 Normen entspricht. Entspricht die Druckausstattung nicht den
Bestimmungen des Mitgliedstaats, in dem die Zulassung zur
amtlichen Notierung beantragt wird, so ist dies dem Publikum
durch die zuständigen Stellen dieses Staates bekanntzugeben.(1) Wandelschuldverschreibungen, „austauschbare“ Schuld-

verschreibungen (obligations échangeables) und Optionsanlei-
hen können nur dann zur amtlichen Notierung zugelassen
werden, wenn die Aktien, auf die sie sich beziehen, zur (2) Die Druckausstattung von Schuldverschreibungen, die

von Drittstaaten, ihren öffentlichen GebietskörperschaftenNotierung an dieser Börse oder zur Notierung an einem
anderen geregelten, regelmäßig tätigen, anerkannten und offe- und den internationalen Organismen öffentlich-rechtlichen

Charakters begeben werden, muss ausreichende Gewähr fürnen Markt bereits früher zugelassen worden sind oder gleich-
zeitig zugelassen werden. den Anlegerschutz bieten.
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TITEL IV A b s c h n i t t 3

Ä n d e r u n g d e s E r r i c h t u n g s a k t e s o d e r d e r
FORTDAUERNDE PFLICHTEN BETREFFEND WERTPAPIERE, S a t z u n g

DIE ZUR AMTLICHEN NOTIERUNG ZUGELASSEN SIND

Artikel 66

KAPITEL I
(1) Beabsichtigt eine Gesellschaft eine Änderung ihres Er-
richtungsaktes oder ihrer Satzung, so muss sie den EntwurfPflichten der Gesellschaft, deren Aktien zur amtlichen Notie-
den zuständigen Stellen der Mitgliedstaaten, in denen ihrerung zugelassen sind
Aktien notiert werden, mitteilen.

(2) Dieser Entwurf ist den zuständigen Stellen spätestensA b s c h n i t t 1
zum Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung, die

B ö r s e n n o t i e r u n g v o n n e u b e g e b e n e n A k - über die vorgeschlagene Änderung beschließen soll, mitzutei-
t i e n d e r g l e i c h e n G a t t u n g len.

Artikel 64 A b s c h n i t t 4

J a h r e s a b s c h l u s s u n d L a g e b e r i c h t
Unbeschadet der Bestimmung des Artikels 49 Absatz 2 ist eine
Gesellschaft bei einer öffentlichen Neuemission von Aktien
derselben wie der zur amtlichen Notierung bereits zugelasse- Artikel 67
nen Gattung, sofern keine automatische Zulassung dieser
neuen Aktien erfolgt, verpflichtet, deren Zulassung entweder

(1) Die Gesellschaft muss dem Publikum unverzüglich ihrenspätestens ein Jahr nach ihrer Begebung oder zu dem Zeitpunkt
letzten Jahresabschluss und ihren letzten Lagebericht zurzu beantragen, in dem diese Aktien uneingeschränkt handelbar
Verfügung stellen.werden.

(2) Erstellt die Gesellschaft gleichzeitig einen nicht konsoli-
A b s c h n i t t 2 dierten Jahresabschluss und einen konsolidierten Jahresab-

schluss (Konzernabschluss), so hat sie diese dem Publikum zur
B e h a n d l u n g d e r A k t i o n ä r e Verfügung zu stellen. In diesem Fall können die zuständigen

Stellen der Gesellschaft gestatten, dem Publikum entweder
nur den nicht konsolidierten oder nur den konsolidierten

Artikel 65 Abschluss zur Verfügung zu stellen, wenn der dem Publikum
nicht vorzulegende Abschluss keine wesentlichen zusätzlichen
Angaben enthält.

(1) Die Gesellschaft muss den Aktionären, die sich in
denselben Verhältnissen befinden, die gleiche Behandlung
sicherstellen. (3) Entsprechen der Jahresabschluss und der Lagebericht

nicht den Bestimmungen der Richtlinien über die Gesellschafts-
abschlüsse und vermitteln sie kein getreues Bild von der
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft, so sind(2) Die Gesellschaft muss zumindest in jedem Mitgliedstaat,

in dem ihre Aktien notiert werden, alle erforderlichen Einrich- genauere oder zusätzliche Angaben zu machen.
tungen vorsehen und Informationen erteilen, damit die Aktio-
näre ihre Rechte ausüben können. Insbesondere muss sie

A b s c h n i t t 5
a) die Aktionäre über die Abhaltung der Hauptversammlun-

gen unterrichten und ihnen die Ausübung ihres Stimm- Z u s ä t z l i c h e I n f o r m a t i o n e n
rechts ermöglichen,

b) die Angaben über die Ausschüttung und Auszahlung von Artikel 68
Dividenden, die Begebung neuer Aktien, die Ausübung
der Bezugs-, Zeichnungs-, Umtausch- und Wandlungs-

(1) Die Gesellschaft muss das Publikum unverzüglich überrechte veröffentlichen oder durch Rundschreiben be-
neue erhebliche Tatsachen in Kenntnis setzen, die in ihremkanntgeben,
Tätigkeitsbereich eingetreten sind und die der breiten Öffent-
lichkeit nicht bekannt sind, aber wegen ihrer Auswirkung aufc) ein Finanzinstitut als bevollmächtigte Stelle benennen,

bei der die Aktionäre ihre finanziellen Rechte ausüben ihre Vermögens- und Finanzlage oder auf den allgemeinen
Geschäftsverlauf zu einer beträchtlichen Änderung der Kursekönnen, sofern nicht die Gesellschaft selbst die finanzielle

Bedienung vornimmt. ihrer Aktien führen können.
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Wenn die Verbreitung bestimmter Informationen geeignet ist, Artikel 71
den berechtigten Interessen der Gesellschaft zu schaden,
können die zuständigen Stellen jedoch die Gesellschaft von Was den Halbjahresbericht anbelangt, können die Mitgliedstaa-dieser Pflicht entbinden. ten die Gesellschaften strengeren als den in den Artikeln 70,

72 bis 76, 102 Absatz 2 und dem Artikel 103 vorgesehenen
Verpflichtungen oder zusätzlichen Verpflichtungen unterwer-(2) Die Gesellschaft muss das Publikum unverzüglich über fen, sofern diese auf sämtliche Gesellschaften oder einzelnejede Änderung der mit den verschiedenen Gattungen ihrer Kategorien von Gesellschaften allgemein angewendet werden.Aktien verbundenen Rechte in Kenntnis setzen.

A b s c h n i t t 8(3) Die Gesellschaft muss, sobald sie hiervon Kenntnis
erlangt hat, das Publikum über Änderungen in Kenntnis setzen, V e r ö f f e n t l i c h u n g u n d I n h a l t d e s H a l b -die sich gegenüber früher veröffentlichten Informationen be- j a h r e s b e r i c h t szüglich der Struktur (Besitzer und Kapitalanteile) der bedeuten-
den Beteiligungen an ihrem Kapital ergeben.

Artikel 72
Insbesondere müssen Gesellschaften, die nicht den Artikeln 85
bis 97 unterliegen, das Publikum innerhalb von neun Kalender-

(1) Der Halbjahresbericht ist binnen vier Monaten nachtagen unterrichten, nachdem sie davon Kenntnis erlangt haben,
Beendigung des Berichtszeitraums zu veröffentlichen.dass jemand einen Aktienanteil erworben oder veräußert

hat und dadurch seine Beteiligung eine der in Artikel 89
aufgeführten Schwellen über- oder unterschreitet.

(2) In hinreichend begründeten Ausnahmefällen können
die zuständigen Stellen die Veröffentlichungsfrist verlängern.

A b s c h n i t t 6
Artikel 73

G l e i c h w e r t i g k e i t d e r I n f o r m a t i o n e n

(1) Der Halbjahresbericht enthält Zahlenangaben über die
Artikel 69 Tätigkeit und die Ergebnisse der Gesellschaft im Berichtszeit-

raum sowie Erläuterungen hierzu.

(1) Die Gesellschaft, deren Aktien zur amtlichen Notierung
an mehreren, in verschiedenen Mitgliedstaaten ansässigen oder (2) Die in einer Tabelle aufzuführenden Zahlenangaben
tätigen Wertpapierbörsen zugelassen sind, muss sicherstellen, müssen mindestens ausweisen:
dass die dem Markt an jeder dieser Börsen erteilten Informatio-

a) den Betrag der Nettoumsatzerlöse;nen gleichwertig sind.

b) das Ergebnis vor oder nach Steuern.

(2) Die Gesellschaft, deren Aktien zur amtlichen Notierung
an mehreren in einem oder mehreren Mitgliedstaaten und in Diese Begriffe sind im Sinne der Richtlinien über den Abschluss
einem oder mehreren Drittländern ansässigen oder tätigen von Gesellschaften zu verstehen.
Wertpapierbörsen zugelassen sind, muss dem Markt des oder
der Mitgliedstaaten, in denen ihre Aktien börsennotiert werden,
Informationen übermitteln, die den Informationen zumindest (3) Die Mitgliedstaaten können die zuständigen Stellen

ermächtigen, von Fall zu Fall ausnahmsweise den Gesellschaf-gleichwertig sind, die sie dem Wertpapiermarkt des oder der
betreffenden Drittländern übermittelt, sofern diese Informatio- ten, deren Aktien nur in einem einzigen Mitgliedstaat zur

amtlichen Notierung zugelassen sind, zu gestatten, das Ergeb-nen für die Bewertung der Aktien Bedeutung haben können.
nis in Form einer geschätzten Zahlenangabe auszuweisen. Die
Anwendung dieses Verfahrens ist von der Gesellschaft in ihrem
Bericht anzugeben und darf den Anleger nicht irreführen.A b s c h n i t t 7

R e g e l m ä ß i g e V e r ö f f e n t l i c h u n g v o n I n -
(4) Hat die Gesellschaft Zwischendividenden ausgeschüttetf o r m a t i o n e n
oder schlägt sie dies vor, so sind unter den Zahlenangaben das
Ergebnis nach Steuern für das betreffende Halbjahr sowie die
ausgeschütteten oder vorgeschlagenen ZwischendividendenArtikel 70
auszuweisen.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die in Artikel 4 genann-
ten Gesellschaften einen Halbjahresbericht veröffentlichen über (5) Neben jeder Zahlenangabe ist die für den entsprechen-

den Zeitraum des vorangegangenen Geschäftsjahres geltendeihre Geschäftstätigkeit und ihre Ergebnisse während der ersten
sechs Monate jedes Geschäftsjahres. Zahl zu vermerken.
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(6) Die Erläuterungen müssen alle wesentlichen Angaben, (3) Die Absätze 1 und 2 finden auf strengere oder zusätzli-
che Pflichten, die gemäß Artikel 71 auferlegt werden, ebenfallsdie es den Anlegern ermöglichen, sich in voller Sachkenntnis

ein Urteil über die Entwicklung der Tätigkeit und die Ergebnisse Anwendung.
der Gesellschaft zu bilden, sowie den Hinweis auf etwaige
besondere Faktoren enthalten, die diese Tätigkeit und diese
Ergebnisse während des Berichtszeitraums beeinflusst haben; (4) Veröffentlicht eine dem Recht eines Drittstaates unterlie-
sie müssen einen Vergleich mit dem entsprechenden Zeitraum gende Gesellschaft in einem Drittstaat einen Halbjahresbericht,
des vorangegangenen Geschäftsjahres ermöglichen. so können ihr die zuständigen Stellen gestatten, diesen Bericht

anstelle des in dieser Richtlinie vorgesehenen Halbjahresbe-
richts zu veröffentlichen, sofern die erteilten InformationenDie Erläuterungen müssen sich auch so weit wie möglich auf den sich aus der Anwendung dieser Richtlinie ergebendendie Aussichten der Gesellschaft für das laufende Geschäftsjahr Informationen gleichwertig sind.erstrecken.

Artikel 77(7) Sind die Zahlenangaben nach Absatz 2 im Hinblick auf
die Tätigkeit der Gesellschaft unangemessen, so sorgen die
zuständigen Stellen dafür, dass sie entsprechend angepasst Ist ein Halbjahresbericht in mehreren Mitgliedstaaten zu
werden. veröffentlichen, so bemühen sich die zuständigen Stellen dieser

Mitgliedstaaten, abweichend von Artikel 71 allein die Fassung
des Halbjahresberichts, die den Anforderungen des Mitglied-

Artikel 74 staats entspricht, in dem die Aktien der Gesellschaft zum
ersten Mal zur amtlichen Notierung zugelassen worden sind,
oder eine Fassung, die sich dieser so weit wie möglich annähert,Veröffentlicht eine Gesellschaft einen konsolidierten Jahresab-
zu akzeptieren. Bei gleichzeitiger Zulassung zur amtlichenschluss, so kann sie ihren Halbjahresbericht entweder in
Notierung an zwei oder mehr in verschiedenen Mitgliedstaatenkonsolidierter Form oder in nicht konsolidierter Form veröf-
gelegenen oder tätigen Börsen bemühen sich die zuständigenfentlichen. Die Mitgliedstaaten können jedoch die zuständigen
Stellen der betroffenen Mitgliedstaaten, allein die Fassung desStellen ermächtigen, für den Fall, dass letztere der Ansicht sind,
Halbjahresberichts zu akzeptieren, die den Anforderungen desdass die nicht gewählte Form wichtige zusätzliche Angaben
Mitgliedstaats entspricht, in dem sich der Sitz der Gesellschaftenthält, deren Veröffentlichung von der Gesellschaft zu verlan-
befindet; liegt dieser in einem Drittstaat, so bemühen sichgen.
die zuständigen Stellen der betroffenen Mitgliedstaaten, eine
einzige Fassung des Berichts zu akzeptieren.

Artikel 75

KAPITEL IISind die Zahlenangaben von dem gesetzlich zugelassenen
Abschlussprüfer geprüft worden, so sind dessen Bestätigungs-
vermerk und gegebenenfalls Einschränkungen vollständig wie- Pflichten des Emittenten, dessen Schuldverschreibungen zur
derzugeben. amtlichen Notierung zugelassen sind

Artikel 76
A b s c h n i t t 1

S c h u l d v e r s c h r e i b u n g e n , d i e v o n e i n e m(1) Sind bestimmte durch diese Richtlinie auferlegte Pflich-
U n t e r n e h m e n b e g e b e n w e r d e nten im Hinblick auf die Tätigkeit oder die Situation einer

Gesellschaft unangemessen, so sorgen die zuständigen Stellen
dafür, dass diese Pflichten entsprechend angepasst werden.

Artikel 78

(2) Die zuständigen Stellen können von der Aufnahme
(1) Das Unternehmen muss den Inhabern von Schuldver-bestimmter, in dieser Richtlinie vorgesehener Angaben in den
schreibungen ein- und derselben Anleihe die gleiche Behand-Halbjahresbericht befreien, wenn sie der Auffassung sind, dass
lung bezüglich aller mit diesen Schuldverschreibungen verbun-die Verbreitung dieser Angaben dem öffentlichen Interesse
denen Rechte sicherstellen.zuwiderlaufen oder der Gesellschaft erheblichen Schaden zufü-

gen würde, sofern im letzteren Fall die Nichtveröffentlichung
das Publikum nicht über die für die Beurteilung der betreffen-

Hierdurch werden vorzeitige Rücknahmeangebote, die dasden Aktien wesentlichen Tatsachen und Umstände irreführt.
Unternehmen abweichend von den Emissionsbedingungen
insbesondere nach der Rangfolge sozialer Gesichtspunkte an
die Inhaber bestimmter Schuldverschreibungen richtet, nichtDie Gesellschaft oder ihre Vertreter sind für die Genauigkeit

und Richtigkeit der Tatsachen, auf die sich der Befreiungsantrag untersagt, sofern solche Angebote nach den innerstaatlichen
Rechtsvorschriften abgegeben werden können.stützt, verantwortlich.
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(2) Das Unternehmen muss zumindest in jedem Mitglied- Artikel 81
staat, in dem seine Schuldverschreibungen zur amtlichen
Notierung zugelassen sind, alle erforderlichen Einrichtungen
vorsehen und Informationen erteilen, damit die Inhaber der (1) Das Unternehmen muss das Publikum unverzüglich
Schuldverschreibungen ihre Rechte ausüben können. Insbe- über neue erhebliche Tatsachen in Kenntnis setzen, die in
sondere muss es seinem Tätigkeitsbereich eingetreten sind und die der breiten

Öffentlichkeit nicht bekannt sind, die aber erheblich seine
a) die Angaben über die etwaige Abhaltung der Versamm- Fähigkeit beeinträchtigen können, seinen Verpflichtungen

lungen der Inhaber der Schuldverschreibungen, die Zins- nachzukommen.
zahlung, die Ausübung etwaiger Umwandlungs-, Aus-
tausch-, Zeichnungs- und Kündigungsrechte sowie über
die Rückzahlung veröffentlichen oder durch Rundschrei- Wenn die Verbreitung bestimmter Informationen geeignet ist,ben bekanntgeben, den berechtigten Interessen des Unternehmens zu schaden,

können die zuständigen Stellen jedoch das Unternehmen auf
b) ein Finanzinstitut als bevollmächtigte Stelle benennen, dessen Wunsch von dieser Pflicht entbinden.

bei dem die Inhaber von Schuldverschreibungen ihre
finanziellen Rechte ausüben können, sofern nicht das
Unternehmen selbst den Schuldendienst bestreitet.

(2) Das Unternehmen muss das Publikum unverzüglich
über jede Änderung der Rechte der Inhaber von Schuldver-
schreibungen in Kenntnis setzen, insbesondere über solcheArtikel 79
Änderungen, die sich aus einer Änderung der Anleihebedin-
gungen oder der Zinssätze ergeben.

(1) Beabsichtigt ein Unternehmen eine die Rechte der
Schuldverschreibungsinhaber berührende Änderung seines Er-

(3) Das Unternehmen muss das Publikum unverzüglichrichtungsaktes oder seiner Satzung, so muss es den entspre-
über neue Emissionen von Anleihen, insbesondere über diechenden Entwurf den zuständigen Stellen der Mitgliedstaaten
Garantien, die für diese Anleihen übernommen werden, inmitteilen, in denen seine Schuldverschreibungen börsennotiert
Kenntnis setzen.werden.

(2) Dieser Entwurf ist den zuständigen Stellen spätestens (4) Bezieht sich die amtliche Notierung auf Wandel-
zum Zeitpunkt der Einberufung des Organs, das über die schuldverschreibungen, „austauschbare“ Schuldverschreibun-
vorgeschlagene Änderung beschließen soll, mitzuteilen. gen (obligations échangeables) oder Optionsanleihen, so muss

das Unternehmen das Publikum unverzüglich über alle Ände-
rungen der Rechte in Kenntnis setzen, die mit den verschiede-
nen Gattungen der Aktien verbunden sind, auf die sich dieArtikel 80
Schuldverschreibungen beziehen.

(1) Das Unternehmen muss dem Publikum unverzüglich
Artikel 82seinen letzten Jahresabschluss und seinen letzten Lagebericht

zur Verfügung stellen, sofern nach den innerstaatlichen Rechts-
vorschriften eine Offenlegung zu erfolgen hat.

(1) Das Unternehmen, dessen Schuldverschreibungen zur
amtlichen Notierung an mehreren, in verschiedenen Mitglied-
staaten ansässigen oder tätigen Wertpapierbörsen zugelassen(2) Erstellt das Unternehmen gleichzeitig einen nicht konso-
sind, muss sicherstellen, dass die dem Markt an jeder dieserlidierten Jahresabschluss und einen konsolidierten Jahresab-
Börsen erteilten Informationen gleichwertig sind.schluss (Konzernabschluss), so hat es diese dem Publikum zur

Verfügung zu stellen. In diesem Fall können die zuständigen
Stellen dem Unternehmen gestatten, dem Publikum entweder
nur den nicht konsolidierten oder nur den konsolidierten (2) Das Unternehmen, dessen Schuldverschreibungen zurAbschluss zur Verfügung zu stellen, wenn der dem Publikum amtlichen Notierung an mehreren, in einem oder mehrerennicht vorzulegende Abschluss keine wesentlichen zusätzlichen Mitgliedstaaten und in einem oder mehreren DrittländernAngaben enthält. ansässigen oder tätigen Wertpapierbörsen zugelassen sind,

muss dem Markt des oder der Mitgliedstaaten, in denen seine
Schuldverschreibungen börsennotiert werden, Informationen
übermitteln, die den Informationen zumindest gleichwertig(3) Entsprechen der Jahresabschluss und der Lagebericht

nicht den Bestimmungen der Richtlinien über die Gesellschafts- sind, die es dem Wertpapiermarkt des oder der betreffenden
Drittländern übermittelt, sofern diese Informationen für dieabschlüsse und vermitteln diese kein getreues Bild von der

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Unternehmens, so Bewertung der Schuldverschreibungen Bedeutung haben kön-
nen.sind genauere oder zusätzliche Angaben zu machen.
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A b s c h n i t t 2 tätigen Wertpapierbörsen zugelassen sind, müssen dem Markt
des oder der Mitgliedstaaten, in denen ihre Schuldverschreibun-

S c h u l d v e r s c h r e i b u n g e n , d i e v o n e i n e m gen börsennotiert werden, Informationen übermitteln, die
S t a a t , s e i n e n ö f f e n t l i c h e n G e b i e t s k ö r - den Informationen zumindest gleichwertig sind, die sie dem
p e r s c h a f t e n o d e r v o n e i n e m i n t e r n a t i o - Wertpapiermarkt des oder der betreffenden Drittländern über-
n a l e n O r g a n i s m u s ö f f e n t l i c h - r e c h t l i c h e n mitteln, sofern diese Informationen für die Bewertung der

C h a r a k t e r s b e g e b e n w e r d e n Schuldverschreibungen Bedeutung haben können.

Artikel 83
KAPITEL III

Informationspflicht bei Erwerb und Veräußerung einer be-(1) Der Staat, seine öffentlichen Gebietskörperschaften so-
deutenden Beteiligung an einer börsennotierten Gesellschaftwie die internationalen Organismen öffentlich-rechtlichen

Charakters müssen dem Inhaber von Schuldverschreibungen
ein- und derselben Anleihe die gleiche Behandlung bezüglich
aller mit diesen Schuldverschreibungen verbundenen Rechte A b s c h n i t t 1
sicherstellen.

A l l g e m e i n e V o r s c h r i f t e n

Hierdurch werden vorzeitige Rücknahmeangebote, die der
Emittent abweichend von den Emissionsbedingungen insbe- Artikel 85
sondere nach der Rangfolge sozialer Gesichtspunkte an die
Inhaber bestimmter Schuldverschreibungen richtet, nicht un-

(1) Die Mitgliedstaaten unterwerfen diesem Kapitel natürli-tersagt, sofern solche Angebote nach den innerstaatlichen
che und juristische Personen des öffentlichen Rechts oder desRechtsvorschriften abgegeben werden können.
Privatrechts, die unmittelbar oder über eine zwischengeschalte-
te Person eine Beteiligung im Sinne von Artikel 89 Absatz 1
erwerben oder veräußern, wenn dies zu einer Änderung in den(2) Der Staat, seine öffentlichen Gebietskörperschaften so-
Stimmrechtverhältnissen einer Gesellschaft führt, die demwie die internationalen Organismen öffentlich-rechtlichen
Recht eines Mitgliedstaats unterliegt und deren Aktien zurCharakters müssen zumindest in jedem Mitgliedstaat, in dem
amtlichen Notierung an einer oder mehreren in einem oderdie Schuldverschreibungen zur amtlichen Notierung zugelas-
mehreren Mitgliedstaaten ansässigen oder tätigen Wertpapier-sen sind, alle erforderlichen Einrichtungen vorsehen und
börsen zugelassen sind.Informationen erteilen, damit die Inhaber der Schuldverschrei-

bungen ihre Rechte ausüben können. Insbesondere müssen
sie:

(2) Erfolgt der Erwerb oder die Veräußerung einer bedeuten-
den Beteiligung im Sinne von Absatz 1 über Zertifikate, diea) Angaben über die etwaige Abhaltung der Versammlungen
Aktien vertreten, so findet dieses Kapitel auf die Zertifikatsinha-der Inhaber von Schuldverschreibungen, die Zinszahlung
ber und nicht auf den Aussteller der Zertifikate Anwendung.und die Rückzahlung veröffentlichen oder durch Rund-

schreiben bekanntgeben,

(3) Dieses Kapitel gilt nicht für den Erwerb und die Veräuße-b) ein Finanzinstitut als bevollmächtigte Stelle benennen, rung einer bedeutenden Beteiligung an Organismen für ge-bei dem die Inhaber der Schuldverschreibungen ihre meinsame Anlagen.finanziellen Rechte ausüben können.

Artikel 86
Artikel 84

Erwerb einer Beteiligung im Sinne dieses Kapitels ist nicht nur
der Kauf einer solchen Beteiligung, sondern auch jeder sonstige(1) Der Staat, seine öffentlichen Gebietskörperschaften so-
Erwerb einer Beteiligung ungeachtet seines Rechtsgrundes oderwie die internationalen Organismen öffentlich-rechtlichen
des angewandten Verfahrens, einschließlich des Erwerbs vonCharakters, deren Schuldverschreibungen zur amtlichen Notie-
Beteiligungen aufgrund eines der in Artikel 92 genannten Fälle.rung an mehreren, in verschiedenen Mitgliedstaaten ansässigen

oder tätigen Wertpapierbörsen zugelassen sind, müssen sicher-
stellen, dass die dem Markt an jeder dieser Börsen erteilten

Artikel 87Informationen gleichwertig sind.

(1) Ein kontrolliertes Unternehmen im Sinne dieses Kapitels
(2) Der Staat, seine öffentlichen Gebietskörperschaften so- ist ein Unternehmen, bei dem eine natürliche oder juristische
wie die internationalen Organismen öffentlich-rechtlichen Person
Charakters, deren Schuldverschreibungen zur amtlichen Notie-
rung an mehreren in einem oder mehreren Mitgliedstaaten a) über die Mehrheit der Stimmrechte der Aktionäre oder

Gesellschafter verfügt oderund in einem oder mehreren Drittländern ansässigen oder
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b) das Recht hat, die Mehrheit der Mitglieder des Verwal- Die Mitgliedstaaten können außerdem vorschreiben, dass die
Gesellschaft auch über den von der Person gehaltenen Anteiltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans zu bestellen oder

abzuberufen, und gleichzeitig Aktionär oder Gesellschaf- am Kapital zu unterrichten ist.
ter des betreffenden Unternehmens ist, oder

c) Aktionär oder Gesellschafter ist und aufgrund einer mit (2) Die Mitgliedstaaten bestimmen erforderlichenfalls im
anderen Aktionären oder Gesellschaftern dieses Unter- Rahmen und nach Maßgabe ihrer Rechtsvorschriften im
nehmens getroffenen Vereinbarung über die Mehrheit der einzelnen, wie die Personen im Sinne des Artikels 85 Absatz 1
Stimmrechte seiner Aktionäre oder Gesellschafter allein über die nach Absatz 1 des vorliegenden Artikels maßgeblichen
verfügt. Stimmrechte zu unterrichten sind.

(2) Für die Anwendung von Absatz 1 sind die Stimmrechte Artikel 90
des Mutterunternehmens sowie dessen Rechte auf Ernennung
oder Abberufung mit den Rechten aller anderen kontrollierten Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass bei der ersten Hauptver-Unternehmen sowie mit den Rechten einer in eigenem Namen, sammlung einer Gesellschaft im Sinne des Artikels 85 Ab-aber für Rechnung des Mutterunternehmens oder eines ande- satz 1, die für:ren kontrollierten Unternehmens handelnden Person zusam-
menzurechnen. Belgien ab dem 1. Oktober 1993,

Dänemark ab dem 1. Oktober 1991,
Artikel 88

Deutschland ab dem 1. April 1995,

Die Mitgliedstaaten können Personen und Gesellschaften im Griechenland ab dem 1. Oktober 1992,
Sinne des Artikels 85 Absatz 1 strengeren als den in diesem

Spanien ab dem 15. Juni 1991,Kapitel vorgesehenen Verpflichtungen oder zusätzlichen Ver-
pflichtungen unterwerfen, sofern sie allgemein auf alle Erwer- Frankreich ab dem 1. Oktober 1991,ber und Veräußerer und alle Gesellschaften oder auf alle
Erwerber, Veräußerer und Gesellschaften einer bestimmten Irland ab dem 1. November 1991,
Kategorie anwendbar sind.

Italien ab dem 1. Juni 1992,

Luxemburg ab dem 1. Juni 1993,A b s c h n i t t 2
Niederlande ab dem 1. Mai 1992,B e k a n n t z u g e b e n d e I n f o r m a t i o n e n i m

F a l l e d e s E r w e r b s o d e r d e r V e r ä u ß e r u n g Österreich ab dem 1. April 1995,
e i n e r b e d e u t e n d e n B e t e i l i g u n g

Portugal ab dem 1. August 1991,

Finnland ab dem 1. April 1995,Artikel 89

Schweden ab dem 1. April 1996
(1) Erwirbt oder veräußert eine Person im Sinne des Arti-

undkels 85 Absatz 1 eine Beteiligung an einer in Artikel 85
Absatz 1 genannten Gesellschaft und erreicht, übersteigt oder das Vereinigte Königreich ab dem 18. Dezember 1993unterschreitet als Folge dieses Erwerbs oder dieser Veräußerung
der von dieser Person gehaltene Anteil an den Stimmrechten abgehalten wird, alle natürlichen oder juristischen Personen
die Schwellen von 10 v. H., 20 v. H., 1/3, 50 v. H. und 2/3, so im Sinne des Artikels 85 Absatz 1 die betreffende Gesellschaft
muss sie die Gesellschaft und gleichzeitig die zuständige(n) und gleichzeitig die zuständige(n) Stelle(n) unterrichten müs-
Stelle(n) im Sinne des Artikels 96 innerhalb von sieben sen, wenn sie 10 v. H. oder mehr ihrer Stimmrechte halten,
Kalendertagen über den Anteil an den Stimmrechten unterrich- wobei sie den tatsächlich gehaltenen Anteil an den Stimmrech-
ten, den sie nach diesem Erwerb oder dieser Veräußerung hält. ten anzugeben haben, es sei denn, sie hätten bereits eine
Die Mitgliedstaaten können davon absehen, Erklärung gemäß Artikel 89 abgegeben.

a) die Schwellen von 20 v. H. und von 1/3 anzuwenden,
In dem auf diese Hauptversammlung folgenden Monat wirdwenn sie eine einzige Schwelle von 25 v. H. anwenden;
das Publikum nach Maßgabe von Artikel 91 über alle Beteili-

b) die Schwelle von 2/3 anzuwenden, wenn sie eine einzige gungen, die 10 v. H. erreichen oder übersteigen, unterrichtet.
Schwelle von 75 v. H. anwenden.

Artikel 91Die Frist von sieben Kalendertagen läuft ab dem Zeitpunkt, zu
dem der Inhaber einer bedeutenden Beteiligung von dem
Erwerb oder der Veräußerung Kenntnis hatte, oder ab dem Die Gesellschaft, die eine in Artikel 89 Absatz 1 Unterabsatz 1

genannte Erklärung erhalten hat, muss ihrerseits so bald wieZeitpunkt, zu dem er nach den Umständen davon hätte
Kenntnis haben müssen. möglich, spätestens jedoch neun Kalendertage nach Erhalt
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dieser Erklärung das Publikum in den Mitgliedstaaten, in Kann die betreffende Person Stimmrechte nach Absatz 1
Buchstabe h) in einer Gesellschaft ausüben und erreichen oderdenen ihre Wertpapiere zur amtlichen Notierung an einer

Wertpapierbörse zugelassen sind, hierüber unterrichten. überschreiten diese zusammen mit den anderen Stimmrechten,
die diese Person in der Gesellschaft hält, eine der Schwellen
nach Artikel 89 Absatz 1, so können die Mitgliedstaaten

Die Mitgliedstaaten können vorschreiben, dass die Unterrich- abweichend von Artikel 89 Absatz 1 vorschreiben, dass sie
tung des Publikums nach Unterabsatz 1 nicht von der Gesell- nur verpflichtet ist, die Gesellschaft mit einer Frist von
schaft, sondern von der zuständigen Stelle — gegebenenfalls einundzwanzig Kalendertagen vor deren Hauptversammlung
in Zusammenarbeit mit der Gesellschaft — vorgenommen zu unterrichten.
wird.

A b s c h n i t t 4
A b s c h n i t t 3

E n t b i n d u n g e n u n d B e f r e i u n g e n
B e s t i m m u n g d e r S t i m m r e c h t e

Artikel 93

Artikel 92
Falls der Erwerber oder der Veräußerer einer bedeutenden
Beteiligung im Sinne von Artikel 89 zu einem Unternehmens-

Für die Beurteilung, ob eine Person im Sinne des Artikels 85 zusammenschluss gehört, der aufgrund der Richtlinie
Absatz 1 dazu verpflichtet ist, die Erklärung gemäß Artikel 89 83/349/EWG des Rates (1) einen konsolidierten Abschluss
Absatz 1 und Artikel 90 abzugeben, sind die nachstehenden erstellen muss, so ist der Erwerber oder der Veräußerer von
Stimmrechte den von ihr gehaltenen Stimmrechten gleichzu- der Verpflichtung, die in Artikel 89 Absatz 1 und Artikel 90
stellen: vorgesehene Erklärung abzugeben, entbunden, wenn diese

Erklärung vom Mutterunternehmen, oder wenn das Mutterun-a) Stimmrechte, die von anderen Personen in ihrem eigenen
ternehmen selbst ein Tochterunternehmen ist, von dessenNamen für Rechnung der betreffenden Person gehalten
Mutterunternehmen abgegeben wird.werden;

b) Stimmrechte, die von Unternehmen gehalten werden, die Artikel 94die betreffende Person kontrolliert;

c) Stimmrechte, die von einem Dritten gehalten werden, mit (1) Die zuständigen Stellen können bei Erwerb oder Veräu-
dem die betreffende Person eine schriftliche Vereinbarung ßerung einer bedeutenden Beteiligung im Sinne des Artikels 89
getroffen hat, die beide verpflichtet, langfristig eine ge- durch einen berufsmäßigen Wertpapierhändler von der in
meinsame Politik bezüglich der Geschäftsführung der Artikel 89 Absatz 1 genannten Erklärung absehen, sofern
betreffenden Gesellschaft zu verfolgen, indem sie die von dieser den Erwerb oder die Veräußerung in seiner Eigenschaft
ihnen gehaltenen Stimmrechte einvernehmlich ausüben; als berufsmäßiger Wertpapierhändler tätigt und mit dem

Erwerb nicht versucht, auf die Geschäftsführung der betreffen-d) Stimmrechte, die von einem Dritten aufgrund einer
den Gesellschaft Einfluss zu nehmen.schriftlichen Vereinbarung gehalten werden, die mit der

betreffenden Person oder mit einem von ihr kontrollierten
Unternehmen getroffen worden ist und eine vorläufige (2) Die zuständigen Stellen verlangen, dass der berufsmäßi-
Übertragung dieser Stimmrechte gegen Entgelt vorsieht; ge Wertpapierhändler im Sinne des Absatzes 1 Mitglied einer

in einem Mitgliedstaat ansässigen oder tätigen Wertpapierbörse
e) Stimmrechte aus von der betreffenden Person gehaltenen ist oder von einer in Artikel 105 genannten zuständigen Stelle

Aktien, die als Sicherheit verwahrt werden, es sei denn, zugelassen ist oder beaufsichtigt wird.
der Verwahrer hält die Stimmrechte und bekundet die
Absicht, sie auszuüben; in diesem Fall sind sie den
Stimmrechten des Verwahrers gleichzustellen; Artikel 95

f) Stimmrechte aus Aktien, an denen zugunsten der betref-
Die zuständigen Stellen können die in Artikel 85 Absatz 1fenden Person ein Nießbrauch bestellt ist;
genannten Gesellschaften ausnahmsweise von der Pflicht nach
Artikel 91 zur Unterrichtung des Publikums befreien, wenn sieg) Stimmrechte, die die betreffende Person oder eine der
der Auffassung sind, dass die Verbreitung der betreffendenanderen unter den Buchstaben a) bis f) bezeichneten
Information dem öffentlichen Interesse zuwiderlaufen oder derPersonen aufgrund einer förmlichen Vereinbarung durch
betreffenden Gesellschaft erheblichen Schaden zufügen würde,einseitige Willenserklärung erwerben kann; in diesem Fall
sofern im letzteren Fall die Nichtveröffentlichung nicht zuist die in Artikel 89 Absatz 1 vorgesehene Unterrichtung
einem Irrtum des Publikums über die für die Beurteilungzu dem Zeitpunkt vorzunehmen, zu dem die Vereinba-
der betreffenden Wertpapiere wesentlichen Tatsachen undrung getroffen wird;
Umstände führen kann.

h) Stimmrechte aus Aktien, die bei der betreffenden Person
verwahrt sind, sofern sie diese Stimmrechte nach eigenem
Ermessen ausüben kann, wenn keine besonderen Weisun- (1) ABl. L 193 vom 18.7.1983, S. 1. Zuletzt geändert durch die

Beitrittsakte von 1994.gen der Inhaber vorliegen.
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A b s c h n i t t 5 (2) Zusätzlich ist in einer Veröffentlichung, die von dem
Mitgliedstaat zu benennen ist, in dem die Zulassung der

Z u s t ä n d i g e S t e l l e n Wertpapiere zur amtlichen Notierung beantragt wird, entwe-
der der vollständige Prospekt oder der Hinweis abzudrucken,
wo der Prospekt veröffentlicht und für das Publikum erhältlichArtikel 96 ist.

Zuständige Stellen im Sinne dieses Kapitels sind die Stellen des
Mitgliedstaats, dessen Recht die in Artikel 85 Absatz 1
genannten Gesellschaften unterliegen. Artikel 99

A b s c h n i t t 6
(1) Der Prospekt muss innerhalb einer angemessenen Frist,
die durch innerstaatliche Rechtsvorschriften oder von denS a n k t i o n e n
zuständigen Stellen festzusetzen ist, vor dem Beginn der
amtlichen Notierung veröffentlicht werden.

Artikel 97

Die Mitgliedstaaten sehen angemessene Sanktionen für den Wenn der Zulassung der Wertpapiere zur amtlichen Notierung
Fall vor, dass die in Artikel 85 Absatz 1 genannten Personen ein amtlich überwachter Bezugsrechtshandel vorausgeht, muss
und Gesellschaften die Bestimmungen dieses Kapitels nicht der Prospekt binnen einer angemessenen, von den zuständigen
einhalten. Stellen festzusetzenden Frist vor der Eröffnung dieses Handels

veröffentlicht werden.

TITEL V
(2) In hinreichend begründeten Ausnahmefällen können
die zuständigen Stellen zulassen, dass der Prospekt veröffent-VERÖFFENTLICHUNG UND BEKANNTMACHUNG DER
licht wird,INFORMATIONEN

a) nachdem die amtliche Notierung begonnen hat, wenn es
sich um Wertpapiere einer bereits an derselben BörseKAPITEL I
notierten Gattung handelt, die als Gegenleistung für
andere als Bareinlagen ausgegeben werden,Veröffentlichung und Bekanntmachung des Prospekts für

die Zulassung von Wertpapieren zur amtlichen Notierung
b) nachdem der Bezugsrechtshandel eröffnet worden ist.an einer Wertpapierbörse

A b s c h n i t t 1
(3) Wenn die Zulassung von Schuldverschreibungen zur
amtlichen Notierung gleichzeitig mit deren öffentlicher Emis-M o d a l i t ä t e n u n d F r i s t e n f ü r d i e V e r ö f -
sion stattfindet und bestimmte Emissionsbedingungen erst imf e n t l i c h u n g d e s P r o s p e k t s u n d d e s s e n e r -
letzten Augenblick endgültig festgesetzt werden, können dieg ä n z e n d e D o k u m e n t e
zuständigen Stellen zulassen, dass innerhalb einer angemesse-
nen Frist ein Prospekt veröffentlicht wird, der die Angaben

Artikel 98 über diese Bedingungen nicht enthält, aber mitteilt, wie sie
nachgetragen werden. Die Angaben müssen vor dem Zeit-
punkt, von dem an die amtlichen Notierung tatsächlich erfolgt,

(1) Der Prospekt muss veröffentlicht werden veröffentlicht werden, es sei denn, dass die Schuldverschreibun-
gen dauernd und zu variablen Preisen ausgegeben werden.a) entweder durch Abdruck in einer oder mehreren Zeitun-

gen mit einer Verbreitung im gesamten Staatsgebiet
des Mitgliedstaats, in dem die Zulassung zur amtlichen
Notierung beantragt wird, oder ausgedehntem Verbrei- Artikel 100tungsgebiet in diesem Mitgliedstaat,

b) oder in Form einer Broschüre, die dem Publikum am Sitz
der Börse oder Börsen, an denen die Zulassung der Jedes bedeutsame neue Ereignis, welches die Bewertung der

Wertpapiere beeinflussen kann und zwischen der FertigstellungWertpapiere zur amtlichen Notierung beantragt wird,
sowie am Sitz des Emittenten und der Finanzinstitute, des Prospekts und dem Beginn der amtlichen Notierung

eintritt, muss in ein ergänzendes Dokument aufgenommendie in dem Mitgliedstaat, in dem die Zulassung der
Wertpapiere zur amtlichen Notierung beantragt wird, für werden, das unter den gleichen Bedingungen wie der Prospekt

kontrolliert und nach den von den zuständigen Stellen festzu-diesen Emittenten als Zahlstelle fungieren, kostenlos zur
Verfügung zu stellen ist. setzenden Modalitäten veröffentlicht wird.
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A b s c h n i t t 2 Die Gesellschaft übermittelt eine Ausfertigung des Halbjahres-
berichts gleichzeitig an die zuständigen Stellen der Mitglied-

V o r h e r i g e B e k a n n t g a b e d e r W e r b e m i t t e l staaten, in denen die Aktien zur amtlichen Notierung zugelas-
a n d i e z u s t ä n d i g e n S t e l l e n sen sind. Diese Mitteilung erfolgt spätestens zu dem Zeitpunkt,

zu dem der Halbjahresbericht erstmals in einem Mitgliedstaat
veröffentlicht wird.

Artikel 101

Wenn gemäß den Artikeln 3 und 20 ein Prospekt für
KAPITEL IIIdie Zulassung von Wertpapieren zur amtlichen Notierung

veröffentlicht wird, müssen die Bekanntmachungen, Anzeigen,
AmtssprachenPlakate und Dokumente, in denen lediglich dieser Vorgang

angekündigt und die wesentlichen Merkmale der Wertpapiere
angegeben werden, sowie alle anderen Unterlagen über diese Artikel 103Zulassung, die vom Emittenten oder für ihn veröffentlicht
werden sollen, vorher den zuständigen Stellen mitgeteilt
werden. Sie beurteilen, ob diese vor ihrer Veröffentlichung Die Informationen gemäß den Artikeln 67, 68, 80, 81 und 91

müssen ebenso wie der in Artikel 70 genannte Halbjahresbe-einer Kontrolle zu unterwerfen sind.
richt in der oder den Amtssprachen oder in einer der Amtsspra-
chen oder in einer anderen Sprache abgefaßt werden, sofern inDiese Unterlagen müssen angeben, dass es einen Prospekt gibt, dem betreffenden Mitgliedstaat die Amtssprache oder dieund wo dieser gemäß Artikel 98 veröffentlicht worden ist oder Amtssprachen oder diese andere Sprache auf finanziellemveröffentlicht wird. Gebiet üblich sind und von den zuständigen Stellen akzeptiert
werden.

KAPITEL II
Artikel 104

Veröffentlichung und Bekanntgabe von Informationen nach
der Börsennotierung Die in Artikel 23 Nummer 4 Buchstaben c) und d) genannten

Informationen sind in der Amtssprache oder in einer der
Amtssprachen des Mitgliedstaats, in dem die Zulassung zur

Artikel 102 amtlichen Notierung beantragt wird, oder in einer anderen
Sprache, sofern diese andere Sprache in dem betreffenden
Mitgliedstaat im Finanzbereich üblich ist und von den zuständi-

(1) Die von den Emittenten eines Wertpapiers, das zur gen Stellen akzeptiert wird, und gegebenenfalls nach Maßgabe
amtlichen Notierung in einem oder mehreren Mitgliedstaaten sonstiger von diesen Stellen festgelegter Modalitäten zu veröf-
zugelassen ist, dem Publikum gemäß den Artikeln 67, 68, 80, fentlichen.
81 und 91 zugänglich zu machenden Informationen müssen
in einer oder mehreren Zeitungen mit einer Verbreitung im
gesamten Staatsgebiet oder weiter Verbreitung in dem oder
den betroffenen Mitgliedstaaten veröffentlicht werden oder TITEL VI
dem Publikum entweder in schriftlicher Form in den durch
Anzeigen in einer oder mehreren Zeitungen mit einer Verbrei-

ZUSTÄNDIGE STELLEN UND ZUSAMMENARBEIT ZWI-tung im gesamten Staatsgebiet oder weiter Verbreitung in dem
SCHEN MITGLIEDSTAATEN(den) genannten Staat(en) angegebenen Orten oder durch

andere von den zuständigen Stellen anerkannte gleichwertige
Mittel zugänglich gemacht werden.

Artikel 105

Gleichzeitig haben die Emittenten die Informationen gemäß
den Artikeln 67, 68, 80 und 81 den zuständigen Stellen (1) Die Mitgliedstaaten wachen über die Anwendung dieser
mitzuteilen. Richtlinie und benennen die zuständige Stelle oder die zustän-

digen Stellen zum Zwecke dieser Anwendung. Sie unterrichten
die Kommission hiervon, wobei sie gegebenenfalls die Auftei-

(2) Der in Artikel 70 vorgesehene Halbjahresbericht ist in lung der Zuständigkeiten dieser Stellen angeben.
dem oder den Mitgliedstaaten, in denen die Aktien zur
amtlichen Notierung zugelassen sind, durch Abdruck in einer
oder mehreren Zeitungen mit Verbreitung im gesamten Staats- (2) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die zuständigen
gebiet oder mit weiter Verbreitung oder im Amtsblatt zu Stellen die zur Wahrnehmung ihrer Aufgabe erforderlichen
veröffentlichen oder dem Publikum entweder in schriftlicher Zuständigkeiten und Befugnisse besitzen.
Form an den mittels Anzeigen in einer oder mehreren Zeitun-
gen mit Verbreitung im gesamten Staatsgebiet oder mit weiter
Verbreitung angegebenen Orten oder durch andere, von den (3) Diese Richtlinie berührt in keiner Weise die Verantwort-

lichkeit der zuständigen Stellen, die weiterhin ausschließlichzuständigen Stellen anerkannte gleichwertige Mittel zugänglich
zu machen. durch das innerstaatliche Recht geregelt wird.
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Artikel 106 (2) Der Ausschuss hat folgende Aufgaben:

a) Hinsichtlich der Bedingungen für die Zulassung von
Die zuständigen Stellen sorgen untereinander für jede Art der Wertpapieren zur amtlichen Notierung an einer Wertpa-
für die Erfüllung ihrer Aufgabe notwendigen Zusammenarbeit pierbörse, der Bedingungen für die Erstellung, die Kontrol-
und tauschen zu diesem Zweck alle geeigneten Informationen le und die Verbreitung des für die Zulassung zu veröffent-
aus. lichenden Prospekts, der regelmäßigen Informationen, die

von Gesellschaften zu veröffentlichen sind, deren Aktien
zugelassen sind, die Erleichterung einer harmonisiertenArtikel 107
Anwendung dieser Richtlinie durch eine regelmäßige
Abstimmung über konkrete Probleme, die sich aus der

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass alle Personen, Anwendung dieser Richtlinie ergeben, und über die
die bei den zuständigen Stellen tätig sind oder waren, dem ein Gedankenaustausch als nützlich erachtet wird; die
Berufsgeheimnis unterliegen. Dies beinhaltet, dass vertrauliche Artikel 226 und 227 des Vertrages bleiben unberührt.
Auskünfte, die sie in ihrer beruflichen Eigenschaft erhalten,

b) Hinsichtlich der bei Erwerb und Veräußerung einernur aufgrund von Rechtsvorschriften an andere Personen oder
bedeutenden Beteiligung an einer börsennotierten Gesell-Stellen weitergegeben werden dürfen.
schaft zu veröffentlichenden Informationen die Ermögli-
chung einer regelmäßigen Abstimmung über konkrete

(2) Absatz 1 steht jedoch der in dieser Richtlinie vorgesehe- Probleme, die sich aus der Anwendung der vorliegenden
nen Mitteilung von Informationen zwischen den zuständigen Richtlinie ergeben und über die ein Meinungsaustausch
Stellen der verschiedenen Mitgliedstaaten nicht entgegen. Diese für nützlich erachtet wird;
ausgetauschten Informationen fallen unter das Berufsgeheim-
nis der Personen, die bei den zuständigen Stellen tätig sind c) Erleichterung eines abgestimmten Vorgehens zwischen
oder tätig waren, die diese Informationen erhalten. den Mitgliedstaaten hinsichtlich

i) der strengeren oder zusätzlichen Bedingungen und
(3) Unbeschadet der Fälle, die unter das Strafrecht fallen, Pflichten, die sie gemäß Artikel 8 auf einzelstaat-
darf die zuständige Stelle, welche in Anwendung des Arti- licher Ebene erlassen können;
kels 106 die Informationen gemäß Titel III, Kapitel I, Titel V,

ii) der Ergänzungen und Verbesserungen des Prospekts,Kapitel I und Anhang I erhält, diese nur für die Ausübung
die die zuständigen Stellen auf innerstaatlicher Ebeneihrer Tätigkeit sowie im Rahmen von Einsprüchen oder
verlangen oder empfehlen können;Gerichtsverfahren, die sich auf diese Tätigkeit beziehen, ver-

wenden.
iii) strengerer oder zusätzlicher Pflichten, die sie gemäß

den Artikeln 71 und 88 auferlegen können, um
Die zuständige Stelle, die gemäß Absatz 2 vertrauliche Infor- schließlich gemäß Artikel 44 Absatz 2 Buchstabe g)
mationen gemäß Titel IV, Kapitel III erhält, darf diese nur zur des Vertrages eine Angleichung der in allen Mitglied-
Wahrnehmung ihrer Aufgaben heranziehen. staaten auferlegten Pflichten herbeizuführen;

d) Beratung der Kommission, falls erforderlich, bei an dieser
Richtlinie vorzunehmenden Ergänzungen oder Änderun-TITEL VII
gen, insbesondere die Prüfung etwaiger Änderungen der
Artikel 71 und 73 im Lichte der erzielten Fortschritte bei

KONTAKTAUSSCHUSS der Angleichung der unter Buchstabe c) Nummer iii)
erwähnten Pflichten oder hinsichtlich der gemäß Arti-
kel 109 vorzunehmenden Anpassungen.

KAPITEL I

Der Ausschuss hat nicht die Aufgabe, die Begründetheit derZusammensetzung, Tätigkeit und Aufgabe des Ausschusses
von den zuständigen Stellen in Einzelfällen gefaßten Beschlüsse
zu beurteilen.

Artikel 108

KAPITEL II(1) Bei der Kommission wird ein Kontaktausschuss —
nachstehend „Ausschuss“ genannt — eingesetzt.

Anpassung des Betrages für den Börsenkurswert
Der Ausschuss setzt sich aus von den Mitgliedstaaten bezeich-
neten Personen sowie Vertretern der Kommission zusammen. Artikel 109Der Vorsitz wird von einem Vertreter der Kommission wahrge-
nommen. Das Sekretariat obliegt den Dienststellen der Kom-
mission. (1) Im Hinblick auf die zufolge der geänderten Wirtschafts-

lage vorzunehmende Anpassung des in Artikel 43 Absatz 1
für den voraussichtlichen Börsenkurswert festgesetzten Min-Der Vorsitzende beruft den Ausschuss von sich aus oder auf

Antrag der Delegation eines Mitgliedstaats ein. Der Ausschuss destbetrags unterbreitet die Kommission dem Ausschuss einen
Entwurf über die zu treffenden Maßnahmen.gibt sich eine Geschäftsordnung.
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(2) Es gelten die Artikel 5 und 7 des Beschlusses Artikel 111
1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der
Modalitäten für die Ausübung der der Kommission übertrage- (1) Die Richtlinien 79/279/EWG, 80/390/EWG,
nen Durchführungsbefugnisse (1) unter Beachtung von dessen 82/121/EWG und 88/627/EWG, wie geändert durch die im
Artikel 8. Anhang II Teil A aufgeführten Rechtsakte, werden unbeschadet

der Pflichten der Mitgliedstaaten hinsichtlich der in Anhang II
Teil B genannten Umsetzungsfristen aufgehoben.(3) Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses

1999/468/EG wird auf drei Monate festgesetzt.
(2) Bezugnahmen auf die aufgehobenen Richtlinien gelten
als Bezugnahmen auf die vorliegende Richtlinie und sind nach
Maßgabe der Entsprechungstabelle im Anhang III zu lesen.TITEL VIII

SCHLUSSBESTIMMUNGEN Artikel 112

Diese Richtlinie tritt am 20. Tag nach ihrer VeröffentlichungArtikel 110
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der
Artikel 113wesentlichen Rechts- oder Verwaltungsvorschriften mit, die sie

auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.
Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

(1) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23. Geschehen zu Brüssel am 28. Mai 2001.

Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates

Die Präsidentin Der Präsident

N. FONTAINE T. ÖSTROS
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ANHANG I

SCHEMEN FÜR DEN PROSPEKT FÜR DIE ZULASSUNG VON WERTPAPIEREN ZUR AMTLICHEN
NOTIERUNG AN EINER WERTPAPIERBÖRSE

SCHEMA A

Schema für den Prospekt für die Zulassung von Aktien zur amtlichen Notierung an einer Wertpapierbörse

Kapitel 1

Angaben über die Personen, welche die Verantwortung für den Prospekt übernehmen, sowie über die
Abschlussprüfung

1.1. Name und Stellung der natürlichen Personen oder Bezeichnung und Sitz der juristischen Personen, die für
den Prospekt oder gegebenenfalls für bestimmte Abschnitte des Prospekts die Verantwortung übernehmen.
Im letzteren Fall Angabe der betreffenden Abschnitte.

1.2. Erklärung der Personen nach Nummer 1.1, die für den Prospekt die Verantwortung übernehmen, dass ihres
Wissens die Angaben in den Abschnitten des Prospekts, für die sie die Verantwortung übernehmen, richtig
sind und keine Tatsachen verschwiegen werden, die die Aussage des Prospekts verändern können.

1.3. Name, Anschrift und Berufsbezeichnung der gesetzlich zugelassenen Abschlussprüfer, welche die Jahresab-
schlüsse der letzten drei Geschäftsjahre gemäß den innerstaatlichen Rechtsvorschriften geprüft haben.

Angabe, dass die Jahresabschlüsse geprüft worden sind. Wurde die Bestätigung der Ordnungsmäßigkeit von
den gesetzlich zugelassenen Abschlussprüfern verweigert oder mit Einschränkungen erteilt, so müssen der
Wortlaut der Verweigerung oder der Einschränkungen vollständig wiedergegeben und die Gründe dafür
angeführt werden.

Angabe der sonstigen Angaben im Prospekt, die von den Prüfern geprüft worden sind.

Kapitel 2

Angaben über die Zulassung zur amtlichen Notierung und die zuzulassenden Aktien

2.1. Angabe, ob es sich um eine Zulassung zur amtlichen Notierung von bereits untergebrachten Aktien oder um
eine Zulassung zur amtlichen Notierung zur Unterbringung über die Börse handelt.

2.2. Angaben über die Aktien, deren Zulassung zur amtlichen Notierung beantragt wird:

2.2.0. Angabe der Beschlüsse, Ermächtigungen und Genehmigungen, aufgrund deren Aktien begeben und/oder
ausgegeben worden sind oder werden.

Art der Ausgabe und Nennbetrag.

Zahl der Aktien, die begeben und/oder ausgegeben worden sind oder werden, wenn sie vorher festgelegt
worden ist.

2.2.1. Bei Aktien, die anlässlich einer Verschmelzung, einer Spaltung, der Einbringung der Gesamtheit oder eines
Teils des Vermögens eines Unternehmens, anlässlich eines öffentlichen Umtauschangebots oder als
Gegenleistung für andere als Bareinlagen begeben werden, Angabe der Stellen, wo das Publikum zu den
Unterlagen, aus denen die Bedingungen für diese Vorgänge ersichtlich sind, Zugang hat.

2.2.2. Kurze Beschreibung der mit den Aktien verbundenen Rechte, insbesondere Umfang des Stimmrechts,
Anspruch auf Beteiligung am Gewinn und am Erlös aus einer Liquidation sowie alle Vorrechte.

Verfallfrist für DividendenBezug und Angabe, zu wessen Gunsten die Dividenden verfallen.

2.2.3. Die im Ursprungs- und/oder Notierungsland erhobenen Quellensteuern auf Aktieneinkünfte.

Angaben über die etwaige Übernahme der Quellensteuern durch den Emittenten.

2.2.4. Übertragbarkeit der Aktien und etwaige Beschränkungen der Handelbarkeit, zum Beispiel bei vinkulierten
Aktien.
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2.2.5. Beginn der Dividendenberechtigung.

2.2.6. Börsen, an denen die Zulassung zur amtlichen Notierung beantragt wird, werden soll oder bereits
stattgefunden hat.

2.2.7. Finanzinstitute, die bei der Zulassung der Aktien zur amtlichen Notierung in dem Mitgliedstaat, in dem die
Zulassung erteilt wird, für den Emittenten als Zahlstelle fungieren.

2.3. Angaben, soweit zutreffend, über öffentliche oder private Ausgabe und Unterbringung von Aktien, deren
Zulassung zur amtlichen Notierung beantragt wird, wenn diese innerhalb von 12 Monaten vor der Zulassung
stattgefunden haben.

2.3.0. Angaben über die Ausübung des Bezugsrechts der Aktionäre oder die Beschränkung oder den Ausschluss des
Bezugsrechts.

Gegebenenfalls Angabe der Gründe für die Beschränkung oder den Ausschluss des Bezugsrechts; in diesen
Fällen Begründung des Ausgabepreises, falls es sich um die Ausgabe von Aktien gegen Barzahlung handelt;
Angabe der Begünstigten, wenn die Beschränkung oder der Ausschluss der Bezugsrechte zugunsten
bestimmter Personen erfolgt.

2.3.1. Gesamtbetrag der öffentlichen oder privaten Ausgaben oder Unterbringung der ausgegebenen oder
untergebrachten Aktien, gegebenenfalls nach Gattungen.

2.3.2. Erfolgt oder erfolgte die öffentliche oder private Ausgabe oder Unterbringung gleichzeitig auf Märkten
verschiedener Staaten und wird oder wurde eine Tranche bestimmten dieser Märkte vorbehalten, Angaben
der vorbehaltenen Tranchen.

2.3.3. Zeichnungs- oder Verkaufspreis, wobei der Nennbetrag oder, wenn ein solcher nicht vorhanden ist, der
rechnerische Wert oder der dem Kapital gutgeschriebene Betrag, ein Emissionsagio und gegebenenfalls die
Kosten, die offen auf Käufer oder Zeichner abgewälzt werden, anzugeben sind.

Modalitäten der Zahlung des Preises, insbesondere Leistung der Einlage, bei noch nicht voll eingezahlten
Aktien.

2.3.4. Art der Ausübung des Bezugsrechts, Handelbarkeit der Bezugsrechte, Bestimmungen über nicht in Anspruch
genommene Bezugsrechte.

2.3.5. Zeitraum für die Zeichnung oder den Kauf der Aktien und Angabe der Finanzinstitute, die Zeichnungen des
Publikums entgegennehmen.

2.3.6. Modalitäten und Fristen für die Auslieferung der Aktien, gegebenenfalls Erteilung von Zwischenscheinen.

2.3.7. Angabe der natürlichen oder juristischen Personen, welche die Emission vom Emittenten geschlossen
übernehmen oder übernommen haben oder für deren Emission garantieren. Erstreckt sich die Übernahme
oder die Garantie nicht auf die gesamte Emission, Angabe des nicht gedeckten Teils.

2.3.8. Angabe oder Veranschlagung der Emissionskosten insgesamt und/oder pro Aktie, wobei die Gesamtvergütun-
gen der Finanzmittler, einschließlich Übernahmeprovision oder -spanne, Garantieprovision und Unterbrin-
gungs- oder Schalterprovision, gesondert auszuweisen sind.

2.3.9. Nettoerlös der Emission für den Emittenten und von ihm vorgesehene Verwendung, zum Beispiel Finanzierung
des Investitionsprogramms oder Stärkung der finanziellen Lage des Emittenten.

2.4. Angaben über die Zulassung der Aktien zur amtlichen Notierung:

2.4.0. Merkmale der Aktien, für die die Zulassung zur amtlichen Notierung beantragt wird, insbesondere ihre
Anzahl und Nennbetrag je Aktie oder, wenn ein solcher nicht vorhanden ist, rechnerischer Wert oder aber
Gesamtnennbetrag, genaue Bezeichnung oder Gattung und beigefügte Kupons.

2.4.1. Bei Unterbringung von Aktien, die noch nicht öffentlich geworden sind, über die Börse, Angabe der Zahl der
hierfür dem Markt zur Verfügung gestellten Stücke und ihr Nennbetrag oder, wenn ein solcher nicht
vorhanden ist, rechnerischer Wert oder Angabe des Gesamtnennbetrags und gegebenenfalls Angabe des
Mindestverkaufskurses.

2.4.2. Soweit bekannt, Zeitpunkt, von dem ab die neuen Aktien notiert bzw. gehandelt werden.

2.4.3. Werden Aktien derselben Gattung bereits an einer oder mehreren Börsen notiert, Angabe dieser Börsen.

2.4.4. Wenn Aktien derselben Gattung noch nicht zur amtlichen Notierung zugelassen sind, sondern an einem oder
mehreren anderen geregelten, anerkannten und offenen Märkten mit ordnungsgemäßer Funktionsweise
gehandelt werden, Angabe dieser Märkte.
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2.4.5. Angabe für das letzte Geschäftsjahr und das laufende Geschäftsjahr von

a) öffentlichen Kauf- oder Umtauschangeboten für die Aktien des Emittenten durch Dritte,

b) öffentlichen Umtauschangeboten des Emittenten für Aktien einer anderen Gesellschaft.

Angabe des Preises oder der Umtauschbedingungen und des Ergebnisses dieser Angebote.

2.5. Werden gleichzeitig oder fast gleichzeitig mit der Begebung der Aktien, deren Zulassung zur amtlichen
Notierung beantragt wird, Aktien der gleichen Gattung privat gezeichnet oder untergebracht oder werden
Aktien anderer Gattungen im Hinblick auf eine öffentliche oder private Unterbringung begeben, so sind Art
der Vorgänge sowie Zahl und Merkmale der betroffenen Aktien anzugeben.

Kapitel 3

Allgemeine Angaben über den Emittenten und dessen Kapital

3.1. Allgemeine Angaben über den Emittenten:

3.1.0. Bezeichnung, Sitz und Ort der Hauptverwaltung, wenn dieser nicht mit dem Sitz zusammenfällt.

3.1.1. Zeitpunkt der Gründung, Dauer des Emittenten, sofern sie nicht unbestimmt ist.

3.1.2. Rechtsordnung, unter der der Emittent tätig ist, und Rechtsform, die er im Rahmen dieser Rechtsordnung
angenommen hat.

3.1.3. Angabe des Gegenstands des Emittenten unter Bezugnahme auf die betreffende Bestimmung der Satzung.

3.1.4. Angabe des Registers und Nummer der Eintragung in dieses Register.

3.1.5. Angabe, wo die im Prospekt genannten, den Emittenten betreffenden Unterlagen eingesehen werden können.

3.2. Allgemeine Angaben über das Kapital:

3.2.0. Betrag des gezeichneten Kapitals, Zahl und Gattungen der Aktien, die dieses Kapital vertreten, unter Angabe
ihrer Hauptmerkmale.

Nicht eingezahlter Teil des gezeichneten Kapitals mit Hinweis auf die Zahl oder den Gesamtnennbetrag und
die Art der noch nicht voll eingezahlten Aktien, gegebenenfalls aufgeschlüsselt nach dem Grad ihrer
Einzahlung.

3.2.1. Gibt es ein genehmigtes, aber nicht gezeichnetes Kapital oder ein bedingtes Kapital, insbesondere im
Zusammenhang mit der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen oder Optionen auf die Zeichnung von
Aktien, so sind anzugeben:

a) Betrag des genehmigten Kapitals oder des bedingten Kapitals und etwaige Dauer der Ermächtigung für
die Kapitalerhöhung;

b) Kreis der Begünstigten, die ein Recht auf vorzugsweise Zeichnung dieses zusätzlichen Kapitals haben;

c) Bedingungen und Modalitäten der Ausgabe der Aktien, die diesem zusätzlichen Kapital entsprechen.

3.2.2. Hat das Unternehmen Anteile ausgegeben, die nicht das Kapital vertreten, Angabe ihrer Zahl und
Hauptmerkmale.

3.2.3. Betrag der Wandelschuldverschreibungen, austauschbaren Schuldverschreibungen oder Optionsanleihen mit
Angabe der Umwandlungs-, Tausch- oder Bezugsbedingungen und-modalitäten.

3.2.4. Bedingungen, die in der Satzung für eine Veränderung des Kapitals und der Rechte, die mit den verschiedenen
Aktiengattungen verbunden sind, vorgesehen sind, soweit sie strenger sind als die Rechtsvorschriften.

3.2.5. Kurze Beschreibung der Vorgänge, die den Betrag des gezeichneten Kapitals und/oder die Zahl und die
Gattung der das gezeichnete Kapital vertretenden Aktien in den letzten drei Jahren verändert haben.

3.2.6. Soweit dem Emittenten bekannt, Angabe der natürlichen oder juristischen Personen, die direkt oder indirekt,
einzeln oder gemeinsam den Emittenten beherrschen oder beherrschen können, und Angabe des von ihnen
gehaltenen Kapitalanteils, der ein Stimmrecht verleiht.

Eine gemeinsame Beherrschung liegt dann vor, wenn mehrere Gesellschaften oder mehrere Personen
untereinander eine Vereinbarung getroffen haben, die ihnen die Möglichkeit gibt, dem Emittenten gegenüber
eine gemeinsame Politik zu verfolgen.

3.2.7. Soweit dem Emittenten bekannt, Angabe der Aktionäre, die direkt oder indirekt einen Prozentsatz des Kapitals
des Emittenten halten, der von den Mitgliedstaaten auf nicht höher als 20 % festgesetzt werden darf.
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3.2.8. Gehört der Emittent zu einem Konzern, kurze Beschreibung des Konzerns und der Stellung des Emittenten in
diesem Konzern.

3.2.9. Zahl, Buchwert und Nennbetrag oder, wenn ein solcher nicht vorhanden ist, rechnerischer Wert der eigenen
Aktien, die von dem Emittenten oder einer Gesellschaft, an der er mittel- oder unmittelbar zu mehr als 50 %
beteiligt ist, erworben wurden und im Portefeuille gehalten werden, sofern sie nicht gesondert in der Bilanz
ausgewiesen werden.

Kapitel 4

Angaben über die Geschäftstätigkeit des Emittenten

4.1. Haupttätigkeitsbereiche des Emittenten:

4.1.0. Beschreibung der Haupttätigkeitsbereiche des Emittenten unter Angabe der wichtigsten Arten der vertriebenen
Erzeugnisse und/oder erbrachten Dienstleistungen.

Angabe neuer Erzeugnisse und/oder Tätigkeiten, wenn sie von Bedeutung sind.

4.1.1. Nettoumsatzerlöse für die letzten drei Geschäftsjahre, aufgegliedert nach Tätigkeitsbereichen sowie nach
geographisch bestimmten Märkten, soweit sich, unter Berücksichtigung der Organisation des Verkaufs von
für die normale Geschäftstätigkeit des Emittenten typischen Erzeugnissen und der Erbringung von für die
normale Geschäftstätigkeit des Emittenten typischen Dienstleistungen, die Tätigkeitsbereiche und geogra-
phisch bestimmten Märkte untereinander erheblich unterscheiden.

4.1.2. Standort, Bedeutung der Schwerpunktbetriebe des Emittenten und kurze Angaben über Grundbesitz.
Schwerpunktbetrieb ist ein Betrieb, der mehr als 10 % zum Umsatz oder zur Produktion beiträgt.

4.1.3. Bei Bergwerken, Öl- und Erdgasvorkommen, Steinbrüchen und ähnlichen Tätigkeitsbereichen, wenn sie von
Bedeutung sind, Beschreibung der Lagerstätten, Schätzung der wirtschaftlich nutzbaren Vorräte und
voraussichtliche Nutzungsdauer.

Angabe der Dauer und der wesentlichen Bedingungen der Abbaurechte und der Bedingungen für deren
wirtschaftliche Nutzung.

Angaben über den Stand der Erschließung.

4.1.4. Wenn die Angaben gemäß den Nummern 4.1.0 bis 4.1.3 durch außergewöhnliche Ereignisse beeinflusst
worden sind, so ist darauf hinzuweisen.

4.2. Kurze Angaben über die etwaige Abhängigkeit des Emittenten in Bezug auf Patente und Lizenzen, Industrie-,
Handels- oder Finanzierungsverträge oder neue Herstellungsverfahren, wenn diese Faktoren von wesentlicher
Bedeutung für die Geschäftstätigkeit oder die Rentabilität des Emittenten sind.

4.3. Angaben über die Forschungs- und Entwicklungspolitik für neue Produkte und Verfahren während der letzten
drei Geschäftsjahre, wenn diese Angaben von Bedeutung sind.

4.4. Angabe aller Gerichts- oder Schiedsverfahren, die einen erheblichen Einfluss auf die Finanzlage des Emittenten
haben können oder in jüngster Zeit gehabt haben.

4.5. Angaben von Unterbrechungen der Geschäftstätigkeit des Emittenten, die einen erheblichen Einfluss auf seine
Finanzlage haben können oder in jüngster Zeit gehabt haben.

4.6. Durchschnittlicher Personalbestand und seine Entwicklung während der letzten drei Geschäftsjahre, wenn
diese Entwicklung von Bedeutung ist, möglichst nach Haupttätigkeitsbereichen aufgeschlüsselt.

4.7. Investitionspolitik:

4.7.0. Zahlenangaben über die wichtigsten in den letzten drei Geschäftsjahren und den bereits vergangenen Monaten
des laufenden Geschäftsjahres vorgenommenen Investitionen einschließlich Anlagen in anderen Unternehmen
in Form von Aktien, Anteilen, Schuldverschreibungen usw.

4.7.1. Angaben über die wichtigsten laufenden Investitionen mit Ausnahme von Anlagen in anderen Unternehmen,
deren Erwerb eingeleitet ist.

Verteilung dieser Investitionen nach geographischen Gesichtspunkten (In- und Ausland).

Finanzierungsart (Eigen- oder Fremdfinanzierung).

4.7.2. Angaben über die wichtigsten künftigen Investitionen des Emittenten, die von seinen Leitungsorganen bereits
fest beschlossen sind, mit Ausnahme von Anlagen in anderen Unternehmen.
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Kapitel 5

Angaben über die Vermögens- , Finanz- und Ertragslage des Emittenten

5.1. Rechnungslegung des Emittenten:

5.1.0. Die von den Organen des Emittenten aufgestellten Bilanzen und Gewinn- und Verlustrechnungen der letzten
drei Geschäftsjahre in Form einer Vergleichsübersicht. Der Anhang zum Jahresabschluss des letzten
Geschäftsjahres.

Bei Eingang des Prospektentwurfs bei den zuständigen Stellen darf der Stichtag des letzten veröffentlichten
Jahresabschlusses nicht länger als 18 Monate zurückliegen. In Ausnahmefällen können die zuständigen Stellen
diese Frist verlängern.

5.1.1. Stellt der Emittent lediglich einen konsolidierten Jahresabschluss auf, so nimmt er ihn gemäß Nummer 5.1.0
in den Prospekt auf.

Stellt der Emittent sowohl einen nichtkonsolidierten Jahresabschluss als auch einen konsolidierten Jahresab-
schluss auf, so nimmt er beide Arten von Jahresabschlüssen gemäß Nummer 5.1.0 in den Prospekt auf.

Die zuständigen Stellen können allerdings dem Emittenten gestatten, entweder den nichtkonsolidierten oder
den konsolidierten Jahresabschluss aufzunehmen, wenn der nicht aufgenommene Jahresabschluss keine
wesentlichen zusätzlichen Aussagen enthält.

5.1.2. Versteuertes Jahresergebnis je Aktie des Emittenten aufgrund der normalen Geschäftstätigkeit für die letzten
drei Geschäftsjahre, wenn der Emittent in den Prospekt den nicht konsolidierten Jahresabschluss aufnimmt.

Nimmt der Emittent nur konsolidierte Jahresabschlüsse in den Prospekt auf, so hat er das auf jede Aktie
entfallende konsolidierte Ergebnis des Geschäftsjahres für die letzten drei Geschäftsjahre anzugeben. Diese
Angabe hat zusätzlich zu derjenigen gemäß Absatz 1 zu erfolgen, wenn der Emittent auch seinen
nichtkonsolidierten Jahresabschluss in den Prospekt aufnimmt.

Hat sich in dem vorgenannten Zeitraum von drei Geschäftsjahren die Zahl der Aktien des Emittenten
insbesondere durch eine Erhöhung oder Herabsetzung des Kapitals oder durch Zusammenlegung oder
Splitting der Aktien geändert, so sind die in den Unterabsätzen 1 und 2 genannten Ergebnisse je Aktie zu
bereinigen, um sie vergleichbar zu machen; in diesem Fall sind die Berichtigungsformeln anzugeben.

5.1.3. Höhe der Dividende je Aktie für die letzten drei Geschäftsjahre, gegebenenfalls bereinigt, um sie entsprechend
Nummer 5.1.2 Unterabsatz 3 vergleichbar zu machen.

5.1.4. Liegt der Stichtag des letzten veröffentlichten nichtkonsolidierten und/oder konsolidierten Jahresabschlusses
mehr als neun Monate zurück, so ist eine Zwischenübersicht über die Finanzlage für mindestens die ersten
sechs Monate in den Prospekt aufzunehmen oder ihm beizufügen. Wurde diese Zwischenübersicht nicht
geprüft, so ist dies anzugeben.

Stellt der Emittent einen konsolidierten Jahresabschluss auf, so entscheiden die zuständigen Stellen, ob die
Zwischenübersicht in konsolidierter Form vorzulegen ist oder nicht.

Jede wesentliche Änderung, die seit Abschluss des letzten Geschäftsjahres oder dem Stichtag der Zwischenüber-
sicht über die Finanzlage eingetreten ist, ist in einem in den Prospekt aufzunehmenden oder ihm
beizufügenden Vermerk zu beschreiben.

5.1.5. Entsprechen die nichtkonsolidierten oder konsolidierten Jahresabschlüsse nicht den Richtlinien über den
Jahresabschluss von Gesellschaften und geben sie kein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild
von der Vermögens- , Finanz- und Ertragslage des Emittenten, so sind nähere und/oder ergänzende Angaben
zu machen.

5.1.6. Aufstellung über Herkunft und Verwendung der Mittel für die letzten drei Geschäftsjahre.

5.2. Einzelangaben über Unternehmen, an denen der Emittent mit einem Kapitalanteil beteiligt ist, der die
Beurteilung seiner Vermögens-, Finanz- oder Ertragslage wesentlich beeinflussen könnte.

Die nachstehend aufgeführten Angaben sind auf jeden Fall für Unternehmen zu machen, an denen der
Emittent direkt oder indirekt eine Beteiligung hält, wenn deren Buchwert mindestens 10 % seines Eigenkapitals
darstellt oder mit mindestens 10 % zu seinem Nettoergebnis beiträgt oder wenn im Falle eines Konzerns der
Buchwert dieser Beteiligung mindestens 10 % des konsolidierten Eigenkapitals darstellt oder mit mindestens
10 % zum konsolidierten Nettoergebnis des Konzerns beiträgt.

Die nachstehend aufgeführten Angaben können unterbleiben, wenn der Emittent nachweist, dass die
Beteiligung vorübergehend ist.

Desgleichen können die unter den Buchstaben e) und f) vorgesehenen Angaben unterbleiben, wenn das
Unternehmen, bei dem die Beteiligung besteht, seine Jahresabschlüsse nicht veröffentlicht.
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Die Mitgliedstaaten können die zuständigen Stellen ermächtigen, zu gestatten, dass die unter den Buchstaben d)
bis j) vorgesehenen Angaben weggelassen werden, wenn die Jahresabschlüsse der Unternehmen, an denen die
Beteiligungen bestehen, in den Jahresabschluss des Konzerns einbezogen werden oder der nach der Equity-
Methode auf die Beteiligung entfallende Wert im Jahresabschluss offengelegt wird, sofern nach Ansicht der
zuständigen Stelle das Weglassen dieser Angaben nicht Anlass zu einer Irreführung des Publikums über
Tatsachen und Umstände sein kann, die für die Bewertung des betreffenden Wertpapiers wesentlich sind.

Die unter den Buchstaben g) und j) vorgeschriebenen Angaben können weggelassen werden, wenn dies nach
Ansicht der zuständigen Stellen nicht Anlass zur Irreführung der Anleger sein kann.

a) Bezeichnung und Sitz des Unternehmens,

b) Tätigkeitsbereich,

c) Höhe des Kapitalanteils,

d) gezeichnetes Kapital,

e) Rücklagen,

f) versteuertes Ergebnis des letzten Geschäftsjahres aufgrund der normalen Geschäftstätigkeit,

g) Wert, zu dem der Emittent die gehaltenen Aktien oder Anteile in den Büchern führt,

h) auf die gehaltenen Aktien oder Anteile noch einzuzahlender Betrag,

i) Höhe der Dividendeneinkünfte des letzten Geschäftsjahres aufgrund des Aktien- oder Anteilbesitzes,

j) Höhe der Forderungen und der Verbindlichkeiten des Emittenten gegenüber dem Unternehmen.

5.3. Einzelangaben über die nicht unter die Nummer 5.2 fallenden Unternehmen, von denen der Emittent
mindestens 10 % des Kapitals hält. Diese Angaben unterbleiben, wenn sie im Hinblick auf die Zielsetzung
von Artikel 21 von geringem Interesse sind.

a) Bezeichnung und Sitz des Unternehmens,

b) Höhe des Kapitalanteils.

5.4. Enthält der Prospekt konsolidierte Jahresabschlüsse, so sind anzugeben:

a) die angewandten Konsolidierungsgrundsätze. Diese Grundsätze sind klar zu beschreiben, wenn in dem
Mitgliedstaat keine Rechtsvorschriften über die Konsolidierung von Jahresabschlüssen bestehen oder
wenn diese Grundsätze nicht den betreffenden Rechtsvorschriften oder einer allgemein anerkannten
Methode entsprechen, die in dem Mitgliedstaat üblich ist, in dem sich die Börse befindet oder tätig ist,
an der die Zulassung zur amtlichen Notierung beantragt wird;

b) die Firma und der Sitz der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen, wenn diese Angabe
für die Beurteilung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Emittenten wichtig ist. Es genügt, diese
Unternehmen in der nach Nummer 5.2 vorgeschriebenen Liste zu kennzeichnen;

c) für jedes unter Buchstabe b) genannte Unternehmen:

i) der Betrag der insgesamt von Dritten gehaltenen Anteile, wenn die Jahresabschlüsse voll
konsolidiert worden sind;

ii) die Quote der auf der Grundlage der gehaltenen Anteile berechneten Konsolidierung, wenn
quotenmäßig konsolidiert worden ist.

5.5. Ist der Emittent ein herrschendes Unternehmen, das mit einem oder mehreren abhängigen Unternehmen
einen Konzern bildet, so sind die Angaben nach den Kapiteln 4 und 7 sowohl für den Emittenten als auch für
den Konzern zu machen.

Die zuständigen Stellen können zulassen, dass diese Angaben nur für den Emittenten oder nur für den
Konzern zu machen sind, wenn die nicht vorgelegten Angaben nicht von wesentlicher Bedeutung sind.

5.6. Ergeben sich Angaben nach dem vorliegenden Schema aus den gemäß diesem Kapitel aufgenommenen
Jahresabschlüssen, so brauchen sie nicht wiederholt zu werden.

Kapitel 6

Angaben über die Verwaltung, Geschäftsführung und Aufsicht

6.1. Name und Anschrift nachstehender Personen sowie ihre Stellung bei der emittierenden Gesellschaft unter
Angabe der wichtigsten Tätigkeiten, die sie außerhalb des Emittenten ausüben, sofern diese für den Emittenten
von Bedeutung sind:
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a) Mitglieder der Verwaltungs-, Geschäftsführungs- und Aufsichtsorgane,

b) persönlich haftende Gesellschafter bei einer Kommanditgesellschaft auf Aktien,

c) Gründer, wenn es sich um eine Gesellschaft handelt, die seit weniger als fünf Jahren besteht.

6.2. Bezüge und Vergünstigungen der Leitung des Emittenten:

6.2.0. Für das letzte abgeschlossene Geschäftsjahr gezahlte Bezüge und gewährte Sachleistungen gleich welcher Art
an Mitglieder der Verwaltungs-, Geschäftsführungs- oder Aufsichtsorgane, als allgemeine Kosten oder Anteil
am Jahresgewinn verbucht, wobei diese Beträge für jedes Gesellschaftsorgan global anzugeben sind.

Globale Angabe der Bezüge und Sachleistungen, die durch sämtliche Unternehmen, die vom Emittenten
abhängig sind und mit denen letzterer einen Konzern bildet, an sämtliche Mitglieder der Verwaltungs-,
Geschäftsführungs- oder Aufsichtsorgane des Emittenten gezahlt bzw. gewährt werden.

6.2.1. Gesamtzahl der insgesamt von den Mitgliedern der Verwaltungs-, Geschäftsführungs- und Aufsichtsorgane
gehaltenen Aktien des Emittenten und diesen Personen eingeräumte Optionen auf Aktien des Emittenten.

6.2.2. Angaben über Art und Umfang der Interessen von Mitgliedern der Verwaltungs-, Geschäftsführungs- oder
Aufsichtsorgane an der Form oder Sache nach ungewöhnlichen Geschäften des Emittenten, z. B. außerhalb
der normalen Geschäftstätigkeit liegende Kaufgeschäfte, Erwerb und Veräußerung von Gegenständen des
Anlagevermögens, während des letzten und des laufenden Geschäftsjahres. Sind derartige ungewöhnliche
Geschäfte in weiter zurückliegenden Geschäftsjahren getätigt und noch nicht endgültig abgeschlossen worden,
so sind auch hierüber Angaben zu machen.

6.2.3. Globale Angabe der Höhe aller noch laufenden Darlehen, die vom Emittenten den unter Nummer 6.1
Buchstabe a) genannten Personen gewährt wurden, sowie der vom Emittenten für diese Personen
übernommenen Bürgschaften.

6.3. Angabe der Systeme zur Beteiligung des Personals am Kapital des Emittenten.

Kapitel 7

Angaben über den jüngsten Geschäftsgang und die Geschäftsaussichten des Emittenten

7.1. Wenn von den zuständigen Stellen keine Abweichung zugelassen, allgemeine Angaben über die Geschäftsent-
wicklung des Emittenten seit Abschluss des Geschäftsjahres, auf das sich der letzte veröffentlichte
Jahresabschluss bezieht, insbesondere über

a) die jüngsten bezeichnendsten Tendenzen in der Entwicklung der Produktion, des Absatzes, der
Lagerhaltung und der Auftragsbestände,

b) die jüngsten Entwicklungstendenzen auf der Kosten- und Erlösseite.

7.2. Wenn von den zuständigen Stellen keine Abweichung zugelassen, Angaben über die Aussichten des
Emittenten, zumindest für das laufende Geschäftsjahr.
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SCHEMA B

Schema für den Prospekt für die Zulassung von Schuldverschreibungen zur amtlichen Notierung an einer
Wertpapierbörse

Kapitel 1

Angaben über die Personen, welche die Verantwortung für den Prospekt übernehmen, sowie über die
Abschlussprüfung

1.1. Name und Stellung der natürlichen Personen oder Bezeichnung und Sitz der juristischen Personen, die für
den Prospekt oder gegebenenfalls für bestimmte Abschnitte die Verantwortung übernehmen. Im letzteren Fall
Angabe der betreffenden Abschnitte.

1.2. Erklärung der Personen nach Nummer 1.1, die für den Prospekt die Verantwortung übernehmen, dass ihres
Wissens die Angaben in den Abschnitten des Prospekts, für die sie die Verantwortung übernehmen, richtig
sind und keine Tatsachen verschwiegen werden, die die Aussage des Prospekts verändern können.

1.3. Name, Anschrift und Berufsbezeichnung der gesetzlich zugelassenen Abschlussprüfer, welche die Jahresab-
schlüsse der letzten drei Geschäftsjahre gemäß den innerstaatlichen Rechtsvorschriften geprüft haben.

Angabe, dass die Jahresabschlüsse geprüft worden sind. Wurde die Bestätigung der Ordnungsmäßigkeit von
den gesetzlich zugelassenen Abschlussprüfern verweigert oder mit Einschränkungen erteilt, so müssen der
Wortlaut der Verweigerung oder der Einschränkungen vollständig wiedergegeben und die Gründe dafür
angeführt werden.

Angabe der sonstigen Angaben im Prospekt, die von den Prüfern geprüft worden sind.

Kapitel 2

Angaben über die Anleihe und die Zulassung der Schuldverschreibungen zur amtlichen Notierung

2.1. Anleihebedingungen:

2.1.0. Gesamtbetrag der Anleihe; ist dieser Betrag nicht festgesetzt, so muss dies erwähnt werden.

Art, Zahl und Nummern der Schuldverschreibungen und Nennbetrag der einzelnen Stücke.

2.1.1. Außer bei Daueranleihen, Ausgabe- und Rücknahmepreis sowie Nominalzinssatz; sind mehrere Zinssätze
vorgesehen, Bedingungen für den Wechsel von einem Zinssatz zum anderen.

2.1.2. Bedingungen für die Gewährung anderer Vorteile, gleich welcher Art; die Methode zur Berechnung dieser
Vorteile.

2.1.3. Die im Ursprungs- und/oder Notierungsland erhobenen Quellensteuern auf die Einkünfte aus den Schuldver-
schreibungen.

Angaben über die etwaige Übernahme der Quellensteuern durch den Emittenten.

2.1.4. Modalitäten der Tilgung der Anleihe, einschließlich des Rückzahlungsverfahrens.

2.1.5. Finanzinstitute, die bei der Zulassung der Schuldverschreibungen zur amtlichen Notierung in dem
Mitgliedstaat, in dem die Zulassung erteilt wird, für den Emittenten als Zahlstelle fungieren.

2.1.6. Währung der Anleihe; wenn die Anleihe auf Rechnungseinheiten lautet, deren vertraglicher Status;
Währungsoption.

2.1.7. Fristen:

a) Laufzeit der Anleihe, gegebenenfalls zwischenzeitliche Fälligkeitstermine,

b) Beginn der Verzinsung und Zinstermine,

c) Frist für die Verjährung der Ansprüche auf Zinsen und Rückzahlung,

d) Modalitäten und Fristen für die Auslieferung der Schuldverschreibungsstücke, gegebenenfalls Erteilung
von Zwischenscheinen.

2.1.8. Außer bei Daueranleihen, Angabe der Rendite. Kurze Angabe der Methode für die Berechnung dieser Rendite.
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2.2. Angaben über Rechtsverhältnisse:

2.2.0. Angabe der Beschlüsse, Ermächtigungen und Genehmigungen, aufgrund deren die Schuldverschreibungen
begeben und/oder ausgegeben worden sind oder werden:

Art der Ausgabe und Nennbetrag.

Zahl der Schuldverschreibungsstücke, die begeben und/oder ausgegeben worden sind oder werden, wenn sie
vorher festgelegt worden ist.

2.2.1. Art und Umfang der Garantien, Sicherheiten und Verpflichtungen, mit denen die Bedienung der Anleihe, d. h.
Tilgung und Zinszahlungen, gewährleistet werden sollen.

Angabe der Stellen, wo das Publikum zu den Vertragstexten in Bezug auf diese Garantien, Sicherheiten und
Verpflichtungen Zugang hat.

2.2.2. Organisation der Trustees oder einer anderen Vertretung der Gesamtheit der Gläubiger.

Name und Stellung bzw. Bezeichnung und Sitz des Vertreters der Gläubiger, wichtigste Bedingungen dieser
Vertretung, insbesondere in Bezug auf einen Wechsel in der Person des Vertreters.

Angabe der Stellen, wo das Publikum zu den Verträgen über diese Arten der Vertretung Zugang hat.

2.2.3. Klauseln über die Nachrangigkeit der Anleihe gegenüber anderen schon bestehenden oder künftigen Schulden
des Emittenten.

2.2.4. Angabe der Rechtsordnung, nach denen die Schuldverschreibungen begeben worden sind, sowie Angabe des
Gerichtsstands.

2.2.5. Angabe, ob es sich um Namens- oder Inhaberschuldverschreibungen handelt.

2.2.6. Etwaige durch die Anleihebedingungen auferlegte Einschränkungen in Bezug auf die freie Handelbarkeit der
Schuldverschreibungen.

2.3. Angaben über die Zulassung der Schuldverschreibungen zur amtlichen Notierung:

2.3.0. Börsen, an denen die Zulassung zur amtlichen Notierung beantragt wird, werden soll oder bereits
stattgefunden hat.

2.3.1. Angabe der natürlichen oder juristischen Personen, welche die Emission vom Emittenten geschlossen
übernehmen oder übernommen haben oder für die Emission garantieren. Erstreckt sich die Übernahme oder
die Garantie nicht auf die gesamte Emission, Angabe des nicht gedeckten Teils.

2.3.2. Erfolgt oder erfolgte die öffentliche oder private Ausgabe oder Unterbringung gleichzeitig auf Märkten
verschiedener Staaten und wird oder wurde eine Tranche bestimmten dieser Märkte vorbehalten, Angabe der
vorbehaltenen Tranchen.

2.3.3. Werden Schuldverschreibungen derselben Gattung bereits an einer oder an mehreren Börsen notiert, Angabe
dieser Börsen.

2.3.4. Wenn Schuldverschreibungen derselben Gattung noch nicht zur amtlichen Notierung zugelassen sind,
sondern an einem oder mehreren anderen geregelten, anerkannten und offenen Märkten mit ordnungsgemäßer
Funktionsweise gehandelt werden, Angabe dieser Märkte.

2.4. Auskünfte über die Emission, wenn diese gleichzeitig mit der Zulassung zur amtlichen Notierung stattfindet
oder wenn sie weniger als drei Monate vor der Zulassung stattgefunden hat:

2.4.0. Art der Ausübung des Bezugsrechts, Handelbarkeit der Bezugsrechte, Bestimmungen über nicht in Anspruch
genommene Bezugsrechte.

2.4.1. Modalitäten der Zahlung des Zeichnungs- oder Kaufpreises.

2.4.2. Ausgenommen bei Daueranleihen, Zeitraum für die Zeichnung oder den Kauf der Schuldverschreibungen
sowie Angabe der Möglichkeit der vorzeitigen Schließung.

2.4.3. Finanzinstitute, die mit der Entgegennahme der Zeichnungen des Publikums beauftragt sind.

2.4.4. Gegebenenfalls Angabe, dass die Zeichnungen gekürzt werden können.

2.4.5. Ausgenommen bei Daueranleihen, Angabe des Nettoerlöses der Anleihe.

2.4.6. Zweck der Anleihe und vorgesehene Verwendung des Erlöses der Anleihe.
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Kapitel 3

Allgemeine Angaben über den Emittenten und sein Kapital

3.1. Allgemeine Angaben über den Emittenten:

3.1.0. Bezeichnung, Sitz und Ort der Hauptverwaltung, wenn dieser nicht mit dem Sitz zusammenfällt.

3.1.1. Zeitpunkt der Gründung, Dauer des Emittenten, sofern sie nicht unbestimmt ist.

3.1.2. Rechtsordnung, unter der der Emittent tätig ist, und Rechtsform, die er im Rahmen dieser Rechtsordnung
angenommen hat.

3.1.3. Angabe des Gegenstands des Emittenten unter Bezugnahme auf die betreffende Bestimmung der Satzung.

3.1.4. Angabe des Registers und Nummer der Eintragung in dieses Register.

3.1.5. Angabe, wo die im Prospekt genannten, den Emittenten betreffenden Unterlagen eingesehen werden können.

3.2. Allgemeine Angaben über das Kapital:

3.2.0. Betrag des gezeichneten Kapitals, Zahl von Gattungen der Anteile, die dieses Kapital vertreten, unter Angabe
ihrer Hauptmerkmale.

Nicht eingezahlter Teil des gezeichneten Kapitals mit Angabe der Zahl oder des Gesamtnennbetrags und der
Art der noch nicht voll eingezahlten Anteile, gegebenenfalls aufgeschlüsselt nach dem Grad ihrer Einzahlung.

3.2.1. Betrag der Wandelschuldverschreibungen, austauschbaren Schuldverschreibungen oder Optionsanleihen, mit
Angabe der Umwandlungs-, Austausch- oder Bezugsbedingungen und -modalitäten.

3.2.2. Gehört der Emittent zu einem Konzern, kurze Beschreibung des Konzerns und der Stellung des Emittenten in
ihm.

3.2.3. Zahl, Buchwert und Nennbetrag oder, wenn ein solcher nicht vorhanden ist, rechnerischer Wert der eigenen
Aktien, die von dem Emittenten oder einer Gesellschaft, an der er mittel- oder unmittelbar zu mehr als 50 %
beteiligt ist, erworben wurden und im Portefeuille gehalten werden, sofern sie nicht gesondert in der Bilanz
ausgewiesen werden und sofern sie einen bedeutenden Prozentsatz des gezeichneten Kapitals darstellen.

Kapitel 4

Angaben über die Geschäftstätigkeit des Emittenten

4.1. Haupttätigkeitsbereiche des Emittenten:

4.1.0. Beschreibung der Haupttätigkeitsbereiche des Emittenten unter Angabe der wichtigsten Arten der vertriebenen
Erzeugnisse und/oder erbrachten Dienstleistungen.

Angabe neuer Erzeugnisse und/oder Tätigkeiten, wenn sie von Bedeutung sind.

4.1.1. Nettoumsatzerlöse für die letzten zwei Geschäftsjahre.

4.1.2. Standort, Bedeutung der Schwerpunktbetriebe des Emittenten und kurze Angaben über Grundbesitz.
Schwerpunktbetrieb ist ein Betrieb, der mehr als 10 % zum Umsatz oder zur Produktion beiträgt.

4.1.3. Bei Bergwerken, Öl- und Erdgasvorkommen, Steinbrüchen und ähnlichen Tätigkeitsbereichen, wenn sie von
Bedeutung sind, Beschreibung der Lagerstätten, Schätzung der wirtschaftlich nutzbaren Vorräte und
voraussichtliche Nutzungsdauer.

Angabe der Dauer und der wesentlichen Bedingungen der Abbaurechte und der Bedingungen für deren
wirtschaftliche Nutzung.

Angaben über den Stand der Erschließung.

4.1.4. Wenn die Angaben gemäß den Nummern 4.1.0 bis 4.1.3 durch außergewöhnliche Ereignisse beeinflusst
worden sind, so ist darauf hinzuweisen.

4.2. Kurze Angaben über die etwaige Abhängigkeit des Emittenten in Bezug auf Patente und Lizenzen, Industrie-,
Handels- und Finanzverträge oder neue Herstellungsverfahren, wenn diese Faktoren von wesentlicher
Bedeutung für die Geschäftstätigkeit oder die Rentabilität des Emittenten sind.

4.3. Angabe aller Gerichts- oder Schiedsverfahren, die einen wesentlichen Einfluss auf die Finanzlage des
Emittenten haben können oder in jüngster Zeit gehabt haben.
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4.4. Investitionspolitik:

4.4.0. Zahlenangaben über die wichtigsten in den letzten drei Geschäftsjahren und den bereits vergangenen Monaten
des laufenden Geschäftsjahres vorgenommenen Investitionen einschließlich Anlagen in anderen Unternehmen
in Form von Aktien, Anteilen, Schuldverschreibungen usw.

4.4.1. Angaben über die wichtigsten laufenden Investitionen mit Ausnahme von Anlagen in anderen Unternehmen,
deren Erwerb eingeleitet ist.

Verteilung dieser Investitionen nach geographischen Gesichtspunkten (In- und Ausland).

Finanzierungsart (Eigen- oder Fremdfinanzierung).

4.4.2. Angaben über die wichtigsten künftigen Investitionen des Emittenten, die von seinen Leitungsorganen bereits
fest beschlossen sind, mit Ausnahme von Anlagen in anderen Unternehmen.

Kapitel 5

Angaben über die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Emittenten

5.1. Rechnungslegung des Emittenten:

5.1.0. Die von den Organen des Emittenten aufgestellten Bilanzen und Gewinn- und Verlustrechnungen der letzten
zwei Geschäftsjahre in Form einer Vergleichsübersicht. Der Anhang zum Jahresabschluss des letzten
Geschäftsjahres.

Bei Eingang des Prospektentwurfs bei den zuständigen Stellen darf der Stichtag des letzten veröffentlichten
Jahresabschlusses nicht länger als 18 Monate zurückliegen. In Ausnahmefällen können die zuständigen Stellen
diese Frist verlängern.

5.1.1. Stellt der Emittent lediglich einen konsolidierten Jahresabschluss auf, so nimmt er ihn gemäß Nummer 5.1.0
in den Prospekt auf.

Stellt der Emittent sowohl einen nichtkonsolidierten Jahresabschluss als auch einen konsolidierten Abschluss
auf, so nimmt er beide Arten von Jahresabschlüssen gemäß Nummer 5.1.0 in den Prospekt auf. Die
zuständigen Stellen können allerdings dem Emittenten gestatten, entweder den nichtkonsolidierten oder
den konsolidierten Jahresabschluss aufzunehmen, wenn der nicht aufgenommene Jahresabschluss keine
wesentlichen zusätzlichen Aussagen enthält.

5.1.2. Liegt der Stichtag des letzten veröffentlichten nichtkonsolidierten und/oder konsolidierten Jahresabschlusses
mehr als neun Monate zurück, so ist eine Zwischenübersicht über die Finanzlage für mindestens die ersten
sechs Monate in den Prospekt aufzunehmen oder ihm beizufügen. Wurde diese Zwischenübersicht nicht
geprüft, so ist dies anzugeben.

Stellt der Emittent einen konsolidierten Jahresabschluss auf, so entscheiden die zuständigen Stellen, ob die
Zwischenübersicht in konsolidierter Form vorzulegen ist oder nicht.

Jede wesentliche Änderung, die seit Abschluss des letzten Geschäftsjahres oder dem Stichtag der Zwischenüber-
sicht über die Finanzlage eingetreten ist, ist in einem in den Prospekt aufzunehmenden oder ihm
beizufügenden Vermerk zu beschreiben.

5.1.3. Entsprechen die nichtkonsolidierten oder konsolidierten Jahresabschlüsse nicht den Richtlinien über den
Jahresabschluss von Gesellschaften und geben sie kein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild
von der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Emittenten, so sind nähere und/oder ergänzende Angaben
zu machen.

5.1.4. Angabe, sofern wesentlich, zu einem möglichst naheliegenden Stichtag (der zu erwähnen ist):

a) des Gesamtbetrags der noch zurückzuzahlenden Anleihen, wobei zwischen den (durch dingliche
Sicherheiten oder auf andere Art durch den Emittenten oder durch Dritte) garantierten Anleihen und
den nichtgarantierten Anleihen zu unterscheiden ist,

b) des Gesamtbetrags aller sonstigen Kreditaufnahmen und Verbindlichkeiten, wobei zwischen garantierten
und nichtgarantierten Kreditaufnahmen und Verbindlichkeiten zu unterscheiden ist,

c) des Gesamtbetrags der Eventualverbindlichkeiten.

Bei Nichtvorhandensein solcher Anleihen, Kreditaufnahmen, Verbindlichkeiten oder Eventualverbindlichkei-
ten wird eine entsprechende Negativerklärung in den Prospekt aufgenommen.

Stellt der Emittent konsolidierte Jahresabschlüsse auf, so finden die Grundsätze von Nummer 5.1.1
Anwendung.



L 184/48 DE 6.7.2001Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften

Im allgemeinen sollen Verpflichtungen zwischen Unternehmen innerhalb des Konzerns nicht berücksichtigt
werden; erforderlichenfalls ist hierüber eine Erklärung abzugeben.

5.1.5. Aufstellung über Herkunft und Verwendung der Mittel für die letzten drei Geschäftsjahre.

5.2. Einzelangaben über Unternehmen, an denen der Emittent mit einem Kapitalanteil beteiligt ist, der die
Beurteilung seiner Vermögens-, Finanz- oder Ertragslage wesentlich beeiflussen könnte.

Die nachstehend aufgeführten Angaben sind auf jeden Fall für Unternehmen zu machen, an denen der
Emittent direkt oder indirekt eine Beteiligung hält, wenn deren Buchwert mindestens 10 % seines Eigenkapitals
darstellt oder mit mindestens 10 % zu seinem Nettoergebnis beiträgt, oder wenn im Falle eines Konzerns der
Buchwert dieser Beteiligung mindestens 10 % des konsolidierten Eigenkapitals darstellt oder mit mindestens
10 % zum konsolidierten Nettoergebnis des Konzerns beiträgt.

Die nachstehend aufgeführten Angaben können unterbleiben, wenn der Emittent nachweist, dass die
Beteiligung vorübergehend ist.

Desgleichen können die unter den Buchstaben e) und f) vorgesehenen Angaben unterbleiben, wenn das
Unternehmen, bei dem eine solche Beteiligung besteht, seine Jahresabschlüsse nicht veröffentlicht.

Die Mitgliedstaaten können die zuständigen Stellen ermächtigen, zu gestatten, dass die unter den Buchstaben d)
bis h) vorgesehenen Angaben weggelassen werden, wenn die Jahresabschlüsse der Unternehmen, an denen
die Beteiligungen bestehen, in den Jahresabschluss des Konzerns einbezogen werden oder der nach der Equity-
Methode auf die Beteiligung entfallende Wert im Jahresabschluss offengelegt wird, sofern nach Auffassung
der zuständigen Stelle das Weglassen dieser Angaben nicht Anlass zu einer Irreführung des Publikums über
Tatsachen und Umstände sein kann, die für die Beurteilung des betreffenden Wertpapiers wesentlich sind.

a) Bezeichnung und Sitz des Unternehmens,

b) Tätigkeitsbereich,

c) Höhe des Kapitalanteils,

d) gezeichnetes Kapital,

e) Rücklagen,

f) versteuertes Ergebnis des letzten Geschäftsjahres aufgrund der normalen Geschäftstätigkeit,

g) auf die gehaltenen Aktien oder Anteile noch einzuzahlender Betrag,

h) Höhe der Dividendeneinkünfte des letzten Geschäftsjahres aufgrund des Aktien- oder Anteilbesitzes.

5.3. Enthält der Prospekt konsolidierte Jahresabschlüsse, so sind anzugeben:

a) die angewandten Konsolidierungsgrundsätze. Diese Grundsätze sind klar zu beschreiben, wenn in dem
Mitgliedstaat keine Rechtsvorschriften über die Konsolidierung von Jahresabschlüssen bestehen oder
wenn diese Grundsätze nicht den betreffenden Rechtsvorschriften oder einer allgemein anerkannten
Methode entsprechen, die in dem Mitgliedstaat üblich ist, in dem die Börse sich befindet oder tätig ist,
an der die Zulassung zur amtlichen Notierung beantragt wird;

b) die Firma und der Sitz der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen, wenn diese Angabe
für die Beurteilung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Emittenten wichtig ist. Es genügt, diese
Unternehmen in der nach Nummer 5.2 vorgeschriebenen Liste zu kennzeichnen;

c) für jedes unter Buchstabe b) genannte Unternehmen:

i) der Betrag der insgesamt von Dritten gehaltenen Anteile, wenn die Jahresabschlüsse voll
konsolidiert worden sind,

ii) die Ouote der auf der Grundlage der gehaltenen Anteile berechneten Konsolidierung, wenn
quotenmäßig konsolidiert worden ist.

5.4. Ist der Emittent ein herrschendes Unternehmen, das mit einem oder mehreren abhängigen Unternehmen
einen Konzern bildet, so sind die Angaben nach den Kapiteln 4 und 7 sowohl für den Emittenten als auch für
den Konzern zu machen.

Die zuständigen Stellen können zulassen, dass diese Angaben nur für den Emittenten oder nur für den
Konzern zu machen sind, wenn die nicht vorgelegten Angaben nicht von wesentlicher Bedeutung sind.

5.5. Ergeben sich Angaben nach dem vorliegenden Schema aus den gemäß Kapitel 5 aufgenommenen
Jahresabschlüssen, so brauchen sie nicht wiederholt zu werden.
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Kapitel 6

Angaben über die Verwaltung, Geschäftsführung und Aufsicht

6.1. Name und Anschrift nachstehender Personen sowie ihre Stellung bei dem emittierenden Unternehmen unter
Angabe der wichtigsten Tätigkeiten, die sie außerhalb des Emittenten ausüben, sofern diese Tätigkeiten für
den Emittenten von Bedeutung sind:

a) Mitglieder der Verwaltungs-, Geschäftsführungs- und Aufsichtsorgane,

b) persönlich haftende Gesellschafter bei einer Kommanditgesellschaft auf Aktien.

Kapitel 7

Angaben über den jüngsten Geschäftsgang und die Geschäftsaussichten des Emittenten

7.1. Wenn von den zuständigen Stellen keine Abweichung zugelassen, allgemeine Angaben über die Geschäftsent-
wicklung des Emittenten seit Abschluss des Geschäftsjahres, auf das sich der letzte veröffentlichte Abschluss
bezieht, insbesondere über

a) die jüngsten bezeichnendsten Tendenzen in der Entwicklung der Produktion, des Absatzes, der
Lagerhaltung und der Auftragsbestände und

b) die jüngsten Entwicklungstendenzen auf der Kosten- und Erlösseite.

7.2. Wenn von der zuständigen Stelle keine Abweichung zugelassen, Angaben über die Aussichten des Emittenten,
zumindest für das laufende Geschäftsjahr.
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SCHEMA C

Schema für den Prospekt für die Zulassung von Zertifikaten, die Aktien vertreten, zur amtlichen Notierung

Kapitel 1

Angaben über den Aussteller

1.1. Bezeichnung, Sitz und Ort der Hauptverwaltung, wenn dieser nicht mit dem Sitz zusammenfällt.

1.2. Zeitpunkt der Gründung, Dauer des Ausstellers, falls sie nicht unbestimmt ist.

1.3. Rechtsordnung, unter der der Aussteller tätig ist, und Rechtsform, die er im Rahmen dieser Rechtsordnung
angenommen hat.

1.4. Betrag des gezeichneten Kapitals, Zahl und Gattungen der Anteile, die dieses Kapital vertreten, unter Angabe
ihrer Hauptmerkmale.

Nicht eingezahlter Teil des gezeichneten Kapitals mit Angabe der Zahl oder des Gesamtnennbetrags und der
Art der noch nicht voll eingezahlten Anteile, gegebenenfalls aufgeschlüsselt nach dem Grad ihrer Einzahlung.

1.5. Angabe der Hauptkapitaleigner.

1.6. Name und Anschrift nachstehender Personen sowie ihre Stellung beim Aussteller unter Angabe der
wichtigsten Tätigkeiten, die sie außerhalb des Ausstellers einnehmen, sofern diese Tätigkeiten für den
Aussteller von Bedeutung sind:

a) Mitglieder der Verwaltungs-, Geschäftsführungs- und Aufsichtsorgane,

b) persönlich haftende Gesellschafter bei einer Kommanditgesellschaft auf Aktien.

1.7. Gegenstand des Ausstellers. Ist die Ausgabe von Aktien vertretenden Zertifikaten nicht der einzige Gegenstand
des Ausstellers, so sind die Merkmale der sonstigen Tätigkeiten anzugeben und die rein treuhänderischen
Tätigkeiten getrennt aufzuführen.

1.8. Eine Zusammenfassung der Jahresabschlüsse des letzten abgeschlossenen Geschäftsjahres.

Liegt der Stichtag, auf den sich der letzte veröffentlichte nichtkonsolidierte und/oder konsolidierte
Jahresabschluss bezieht, mehr als neun Monate zurück, so ist eine Zwischenübersicht über die Finanzlage für
mindestens die ersten sechs Monate in den Prospekt aufzunehmen oder ihm beizufügen. Wurde diese
Zwischenübersicht nicht geprüft, so ist dies anzugeben.

Stellt der Aussteller einen konsolidierten Jahresabschluss auf, so entscheiden die zuständigen Stellen, ob die
Zwischenübersicht über die Finanzlage in konsolidierter Form vorzulegen ist oder nicht.

Jede wesentliche Änderung, die seit Abschluss des letzten Geschäftsjahres oder dem Stichtag der Übersicht
über die Finanzlage eingetreten ist, ist in einem in den Prospekt aufzunehmenden oder ihm beizufügenden
Vermerk zu beschreiben.

Kapitel 2

Angaben über die Zertifikate als solche

2.1. Rechtsstatus.

Die Vorschriften über die Ausgabe der Zertifikate sind im Prospekt zu erwähnen, wobei der Zeitpunkt und
der Ort ihrer Veröffentlichung anzugeben sind.

2.1.0. Ausübung und Genuß der mit den Originalpapieren verbundenen Rechte, vor allem das Stimmrecht, die
Modalitäten seiner Ausübung durch den Aussteller und die vorgesehenen Maßnahmen, um die Anweisungen
der Zertifikatsinhaber zu erhalten, sowie das Recht auf Verteilung der Erträge und auf Liquidationserlöse.

2.1.1. Bank- oder sonstige Garantien, die mit den Zertifikaten verbunden sind und die Erfüllung der Verpflichtungen
des Ausstellers absichern sollen.

2.1.2. Möglichkeit, die Zertifikate gegen die Originalpapiere umzutauschen, und Bedingungen dieses Umtauschs.

2.2. Höhe der Provisionen und der vom Zertifikatsinhaber zu tragenden Kosten im Zusammenhang mit

a) der Ausgabe der Zertifikate,

b) der Einlösung der Kupons,

c) der Begebung zusätzlicher Zertifikate,

d) dem Umtausch der Zertifikate gegen die Originalpapiere.
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2.3. Handelbarkeit der Zertifikate:

a) Börsen, an denen die Zulassung zur amtlichen Notierung beantragt wird, werden soll oder bereits
stattgefunden hat;

b) etwaige Beschränkungen der freien Handelbarkeit der Zertifikate.

2.4. Zusätzliche Angaben für die Zulassung zur amtlichen Notierung:

a) wenn es sich um eine Unterbringung über die Börse handelt: Zahl der Zertifikate, die dem Markt
angeboten werden und/oder Gesamtnennbetrag; gegebenenfalls Mindestverkaufskurs;

b) Zeitpunkt der Aufnahme der Notierung der neuen Zertifikate, wenn bekannt.

2.5. Angabe der steuerlichen Bestimmungen hinsichtlich aller Steuern und Abgaben, die im Land der Ausgabe der
Zertifikate zu Lasten der Zertifikatsinhaber erhoben werden.

2.6. Angabe der Rechtsvorschriften, nach denen die Zertifikate begeben worden sind, sowie Angabe des
Gerichtsstands.
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ANHANG II

TEIL A

Aufgehobene Richtlinien mit ihren nachfolgenden Änderungen (gemäß Artikel 111)

Richtlinie 79/279/EWG des Rates (ABl. L 66 vom 16.3.1979, S. 21)

Richtlinie 82/148/EWG des Rates (ABl. L 62 vom 5.3.1982, S. 22)

Richtlinie 88/627/EWG des Rates (ABl. L 348 vom 17.12.1988, S. 62)

Richtlinie 80/390/EWG des Rates (ABl. L 100 vom 17.4.1980, S. 1)

Richtlinie 82/148/EWG des Rates (ABl. L 62 vom 5.3.1982, S. 22)

Richtlinie 87/345/EWG des Rates (ABl. L 185 vom 4.7.1987, S. 81)

Richtlinie 90/211/EWG des Rates (ABl. L 112 vom 3.5.1990, S. 24)

Richtlinie 94/18/EG des Europäischen Parlaments (ABl. L 135 vom 31.5.1994, S. 1)
und des Rates

Richtlinie 82/121/EWG des Rates (ABl. L 48 vom 20.2.1982, S. 26)

Richtlinie 88/627/EWG des Rates (ABl. L 348 vom 17.12.1988, S. 62)
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ANHANG II

TEIL B

Fristen für die Umsetzung in innerstaatliches Recht (gemäß Artikel 111)

Richtlinie Endgültiger Termin für die Umsetzung

79/279/EWG 8. März 1981 (1) (2)

80/390/EWG 19. September 1982 (2)

82/121/EWG
30. Juni 1983 (3)

82/148/EWG

1. Januar 1990
87/345/EWG 1. Januar 1991 für Spanien

1. Januar 1992 für Portugal

88/627/EWG 1. Januar 1991

90/211/EWG 17. April 1991

94/18/EG

(1) Der 8. März 1982 für die Mitgliedstaaten, die gleichzeitig die Richtlinien 79/279/EWG und 80/390/EWG einführen.
(2) Der 30. Juni 1983 für die Mitgliedstaaten, die gleichzeitig die Richtlinien 79/279/EWG, 80/390/EWG und 82/121/EWG

einführen.
(3) Endgültiger Termin für die Anwendung ist der 30. Juni 1986.
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ANHANG III

ÜBEREINSTIMMUNGSTABELLE

Vorliegende Richtlinie Richtlinie 79/279/EWG Richtlinie 80/390/EWG Richtlinie 82/121/EWG Richtlinie 88/627/EWG

Art. 1 Buchstabe a) Art. 2 Buchstabe c)

Art. 1 Buchstabe b) Art. 2 Buchstabe a) Art. 2 Buchstabe a)
einleitender Satz einleitender Satz einleitender Satz

Art. 1 Buchstabe b) i) Art. 2 Buchstabe a) Art. 2 Buchstabe a)
und ii) erster und zweiter Ge- erster und zweiter Ge-

dankenstrich dankenstrich

Art. 1 Buchstabe c) Art. 1 Abs. 2 Unter-
einleitender Satz abs. 2 einleitender

Satz

Art. 1 Buchstabe c) i) Art. 1 Abs. 2 Unter-
und ii) abs. 2 erster und zwei-

ter Gedankenstrich

Art. 1 Buchstabe d) Art. 2 Buchstabe e)

Art. 1 Buchstabe e) Art. 2 Buchstabe b) Art. 2 Buchstabe b)

Art. 1 Buchstabe f) Art. 2 Buchstabe f)

Art. 1 Buchstabe g) Art. 2 Buchstabe d)

Art. 1 Buchstabe h) Art. 2 Buchstabe g)

Art. 2 Abs. 1 Art. 1 Abs. 1

Art. 2 Abs. 2 einlei- Art. 1 Abs. 2 einlei-
tender Satz tender Satz

Art. 2 Abs. 2 Buchsta- Art. 1 Abs. 2 erster
ben a) und b) und zweiter Gedan-

kenstrich

Art. 3 Abs. 1 Art. 1 Abs. 1

Art. 3 Abs. 2 einlei- Art. 1 Abs. 2 einlei-
tender Satz tender Satz

Art. 3 Abs. 2 Buchsta- Art. 1 Abs. 2 erster
ben a) und b) und zweiter Gedan-

kenstrich

Art. 4 Abs. 1 Art. 1 Abs. 1

Art. 4 Abs. 2 Art. 1 Abs. 2 Unter-
abs. 1

Art. 4 Abs. 3 Art. 1 Abs. 3

Art. 5 a) und b) Art. 3 erster und zwei-
ter Gedankenstrich

Art. 6 Art. 4
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Vorliegende Richtlinie Richtlinie 79/279/EWG Richtlinie 80/390/EWG Richtlinie 82/121/EWG Richtlinie 88/627/EWG

Art. 7 Art. 6

Art. 8 Art. 5

Art. 9 Art. 7

Art. 10 Art. 8

Art. 11 Abs. 1 Art. 9 Abs. 1

Art. 11 Abs. 2 Art. 9 Abs. 3

Art. 12 Art. 10

Art. 13 Abs. 1 Art. 18 Abs. 2

Art. 13 Abs. 2 Art. 18 Abs. 3

Art. 14 Art. 11

Art. 15 Art. 16

Art. 16 Art. 13

Art. 17 Art. 12

Art. 18 Art. 14

Art. 19 Art. 15

Art. 20 Art. 3

Art. 21 Art. 4

Art. 22 Art. 5

Art. 23 einleitender Art. 6 einleitender
Satz Satz

Art. 23 Abs. 1 und 2 Art. 6 Abs. 1 und 2

Art. 23 Abs. 3 Buch- Art. 6 Abs. 3 Buchsta-
stabe a) be a)

Art. 23 Abs. 3 Buch- Art. 6 Abs. 3 Buchsta-
stabe b) einleitender be b) einleitender Satz
Satz

Art. 23 Abs. 3 Buch- Art. 6 Abs. 3 Buchsta-
stabe b) i) be b) erster Gedan-

kenstrich

Art. 23 Abs. 3 Buch- Art. 6 Abs. 3 Buchsta-
stabe b) ii) be b) zweiter Gedan-

kenstrich
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Art. 23 Abs. 3 Buch- Art. 6 Abs. 3 Buchsta-
stabe c) einleitender be c) einleitender Satz
Satz

Art. 23 Abs. 3 Buch- Art. 6 Abs. 3 Buchsta-
stabe c) i) be c) erster Gedanken-

strich

Art. 23 Abs. 3 Buch- Art. 6 Abs. 3 Buchsta-
stabe c) ii) be c) zweiter Gedan-

kenstrich

Art. 23 Abs. 3 Buch- Art. 6 Abs. 3 Buchsta-
stabe c) ii) erster Ge- be c) zweiter Gedan-
dankenstrich kenstrich i)

Art. 23 Abs. 3 Buch- Art. 6 Abs. 3 Buchsta-
stabe c) ii) zweiter Ge- be c) zweiter Gedan-
dankenstrich kenstrich ii)

Art. 23 Abs. 3 Buch- Art. 6 Abs. 3 Buchsta-
stabe c) iii) be c) dritter Gedan-

kenstrich

Art. 23 Abs. 3 Buch- Art. 6 Abs. 3 Buchsta-
staben d) bis g) ben d) bis g)

Art. 23 Abs. 4 und 5 Art. 6 Abs. 4 und 5

Art. 24 Art. 7

Art. 25 Abs. 1 Unter- Art. 8 Abs. 1 Unter-
abs. 1 einleitender abs. 1 einleitender
Satz Satz

Art. 25 Abs. 1 Unter- Art. 8 Abs. 1 Unter-
abs. 1 Buchstaben a) abs. 1 erster bis sieb-
bis g) ter Gedankenstrich

Art. 25 Abs. 1 Unter- Art. 8 Abs. 1 Unter-
abs. 2 einleitender abs. 2 einleitender
Satz Satz

Art. 25 Abs. 1 Unter- Art. 8 Abs. 1 Unter-
abs. 2 Buchstaben a) abs. 2 erster und zwei-
und b) ter Gedankenstrich

Art. 25 Abs. 2 einlei- Art. 8 Abs. 2 einlei-
tender Satz tender Satz

Art. 25 Abs. 2 Buch- Art. 8 Abs. 2 erster
staben a) bis d) bis vierter Gedanken-

strich

Art. 25 Abs. 3 und 4 Art. 8 Abs. 3 und 4

Art. 26 Abs. 1 einlei- Art. 9 Abs. 1 einlei-
tender Satz tender Satz

Art. 26 Abs. 1 Buch- Art. 9 Abs. 1 erster
staben a) bis g) bis siebter Gedanken-

strich

Art. 26 Abs. 2 und 3 Art. 9 Abs. 2 und 3
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Art. 27 Art. 10

Art. 28 Abs. 1 einlei- Art. 11 Abs. 1 einlei-
tender Satz tender Satz

Art. 28 Abs. 1 Buch- Art. 11 Abs. 1 erster
staben a) und b) und zweiter Gedan-

kenstrich

Art. 28 Abs. 2 Art. 11 Abs. 2

Art. 28 Abs. 3 einlei- Art. 11 Abs. 3 einlei-
tender Satz tender Satz

Art. 28 Abs. 3 Buch- Art. 11 Abs. 3 erster,
staben a), b) und c) zweiter und dritter

Gedankenstrich

Art. 29 einleitender Art. 12 einleitender
Satz Satz

Art. 29 Buchstaben a) Art. 12 erster und
und b) zweiter Gedanken-

strich

Art. 30 Abs. 1 Unter- Art. 13 Abs. 1 Unter-
abs. 1 einleitender abs. 1 einleitender
Satz Satz

Art. 30 Abs. 1 Unter- Art. 13 Abs. 1 Unter-
abs. 1 Buchstaben a) abs. 1 erster und zwei-
und b) ter Gedankenstrich

Art. 30 Abs. 1 Unter- Art. 13 Abs. 1 Unter-
abs. 2 abs. 2

Art. 30 Abs. 2 einlei- Art. 13 Abs. 2 einlei-
tender Satz tender Satz

Art. 30 Abs. 2 Buch- Art. 13 Abs. 2 erster
staben a) und b) und zweiter Gedan-

kenstrich

Art. 30 Abs. 3 und 4 Art. 13 Abs. 3 und 4

Art. 31 Abs. 1 einlei- Art. 14 Abs. 1 einlei-
tender Satz tender Satz

Art. 31 Abs. 1 Buch- Art. 14 Abs. 1 erster
staben a) bis d) bis vierter Gedanken-

strich

Art. 31 Abs. 2 Unter- Art. 14 Abs. 2 erster
abs. 1 Buchstaben a) bis vierter Gedanken-
bis d) strich

Art. 31 Abs. 2 Unter- Art. 14 Abs. 2 Unter-
abs. 2 abs. 2

Art. 32 Art. 15

Art. 33 Abs. 1 Art. 16 Abs. 1
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Art. 33 Abs. 2 einlei- Art. 16 Abs. 2 einlei-
tender Satz tender Satz

Art. 33 Abs. 2 Buch- Art. 16 Abs. 2 erster,
staben a), b) und c) zweiter und dritter

Gedankenstrich

Art. 33 Abs. 3 Art. 16 Abs. 3

Art. 34 Art. 17

Art. 35 Art. 18 Abs. 2 und 3
Unterabs. 1

Art. 36 Art. 19

Art. 37 Art. 24

Art. 38 Art. 24a

Art. 39 Art. 24b

Art. 40 Art. 24c Abs. 2 und 3

Art. 41 Art. 25a

Art. 42 Anhang, Schema A
I.1

Art. 43 Anhang, Schema A
I.2

Art. 44 Anhang, Schema A
I.3

Art. 45 Anhang, Schema A
II.1

Art. 46 Anhang, Schema A
II.2

Art. 47 Anhang, Schema A
II.3

Art. 48 Anhang, Schema A
II.4

Art. 49 Anhang, Schema A
II.5

Art. 50 Anhang, Schema A
II.6
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Art. 51 Anhang, Schema A
II.7

Art. 52 Anhang, Schema B
A.I

Art. 53 Anhang, Schema B
A.II.1

Art. 54 Anhang, Schema B
A.II.2

Art. 55 Anhang, Schema B
A.II.3

Art. 56 Anhang, Schema B
A.II.4

Art. 57 Anhang, Schema B
A.II.5

Art. 58 Anhang, Schema B
A.III.1

Art. 59 Anhang, Schema B
A.III.2

Art. 60 Anhang, Schema B
B.1

Art. 61 Anhang, Schema B
B.2

Art. 62 Anhang, Schema B
B.3

Art. 63 Anhang, Schema B
B.4

Art. 64 Anhang, Schema C 1

Art. 65 Abs. 1 Anhang, Schema C 2
Buchstabe a)

Art. 65 Abs. 2 einlei- Anhang, Schema C 2
tender Satz Buchstabe b) einlei-

tender Satz

Art. 65 Abs. 2 Buch- Anhang, Schema C 2
staben a), b) und c) Buchstabe b) erster,

zweiter und dritter
Gedankenstrich

Art. 66 Anhang, Schema C 3
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Art. 67 Anhang, Schema C 4

Art. 68 Anhang, Schema C 5
Buchstaben a), b) und
c)

Art. 69 Anhang, Schema C 6.

Art. 70 Art. 2

Art. 71 Art. 3

Art. 72 Art. 4

Art. 73 Abs. 1 Art. 5 Abs. 1

Art. 73 Abs. 2 Unter- Art. 5 Abs. 2 Unter-
abs. 1 einleitender abs. 1 einleitender
Satz Satz

Art. 73 Abs. 2 Unter- Art. 5 Abs. 2 Unter-
abs. 1 Buchstaben a) abs. 1 erster und zwei-
und b) ter Gedankenstrich

Art. 73 Abs. 2 Unter- Art. 5 Abs. 2 Unter-
abs. 2 abs. 2

Art. 73 Abs. 3 bis 7 Art. 5 Abs. 3 bis 7

Art. 74 Art. 6

Art. 75 Art. 8

Art. 76 Art. 9 Abs. 3 bis 6

Art. 77 Art. 10 Abs. 2

Art. 78 Abs. 1 Anhang, Schema D
A.1 Buchstabe a)

Art. 78 Abs. 2 einlei- Anhang, Schema D
tender Satz A.1 Buchstabe b) ein-

leitender Satz

Art. 78 Abs. 2 Buch- Anhang, Schema D
staben a) und b) A.1 Buchstabe b) er-

ster und zweiter Ge-
dankenstrich

Art. 79 Anhang, Schema D
A.2

Art. 80 Anhang, Schema D
A.3
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Art. 81 Anhang, Schema D
A.4

Art. 82 Anhang, Schema D
A.5

Art. 83 Abs. 1 Anhang, Schema D
B.1 Buchstabe a)

Art. 83 Abs. 2 einlei- Anhang, Schema D
tender Satz B.1 Buchstabe b) ein-

leitender Satz

Art. 83 Abs. 2 Buch- Anhang, Schema D
stabe a) und b) B.1 Buchstabe b) er-

ster und zweiter Ge-
dankenstrich

Art. 84 Anhang, Schema D
B.2

Art. 85 Art. 1 Abs. 1, 2 und 3

Art. 86 Art. 2

Art. 87 Art. 8

Art. 88 Art. 3

Art. 89 Abs. 1 Unter- Art. 4 Abs. 1 Unter-
abs. 1 einleitender abs. 1 einleitender
Satz Satz

Art. 89 Abs. 1 Unter- Art. 4 Abs. 1 Unter-
abs. 1 Buchstaben a) abs. 1 erster und zwei-
und b) ter Gedankenstrich

Art. 89 Abs. 1 Unter- Art. 4 Abs. 1 Unter-
abs. 2 und 3 abs. 2 und 3

Art. 89 Abs. 2 Art. 4 Abs. 2

Art. 90 Art. 5

Art. 91 Art. 10 Abs. 1

Art. 92 Abs. 1 einlei- Art. 7 Abs. 1 einlei-
tender Satz tender Satz

Art. 92 Abs. 1 Buch- Art. 7 Abs. 1 erster
staben a) bis h) bis achter Gedanken-

strich

Art. 92 Abs. 2 Art. 7 Abs. 2

Art. 93 Art. 6
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Art. 94 Art. 9

Art. 95 Art. 11

Art. 96 Art. 13

Art. 97 Art. 15

Art. 98 Abs. 1 einlei- Art. 20 Abs. 1 einlei-
tender Satz tender Satz

Art. 98 Abs. 1 Buch- Art. 20 Abs. 1 erster
staben a) und b) und zweiter Gedan-

kenstrich

Art. 98 Abs. 2 Art. 20 Abs. 2

Art. 99 Abs. 1 Art. 21 Abs.1

Art. 99 Abs. 2 einlei- Art. 21 Abs. 2 einlei-
tender Satz tender Satz

Art. 99 Abs. 2 Buch- Art. 21 Abs. 2 erster
staben a) und b) und zweiter Gedan-

kenstrich

Art. 99 Abs. 3 Art. 21 Abs. 3

Art. 100 Art. 23

Art. 101 Art. 22

Art. 102 Abs. 1 Art. 17 Abs. 1 erster Art. 10 Abs. 2 Unter-
Unterabs. 1 Satz abs. 1

Art. 102 Abs. 1 Art. 17 Abs. 1 zweiter
Unterabs. 2 Satz

Art. 102 Abs. 2 Art. 7 Abs. 1 und 3

Art. 103 Art. 17 Abs. 2 Art. 7 Abs. 2 Art. 10 Abs. 2 Unter-
abs. 2

Art. 104 Art. 6a

Art. 105 Abs. 1 und Art. 9 Abs. 1 und 2 Art. 18 Abs. 1 und 3 Art. 9 Abs. 1 und 2 Art. 12 Abs. 1 und 2
2 Unterabs. 2

Art. 105 Abs. 3 Art. 18 Abs. 4 Art. 9 Abs. 7

Art. 106 Art. 18 Abs. 1 Art. 24d Abs. 1 Art. 10 Abs. 1 Art. 12 Abs. 3

Art. 107 Abs. 1 und Art. 19 Art. 25 Abs. 1 und 2 Art. 14 Abs. 1 und 2
2

Art. 107 Abs. 3 Art. 25 Abs. 3
Unterabs. 1
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Art. 107 Abs. 3 Art. 14 Abs. 3
Unterabs. 2

Art. 108 Abs. 1 Art. 20 Abs. 1 Einlei-
Unterabs.1 tungssatz

Art. 108 Abs. 1 Art. 20 Abs. 3 und 4
Unterabs. 2 und 3

Art. 108 Abs. 2 Art. 20 Abs. 1 Einlei- Art. 26 Abs. 1 Buch- Art. 11 Abs. 1 Buch-
Unterabs. 1 Buchsta- tungssatz und Buch- stabe a) stabe a)
be a) stabe a)

Art. 108 Abs. 2 Art. 16 Abs. 1 Buch-
Unterabs. 1 Buchsta- stabe a)
be b)

Art. 108 Abs. 2 Art. 20 Abs. 1 Buch-
Unterabs. 1 Buchsta- stabe b)
be c) Ziff. i)

Art. 108 Abs. 2 Art. 26 Abs. 1 Buch-
Unterabs. 1 Buchsta- stabe b)
be c) Ziff. ii)

Art. 108 Abs. 2 Art. 11 Abs. 1 Buch- Art. 16 Abs. 1 Buch-
Unterabs. 1 Buchsta- stabe b) stabe b)
be c) Ziff. iii)

Art. 108 Abs. 2 Art. 20 Abs. 1 Buch- Art. 26 Abs. 1 Buch- Art. 11 Abs. 1 Buch- Art. 16 Abs. 1 Buch-
Unterabs. 1 Buchsta- stabe c) stabe c) stabe c) stabe c)
be d)

Art. 108 Abs. 2 Art. 20 Abs. 2 Art. 26 Abs. 2
Unterabs. 2

Art. 109 Art. 21

Art. 110 Art. 22 Abs. 2 Art. 27 Abs. 2 Art. 12 Abs. 3 Art. 17 Abs. 2

Art. 111

Art. 112

Art. 113

Anhang I Schema A Anhang — Schema A
Kapitel 1 Kapitel 1

Anhang I Schema A Anhang — Schema A
Kapitel 2 — 2.1 bis Kapitel 2 — 2.1 bis
2.4.4 2.4.4

Anhang I Schema A Anhang — Schema A
Kapitel 2 — 2.4.5 Kapitel 2 — 2.4.5
Unterabs. 1 — einlei- Unterabs. 1 — einlei-
tender Satz tender Satz
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Anhang I Schema A Anhang — Schema A
Kapitel 2 — 2.4.5 Kapitel 2 — 2.4.5
Unterabs. 1 Buchsta- Unterabs. 1 erster und
ben a) und b) zweiter Gedanken-

strich

Anhang I Schema A Anhang — Schema A
Kapitel 2 — 2.4.5 Kapitel 2 — 2.4.5
Unterabs. 2 Unterabs. 2

Anhang I Schema A Anhang — Schema A
Kapitel 2 — 2.5 Kapitel 2 — 2.5

Anhang I Schema A Anhang — Schema A
Kapitel 3 — 3.1 bis Kapitel 3 — 3.1 bis
3.2.0 3.2.0

Anhang I Schema A Anhang — Schema A
Kapitel 3 — 3.2.1. Kapitel 3 — 3.2.1 ein-
einleitender Satz leitender Satz

Anhang I Schema A Anhang — Schema A
Kapitel 3 — 3.2.1 Kapitel 3 — 3.2.1 er-
Buchstaben a), b) und ster, zweiter und drit-
c) ter Gedankenstrich

Anhang I Schema A Anhang — Schema A
Kapitel 3 — 3.2.2 bis Kapitel 3 — 3.2.2 bis
3.2.9 3.2.9

Anhang I Schema A Anhang — Schema A
Kapitel 4 Kapitel 4

Anhang I Schema A Anhang — Schema A
Kapitel 5 — 5.1 bis Kapitel 5 — 5.1 bis
5.3 5.3

Anhang I Schema A Anhang — Schema A
Kapitel 5 — 5.4 Buch- Kapitel 5 — 5.4 Buch-
staben a) und b) staben a) und b)

Anhang I Schema A Anhang — Schema A
Kapitel 5 — 5.4 Buch- Kapitel 5 — 5.4 Buch-
stabe c) i) und ii) stabe c) erster und

zweiter Gedanken-
strich

Anhang I Schema A Anhang — Schema A
Kapitel 5 — 5.5 und Kapitel 5 — 5.5 und
5.6 5.6

Anhang I Schema A Anhang — Schema A
Kapitel 6 Kapitel 6
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Anhang I Schema A Anhang — Schema A
Kapitel 7 — 7.1 ein- Kapitel 7 — 7.1 ein-
leitender Satz leitender Satz

Anhang I Schema A Anhang — Schema A
Kapitel 7 — 7.1 Buch- Kapitel 7 — 7.1 erster
staben a) und b) und zweiter Gedan-

kenstrich

Anhang I Schema A Anhang — Schema A
Kapitel 7 — 7.2 Kapitel 7 — 7.2

Anhang I Schema B Anhang — Schema B
Kapitel 1 bis 4 Kapitel 1 bis 4

Anhang I Schema B Anhang — Schema B
Kapitel 5 — 5.1. bis Kapitel 5 — 5.1 bis
5.1.3 5.1.3

Anhang I Schema B Anhang — Schema B
Kapitel 5 — 5.1.4 Kapitel 5 — 5.1.4
Unterabs. 1 einleiten- Unterabs. 1 einleiten-
der Satz der Satz

Anhang I Schema B Anhang — Schema B
Kapitel 5 — 5.1.4 Kapitel 5 — 5.1.4
Unterabs. 1 Buchsta- Unterabs. 1 erster,
ben a), b) und c) zweiter und dritter

Gedankenstrich

Anhang I Schema B Anhang — Schema B
Kapitel 5 — 5.1.4 Kapitel 5 — 5.1.4
Unterabs. 2, 3 und 4 Unterabs. 2, 3 und 4

Anhang I Schema B Anhang — Schema B
Kapitel 5 — 5.1.5 bis Kapitel 5 — 5.1.5 bis
5.2 5.2

Anhang I Schema B Anhang — Schema B
Kapitel 5 — 5.3 ein- Kapitel 5 — 5.3 ein-
leitender Satz leitender Satz

Anhang I Schema B Anhang — Schema B
Kapitel 5 — 5.3 Buch- Kapitel 5 — 5.3 Buch-
staben a) und b) staben a) und b)

Anhang I Schema B Anhang — Schema B
Kapitel 5 — 5.3 Buch- Kapitel 5 — 5.3 Buch-
stabe c) i) und ii) stabe c) erster und

zweiter Gedanken-
strich

Anhang I Schema B Anhang — Schema B
Kapitel 6 Kapitel 6
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Anhang I Schema B Anhang — Schema B
Kapitel 7 — 7.1 ein- Kapitel 7 — 7.1 ein-
leitender Satz leitender Satz

Anhang I Schema B Anhang — Schema B
Kapitel 7 — 7.1 Buch- Kapitel 7 — 7.1 erster
staben a) und b) und zweiter Gedan-

kenstrich

Anhang I Schema B Anhang — Schema B
Kapitel 7 — 7.2 Kapitel 7 — 7.2

Anhang I Schema C Anhang — Schema C
Kapitel 1 Kapitel 1

Anhang I Schema C Anhang — Schema C
Kapitel 2 — 2.1 bis Kapitel 2 — 2.1. bis
2.1.2 2.1.2

Anhang I Schema C Anhang — Schema C
Kapitel 2 — 2.2 ein- Kapitel 2 — 2.2 ein-
leitender Satz leitender Satz

Anhang I Schema C Anhang — Schema C
Kapitel 2 — 2.2 Buch- Kapitel 2 — 2.2 erster
staben a) bis d) bis vierter Gedanken-

strich

Anhang I Schema C Anhang — Schema C
Kapitel 2 — 2.3 bis Kapitel 2 — 2.3 bis
2.6 2.6

Anhang II

Anhang III


